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Artikel 1 – Änderung der Bilanzrichtlinie 

 

RICHTLINIE 2013/34/EU DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 26. Juni 2013 

über den Jahresabschluss, den konsolidierten Abschluss und damit verbundene Berichte von 
Unternehmen bestimmter Rechtsformen und zur Änderung der Richtlinie 2006/43/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinien 78/660/EWG und 
83/349/EWG des Rates 

 

KAPITEL 1 

ANWENDUNGSBEREICH, BEGRIFFSBESTIMMUNGEN UND RECHTSFORMEN VON UNTERNEHMEN UND 
GRUPPEN 

Artikel 1 - Anwendungsbereich 

(1)   Die durch diese Richtlinie vorgeschriebenen Koordinierungsmaßnahmen gelten für die Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten für die Rechtsformen von Unternehmen, 

a) die in Anhang I genannt sind; 

b) die in Anhang II genannt sind und bei denen alle unmittelbaren oder mittelbaren 
Gesellschafter des Unternehmens mit ansonsten unbeschränkter Haftung tatsächlich 
nur beschränkt haftbar sind, weil diese Gesellschafter 

i) über eine in Anhang I aufgeführte Rechtsform verfügen oder 

ii) nicht den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats unterliegen, aber über eine 
Rechtsform verfügen, die einer in Anhang I genannten vergleichbar ist. 

(2)   Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission innerhalb einer angemessenen Zeitspanne 
über Änderungen bei den Rechtsformen von Unternehmen in ihren einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften, die die Richtigkeit des Anhangs I oder des Anhangs II beeinträchtigen 
könnten. In diesem Fall ist die Kommission befugt, die Verzeichnisse der Rechtsformen von 
Unternehmen in den Anhängen I und II mittels delegierter Rechtsakte im Einklang mit Artikel 
49 anzupassen. 

(3)  Die in den Artikeln 19a, 29a, 29d, 30 und 33, Artikel 34 Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstabe aa, 
Artikel 34 Absätze 2 und 3 sowie Artikel 51 der vorliegenden Richtlinie vorgeschriebenen 
Koordinierungsmaßnahmen gelten unabhängig von der jeweiligen Rechtsform auch für die 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten für folgende Unternehmen, sofern es 
sich um große Unternehmen oder um kleine und mittlere Unternehmen – mit Ausnahme von 
Kleinstunternehmen –, handelt, die Unternehmen von öffentlichem Interesse im Sinne von 
Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe a der vorliegenden Richtlinie sind:  
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a)  Versicherungsunternehmen im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie 91/674/EWG 
des Rates1; 

b)  Kreditinstitute im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 1 der Verordnung (EU) Nr. 
575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates2.  

Die Mitgliedstaaten können beschließen, die in Unterabsatz 1 genannten 
Koordinierungsmaßnahmen nicht auf die in Artikel 2 Absatz 5 Nummern 2 bis 23 der Richtlinie 
2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates3 genannten Unternehmen 
anzuwenden.  

(4)  Die in den Artikeln 19a, 29a und 29d vorgeschriebenen Koordinierungsmaßnahmen gelten 
nicht für Finanzprodukte nach Artikel 2 Nummer 12 Buchstaben b und f der Verordnung (EU) 
2019/2088 des Europäischen Parlaments und des Rates4.  

(5)  Die in den Artikeln 40a bis 40d vorgeschriebenen Koordinierungsmaßnahmen gelten auch für 
die Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten für Tochterunternehmen und 
Zweigniederlassungen von Unternehmen, die nicht dem Recht eines Mitgliedstaats 
unterliegen, deren Rechtsform aber den in Anhang I genannten Rechtsformen vergleichbar ist. 

Artikel 2 - Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck 

1. "Unternehmen von öffentlichem Interesse" Unternehmen im Anwendungsbereich des Art. 1 

a) die unter das Recht eines Mitgliedstaats fallen und deren übertragbare Wertpapiere 
zum Handel an einem geregelten Markt eines Mitgliedstaats im Sinne des Artikels 4 
Absatz 1 Nummer 14 der Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 21. April 2004 über Märkte für Finanzinstrumente (12) zugelassen sind, 

b) die Kreditinstitute im Sinne des Artikels 4 Nummer 1 der Richtlinie 2006/48/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2006 über die Aufnahme und 
Ausübung der Tätigkeit der Kreditinstitute (13) – mit Ausnahme der in Artikel 2 jener 
Richtlinie genannten Kreditinstitute – sind, 

c) die Versicherungsunternehmen im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 der Richtlinie 
91/674/EWG des Rates vom 19. Dezember 1991 über den Jahresabschluss und den 
konsolidierten Abschluss von Versicherungsunternehmen (14) sind oder 

                                                           
1 Richtlinie 91/674/EWG des Rates vom 19. Dezember 1991 über den Jahresabschluss und den konsolidierten 
Abschluss von Versicherungsunternehmen (ABl. L 374 vom 31.12.1991, S. 7). 
2 Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über 
Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 176 
vom 27.6.2013, S. 1). 
3 Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den Zugang zur 
Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten, zur Änderung der Richtlinie 
2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 
338). 
4 Verordnung (EU) 2019/2088 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. November 2019 über 
nachhaltigkeitsbezogene Offenlegungspflichten im Finanzdienstleistungssektor (ABl. L 317 vom 9.12.2019, S. 1). 
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d) die von den Mitgliedstaaten als Unternehmen von öffentlichem Interesse bestimmt 
werden, beispielsweise Unternehmen, die aufgrund der Art ihrer Tätigkeit, ihrer Größe 
oder der Zahl ihrer Beschäftigten von erheblicher öffentlicher Bedeutung sind. 

2. "Beteiligung" Anteile an anderen Unternehmen, die dazu bestimmt sind, dem eigenen 
Geschäftsbetrieb durch Herstellung einer dauernden Verbindung zu jenen Unternehmen zu 
dienen. Dabei ist es gleichgültig, ob die Anteile in Wertpapieren verbrieft sind oder nicht. Es 
wird eine Beteiligung an einem anderen Unternehmen vermutet, wenn der Anteil am 
Gesellschaftskapital über einem prozentualen Schwellenwert liegt, der von den 
Mitgliedstaaten auf höchstens 20 % festgesetzt werden darf; 

3. "nahestehende Unternehmen und Personen" Unternehmen und Personen im Sinne der gemäß 
der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Juli 
2002 betreffend die Anwendung internationaler Rechnungslegungsstandards (15) 
übernommenen Internationalen Rechnungslegungsstandards; 

4. "Anlagevermögen" diejenigen Vermögensgegenstände, die dazu bestimmt sind, dauernd dem 
Geschäftsbetrieb zu dienen; 

5. "Nettoumsatzerlöse" die Beträge, die sich aus dem Verkauf von Produkten und der Erbringung 
von Dienstleistungen nach Abzug von Erlösschmälerungen und der Mehrwertsteuer sowie 
sonstigen direkt mit dem Umsatz verbundenen Steuern ergeben; für 
Versicherungsunternehmen nach Artikel 1 Absatz 3 Unterabsatz 1 Buchstabe a der 
vorliegenden Richtlinie wird der Begriff ‚Nettoumsatzerlöse‘ jedoch gemäß Artikeln 35 und 
Artikel 66 Nummer 2 der Richtlinie 91/674/EWG des Rates5 definiert; für Kreditinstitute nach 
Artikel 1 Absatz 3 Unterabsatz 1 Buchstabe b der vorliegenden Richtlinie wird der Begriff 
‚Nettoumsatzerlöse‘ gemäß Artikel 43 Absatz 2 Buchstabe c der Richtlinie 86/635/EWG des 
Rates6 definiert; und für Unternehmen, die in den Anwendungsbereich von Artikel 40a Absatz 
1 dieser Richtlinie fallen, bezeichnet der Begriff ‚Nettoumsatzerlöse‘ die Einnahmen gemäß der 
Definition durch die bzw. im Sinne der Rechnungslegungsgrundsätze, auf deren Grundlage die 
Abschlüsse des Unternehmens erstellt werden; 

6. "Anschaffungskosten" den Einkaufpreis samt Nebenkosten, vermindert um alle zurechenbaren 
Anschaffungspreisminderungen; 

7. "Herstellungskosten" die Anschaffungskosten der Rohstoffe, Hilfs- und Betriebsstoffe und die 
sonstigen dem einzelnen Erzeugnis unmittelbar zurechenbaren Kosten. Die Mitgliedstaaten 
gestatten oder schreiben vor, dass angemessene Teile dem einzelnen Erzeugnis nur mittelbar 
zurechenbarer fixer oder variabler Gemeinkosten in dem Maße berücksichtigt werden, wie sie 
auf den Zeitraum der Herstellung entfallen. Vertriebskosten sind nicht zu berücksichtigen; 

8. "Wertberichtigung" alle Wertanpassungen von Vermögensgegenständen, die zur 
Berücksichtigung am Bilanzstichtag festgestellter, endgültiger oder nicht endgültiger 
Wertänderungen dienen; 

                                                           
5 Richtlinie 91/674/EWG des Rates vom 19. Dezember 1991 über den Jahresabschluss und den konsolidierten 
Abschluss von Versicherungsunternehmen (ABl. L 374 vom 31.12.1991, S. 7). 
 
6 Richtlinie 86/635/EWG des Rates vom 8. Dezember 1986 über den Jahresabschluss und den konsolidierten 
Abschluss von Banken und anderen Finanzinstituten (ABl. L 372 vom 31.12.1986, S. 1). 
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9. "Mutterunternehmen" ein Unternehmen, das ein oder mehrere Tochterunternehmen 
kontrolliert; 

10. "Tochterunternehmen" ein von einem Mutterunternehmen kontrolliertes Unternehmen, 
einschließlich jedes mittelbar kontrollierten Tochterunternehmens eines 
Mutterunternehmens; 

11. "Gruppe" ein Mutterunternehmen und alle Tochterunternehmen; 

12. "verbundene Unternehmen" zwei oder mehrere Unternehmen innerhalb einer Gruppe; 

13. "assoziiertes Unternehmen" ein Unternehmen, an dem ein anderes Unternehmen eine 
Beteiligung hält und dessen Geschäfts- und Finanzpolitik durch dieses andere Unternehmen 
maßgeblich beeinflusst wird. Es wird vermutet, dass ein Unternehmen einen maßgeblichen 
Einfluss auf ein anderes Unternehmen ausübt, sofern es 20 % oder mehr der Stimmrechte der 
Aktionäre oder Gesellschafter dieses anderen Unternehmens besitzt; 

14. "Investmentunternehmen" 

a) Unternehmen, deren einziger Zweck darin besteht, ihre Mittel in Wertpapieren oder 
Immobilien verschiedener Art oder in anderen Werten anzulegen mit dem einzigen Ziel, 
das Risiko der Investitionen zu verteilen und ihre Aktionäre oder Gesellschafter an dem 
Gewinn aus der Verwaltung ihres Vermögens zu beteiligen; 

b) Unternehmen, die mit Investmentunternehmen verbunden sind, die ein festes Kapital 
haben, sofern der einzige Zweck dieser verbundenen Unternehmen darin besteht, voll 
eingezahlte Anteile, die von diesen Investmentunternehmen ausgegeben worden sind, 
zu erwerben, unbeschadet des Artikels 22 Absatz 1 Buchstabe h der Richtlinie 
2012/30/EU; 

15. "Beteiligungsgesellschaft" Unternehmen, deren einziger Zweck darin besteht, Beteiligungen an 
anderen Unternehmen zu erwerben sowie die Verwaltung und Verwertung dieser 
Beteiligungen wahrzunehmen, ohne dass sie unmittelbar oder mittelbar in die Verwaltung 
dieser Unternehmen eingreifen, unbeschadet der Rechte, die ihnen in ihrer Eigenschaft als 
Aktionäre oder Gesellschafter zustehen. 

16. "wesentlich" den Status von Informationen, wenn vernünftigerweise zu erwarten ist, dass ihre 
Auslassung oder fehlerhafte Angabe Entscheidungen beeinflusst, die Nutzer auf der Grundlage 
des Abschlusses des Unternehmens treffen. Die Wesentlichkeit einzelner Posten wird im 
Zusammenhang mit anderen ähnlichen Posten bewertet; 

17.  ‚Nachhaltigkeitsaspekte‘ Umwelt-, Sozial- und Menschenrechtsfaktoren sowie Governance-
Faktoren, einschließlich Nachhaltigkeitsfaktoren im Sinne von Artikel 2 Nummer 24 der 
Verordnung (EU) 2019/2088;  

18.  ‚Nachhaltigkeitsberichterstattung‘ die Berichterstattung über Informationen über 
Nachhaltigkeitsaspekte gemäß den Artikeln 19a, 29a und 29d;  

19.  ‚wichtigste immaterielle Ressourcen‘ Ressourcen ohne physische Substanz, von denen das 
Geschäftsmodell des Unternehmens grundlegend abhängt und die eine Wertschöpfungsquelle 
für das Unternehmen darstellen;  
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20.  ‚unabhängiger Erbringer von Bestätigungsleistungen‘ eine Konformitätbewertungsstelle, die 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates7 für die 
in Artikel 34 Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstabe aa der vorliegenden Richtlinie genannte 
Konformitätsbewertung akkreditiert ist. 

Artikel 3 - Kategorien von Unternehmen und Gruppen 

 

KAPITEL 2 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN UND GRUNDSÄTZE 

Artikel 4 - Artikel  

 

KAPITEL 3 

BILANZ UND GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG 

Artikel 9 - Artikel 14  

 

KAPITEL 4 

ANHANG 

Artikel 15 - Artikel 18  

 

KAPITEL 5 

LAGEBERICHT 

Artikel 19 - Inhalt des Lageberichts 

(1)    Der Lagebericht stellt den Geschäftsverlauf, das Geschäftsergebnis und die Lage des 
Unternehmens so dar, dass ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild entsteht, 
und beschreibt die wesentlichen Risiken und Ungewissheiten, denen es ausgesetzt ist. 

Der Lagebericht besteht in einer ausgewogenen und umfassenden Analyse des 
Geschäftsverlaufs, des Geschäftsergebnisses und der Lage des Unternehmens, die dem 
Umfang und der Komplexität der Geschäftstätigkeit angemessen ist. 

Soweit dies für das Verständnis des Geschäftsverlaufs, des Geschäftsergebnisses oder der Lage 
des Unternehmens erforderlich ist, umfasst die Analyse die wichtigsten finanziellen und - 

                                                           
7 Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 über die 
Vorschriften für die Akkreditierung und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 339/93 des Rates (ABl. L 218 
vom 13.8.2008, S. 30). 
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soweit angebracht - nichtfinanziellen Leistungsindikatoren, die für die betreffende 
Geschäftstätigkeit von Bedeutung sind, einschließlich Informationen in Bezug auf Umwelt- und 
Arbeitnehmerbelange. Im Rahmen der Analyse enthält der Lagebericht – soweit angebracht – 
auch Hinweise auf im Jahresabschluss ausgewiesene Beträge und zusätzliche Erläuterungen 
dazu. 

Große Unternehmen sowie kleine und mittlere Unternehmen – mit Ausnahme von 
Kleinstunternehmen –, bei denen es sich um Unternehmen von öffentlichem Interesse im 
Sinne von Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe a handelt, erstatten Bericht über Informationen über 
die wichtigsten immateriellen Ressourcen und erläutern, inwiefern das Geschäftsmodell des 
Unternehmens grundlegend von diesen Ressourcen abhängt und inwiefern diese Ressourcen 
eine Wertschöpfungsquelle für das Unternehmen darstellen. 

(2)    Der Lagebericht enthält außerdem Angaben zu Folgendem: 

a) voraussichtliche Entwicklung des Unternehmens; 

b) Tätigkeiten im Bereich Forschung und Entwicklung; 

c) Informationen nach Artikel 24 Absatz 2 der Richtlinie 2012/30/EU betreffend den 
Erwerb eigener Aktien; 

d) bestehende Zweigniederlassungen des Unternehmens und 

e) in Bezug auf die Verwendung von Finanzinstrumenten durch das Unternehmen, sofern 
dies für die Beurteilung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage von Belang ist: 

i) die Risikomanagementziele und -methoden des Unternehmens, einschließlich 
seiner Methoden zur Absicherung aller wichtigen Arten geplanter Geschäfte, die 
im Rahmen der Bilanzierung von Sicherungsgeschäften verbucht werden, und 

ii) die Preisänderungs-, Ausfall-, Liquiditäts- und Cashflowrisiken, denen das 
Unternehmen ausgesetzt ist. 

(3)    Die Mitgliedstaaten können gestatten, dass die kleinen Unternehmen nicht zur Erstellung eines 
Lageberichts verpflichtet sind, sofern sie vorschreiben, dass die Angaben nach Artikel 24 
Absatz 2 der Richtlinie 2012/30/EU betreffend den Erwerb eigener Aktien im Anhang zu 
machen sind. 

(4)    Die Mitgliedstaaten können kleine und mittlere Unternehmen von der Verpflichtung gemäß 
Absatz 1 Unterabsatz 3 ausnehmen, soweit sie nichtfinanzielle Informationen betrifft. 

Artikel 19a - Nachhaltigkeitsberichterstattung  

(1) Große Unternehmen sowie kleine und mittlere Unternehmen – mit Ausnahme von 
Kleinstunternehmen –, bei denen es sich um Unternehmen von öffentlichem Interesse im 
Sinne von Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe a handelt, nehmen in den Lagebericht Angaben auf, 
die für das Verständnis der Auswirkungen der Tätigkeiten des Unternehmens auf 
Nachhaltigkeitsaspekte sowie das Verständnis der Auswirkungen von Nachhaltigkeitsaspekten 
auf Geschäftsverlauf, Geschäftsergebnis und Lage des Unternehmens erforderlich sind.  

Die in Unterabsatz 1 genannten Angaben müssen im Lagebericht mittels eines dafür 
vorgesehenen Abschnitts klar erkennbar sein.  



8 
 

(2) Die in Absatz 1 genannten Informationen umfassen Folgendes:  

a)  eine kurze Beschreibung von Geschäftsmodell und Strategie des Unternehmens, 
einschließlich Angaben  

i)  zur Widerstandsfähigkeit von Geschäftsmodell und Strategie des Unternehmens 
gegenüber Risiken im Zusammenhang mit Nachhaltigkeitsaspekten;  

ii)  zu den Chancen des Unternehmens im Zusammenhang mit 
Nachhaltigkeitsaspekten;  

iii)  zu der Art und Weise, einschließlich Durchführungsmaßnahmen und zugehörigen 
Finanz- und Investitionsplänen, wie das Unternehmen beabsichtigt 
sicherzustellen, dass sein Geschäftsmodell und seine Strategie mit dem Übergang 
zu einer nachhaltigen Wirtschaft und der Begrenzung der Erderwärmung auf 1,5 
°C im Einklang mit dem am 12. Dezember 2015 angenommenen Übereinkommen 
von Paris im Rahmen des Rahmenübereinkommens der Vereinten Nationen über 
Klimaänderungen (im Folgenden „Übereinkommen von Paris“) und dem in der 
Verordnung (EU) 2021/1119 des Europäischen Parlaments und des Rates8 
verankerten Ziel der Verwirklichung der Klimaneutralität bis 2050 vereinbar sind, 
und gegebenenfalls die Exposition des Unternehmens gegenüber Aktivitäten mit 
Bezug zu Kohle, Öl und Gas;  

iv)  zu der Art und Weise, wie das Unternehmen den Belangen seiner Interessenträger 
und den Auswirkungen seiner Tätigkeiten auf Nachhaltigkeitsaspekte in seinem 
Geschäftsmodell und seiner Strategie Rechnung trägt;  

v)  zu der Art und Weise, wie die Strategie des Unternehmens im Hinblick auf 
Nachhaltigkeitsaspekte umgesetzt wird;  

b)  eine Beschreibung der zeitgebundenen Nachhaltigkeitsziele, die sich das Unternehmen 
gesetzt hat, gegebenenfalls einschließlich der absoluten Ziele für die Verringerung der 
Treibhausgasemissionen mindestens für 2030 und 2050, eine Beschreibung der 
Fortschritte, die das Unternehmen im Hinblick auf die Erreichung dieser Ziele erzielt hat, 
und eine Erklärung, ob die auf Umweltfaktoren bezogenen Ziele des Unternehmens auf 
schlüssigen wissenschaftlichen Beweisen beruhen;  

c)  eine Beschreibung der Rolle der Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgane im 
Zusammenhang mit Nachhaltigkeitsaspekten sowie ihres Fachwissens und ihrer 
Fähigkeiten zur Wahrnehmung dieser Rolle oder ihres Zugangs zu solchem Fachwissen 
und solchen Fähigkeiten;  

d)  eine Beschreibung der Unternehmenspolitik hinsichtlich Nachhaltigkeit;  

e)  Angaben über das Vorhandensein von mit Nachhaltigkeitsaspekten verknüpften 
Anreizsystemen, die Mitgliedern der Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgane 
angeboten werden;  

                                                           
8 Verordnung (EU) 2021/1119 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Juni 2021 zur Schaffung des 
Rahmens für die Verwirklichung der Klimaneutralität und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 401/2009 
und (EU) 2018/1999 („Europäisches Klimagesetz“) (ABl. L 243 vom 9.7.2021, S. 1) 
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f)  eine Beschreibung  

i)  des vom Unternehmen mit Blick auf Nachhaltigkeitsaspekte und gegebenenfalls 
im Einklang mit den Anforderungen der Union für Unternehmen zur Durchführung 
eines Due-Diligence-Prozesses durchgeführten Due-Diligence-Prozesses;  

ii)  der wichtigsten tatsächlichen oder potenziellen negativen Auswirkungen, die mit 
der eigenen Geschäftstätigkeit des Unternehmens und mit seiner 
Wertschöpfungskette, einschließlich seiner Produkte und Dienstleistungen, seiner 
Geschäftsbeziehungen und seiner Lieferkette, verknüpft sind, der Maßnahmen zur 
Ermittlung und Überwachung dieser Auswirkungen, und anderer negativer 
Auswirkungen, die das Unternehmen gemäß anderen Anforderungen der Union 
für Unternehmen zur Durchführung eines Due-Diligence-Prozesses ermitteln 
muss;  

iii)  jeglicher Maßnahmen des Unternehmens zur Verhinderung, Minderung, 
Behebung oder Beendigung tatsächlicher oder potenzieller negativer 
Auswirkungen und des Erfolgs dieser Maßnahmen;  

g)  eine Beschreibung der wichtigsten Risiken, denen das Unternehmen im Zusammenhang 
mit Nachhaltigkeitsaspekten ausgesetzt ist, einschließlich einer Beschreibung der 
wichtigsten Abhängigkeiten in diesem Bereich, und der Handhabung dieser Risiken 
durch das Unternehmen;  

h)  Indikatoren, die für die unter den Buchstaben a bis g genannten Offenlegungen relevant 
sind.  

Die Unternehmen erstatten über den Prozess zur Ermittlung der gemäß Absatz 1 in den 
Lagebericht aufgenommenen Informationen Bericht. Die in Unterabsatz 1 des vorliegenden 
Absatzes aufgeführten Informationen umfassen gegebenenfalls Informationen über kurz-, 
mittel- und langfristige Zeiträume.  

(3) Gegebenenfalls umfassen die in den Absätzen 1 und 2 genannten Informationen Angaben zur 
eigenen Geschäftstätigkeit des Unternehmens und zu seiner Wertschöpfungskette, 
einschließlich Angaben zu seinen Produkten und Dienstleistungen, seinen 
Geschäftsbeziehungen und seiner Lieferkette.  

Für die ersten drei Jahre der Anwendung der von den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 5 Absatz 2 
der Richtlinie (EU) 2022/2464 des Europäischen Parlaments und des Rates9 angenommenen 
Maßnahmen und für den Fall, dass nicht alle erforderlichen Informationen über seine 
Wertschöpfungskette verfügbar sind, erläutert das Unternehmen, welche Anstrengungen 
unternommen wurden, um die erforderlichen Informationen über seine Wertschöpfungskette 
zu erhalten, begründet das Unternehmen, warum nicht alle erforderlichen Informationen 
eingeholt werden konnten, und erläutert das Unternehmen seine Pläne, um künftig die 
erforderlichen Informationen einzuholen.  

                                                           
9 Richtlinie (EU) 2022/2464 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14.Dezember 2022 zur Änderung 
der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 und der Richtlinien 2004/109/EG, 2006/43/EG und 2013/34/EU hinsichtlich 
der Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen (ABl. L. 322 vom 16.12.2022, S. 15). 
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Gegebenenfalls umfassen die in den Absätzen 1 und 2 genannten Angaben auch Verweise auf 
andere gemäß Artikel 19 in den Lagebericht aufgenommene Angaben und zusätzliche 
Erläuterungen dazu sowie auf die im Jahresabschluss ausgewiesenen Beträge.  

Die Mitgliedstaaten können gestatten, dass Informationen über künftige Entwicklungen oder 
Belange, über die Verhandlungen geführt werden, in Ausnahmefällen weggelassen werden, 
wenn eine solche Angabe nach der ordnungsgemäß begründeten Einschätzung der Mitglieder 
der Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgane, die im Rahmen der ihnen durch 
einzelstaatliche Rechtsvorschriften übertragenen Zuständigkeiten handeln und gemeinsam für 
diese Einschätzung zuständig sind, der Geschäftslage des Unternehmens ernsthaft schaden 
würde, sofern eine solche Nichtaufnahme ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
und ausgewogenes Verständnis des Geschäftsverlaufs, des Geschäftsergebnisses und der Lage 
des Unternehmens, sowie der Auswirkungen seiner Tätigkeit nicht verhindert.  

(4)  Die Unternehmen erstatten Bericht über die in den Absätzen 1 bis 3 des vorliegenden Artikels 
genannten Informationen gemäß den im Einklang mit Artikel 29b angenommenen Standards 
für die Nachhaltigkeitsberichterstattung.  

(5)  Die Unternehmensleitung unterrichtet die Arbeitnehmervertreter auf geeigneter Ebene und 
erörtert mit ihnen die einschlägigen Informationen und die Mittel zur Einholung und 
Überprüfung von Nachhaltigkeitsinformationen. Die Stellungnahme der Arbeitnehmervertreter 
wird gegebenenfalls den zuständigen Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorganen 
mitgeteilt. 

(6)  Abweichend von den Absätzen 2 bis 4 und unbeschadet der Absätze 9 und 10 können kleine 
und mittlere Unternehmen nach Absatz 1, kleine und nicht komplexe Institute im Sinne von 
Artikel 4 Absatz 1 Nummer 145 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013, firmeneigene 
Versicherungsunternehmen im Sinne von Artikel 13 Nummer 2 der Richtlinie 2009/138/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates10 und firmeneigene Rückversicherungsunternehmen 
im Sinne von Artikel 13 Nummer 5 der genannten Richtlinie ihre 
Nachhaltigkeitsberichterstattung auf folgende Informationen beschränken:  

a)  eine kurze Beschreibung von Geschäftsmodell und Strategie des Unternehmens;  

b)  eine Beschreibung der Unternehmenspolitik hinsichtlich Nachhaltigkeit;  

c)  die wichtigsten tatsächlichen oder potenziellen negativen Auswirkungen des 
Unternehmens in Bezug auf Nachhaltigkeitsaspekte sowie jegliche Maßnahmen zur 
Ermittlung, Überwachung, Verhinderung, Minderung oder Behebung solcher 
tatsächlichen oder potenziellen negativen Auswirkungen;  

d)  die wichtigsten Risiken, denen das Unternehmen im Zusammenhang mit 
Nachhaltigkeitsaspekten ausgesetzt ist, und die Handhabung dieser Risiken durch das 
Unternehmen;  

e)  Schlüsselindikatoren, die für die unter den Buchstaben a bis d genannten Offenlegungen 
erforderlich sind.  

                                                           
10 Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2009 betreffend die 
Aufnahme und Ausübung der Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (Solvabilität II) (ABl. L 335 
vom 17.12.2009, S. 1). 



11 
 

Kleine und mittlere Unternehmen, kleine und nicht komplexe Institute sowie firmeneigene 
Versicherungs- und Rückversicherungsunternehmen, die von der Ausnahmeregelung gemäß 
Unterabsatz 1 Gebrauch machen, erstatten gemäß den Standards für die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung durch kleine und mittlere Unternehmen nach Artikel 29c 
Bericht.  

(7) Für Geschäftsjahre, die vor dem 1. Januar 2028 beginnen, können kleine und mittlere 
Unternehmen, bei denen es sich um Unternehmen von öffentlichem Interesse im Sinne von 
Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe a handelt, abweichend von Absatz 1 des vorliegenden Artikels 
beschließen, die in Absatz 1 genannten Informationen nicht in ihren Lagebericht aufzunehmen. 
In solchen Fällen gibt das Unternehmen jedoch in seinem Lagebericht kurz an, warum die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung nicht vorgelegt wurde.  

(8)  Bei Unternehmen, die die Anforderungen der Absätze 1 bis 4 des vorliegenden Artikels 
erfüllen, und Unternehmen, die von der Ausnahmeregelung nach Absatz 6 des vorliegenden 
Artikels Gebrauch machen, wird davon ausgegangen, dass sie die Anforderung von Artikel 19 
Absatz 1 Unterabsatz 3 erfüllen.  

(9)  Sofern die in Unterabsatz 2 des vorliegenden Absatzes festgelegten Bedingungen erfüllt sind, 
wird ein Unternehmen, das ein Tochterunternehmen ist, von den in den Absätzen 1 bis 4 des 
vorliegenden Artikels festgelegten Pflichten befreit (im Folgenden „befreites 
Tochterunternehmen“), wenn dieses Unternehmen und seine Tochterunternehmen in den 
konsolidierten Lagebericht eines Mutterunternehmens einbezogen werden und dieser 
konsolidierte Lagebericht gemäß Artikel 29 und Artikel 29a erstellt wird. Ein Unternehmen, das 
Tochterunternehmen eines in einem Drittland niedergelassenen Mutterunternehmens ist, 
wird ebenfalls von den in den Absätzen 1 bis 4 des vorliegenden Artikels festgelegten Pflichten 
befreit, wenn dieses Unternehmen und seine Tochterunternehmen in die konsolidierte 
Nachhaltigkeitsberichterstattung dieses in einem Drittland niedergelassenen 
Mutterunternehmens einbezogen werden und diese konsolidierte 
Nachhaltigkeitsberichterstattung gemäß den nach Artikel 29b erlassenen Standards für die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung oder in einer Weise durchgeführt wird, die diesen Standards 
für die Nachhaltigkeitsberichterstattung gleichwertig ist, was in einem gemäß Artikel 23 Absatz 
4 Unterabsatz 3 der Richtlinie 2004/109/EG des Europäischen Parlaments und des Rates11 
erlassenen Durchführungsrechtsakt über die Gleichwertigkeit der Standards für die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung festgestellt wurde.  

Die Befreiung nach Unterabsatz 1 ist an folgende Bedingungen geknüpft:  

a)  Der Lagebericht des befreiten Tochterunternehmens enthält alle folgenden 
Informationen:  

i)  Namen und Sitz des Mutterunternehmens, das über Informationen auf 
Gruppenebene gemäß dem vorliegenden Artikel oder in einer Weise Bericht 
erstattet, die den nach Artikel 29b der vorliegenden Richtlinie erlassenen 
Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung gleichwertig ist, was in einem 

                                                           
11 Richtlinie 2004/109/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Dezember 2004 zur 
Harmonisierung der Transparenzanforderungen in Bezug auf Informationen über Emittenten, deren 
Wertpapiere zum Handel auf einem geregelten Markt zugelassen sind, und zur Änderung der Richtlinie 
2001/34/EG (ABl. L 390 vom 31.12.2004, S. 38). 
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gemäß Artikel 23 Absatz 4 Unterabsatz 3 der Richtlinie 2004/109/EG erlassenen 
Durchführungsrechtsakt über die Gleichwertigkeit der Standards für die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung festgestellt wurde;  

ii)  die Weblinks zum konsolidierten Lagebericht des Mutterunternehmens oder 
gegebenenfalls zu der konsolidierten Nachhaltigkeitsberichterstattung des 
Mutterunternehmens nach Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes und zu dem 
Bestätigungsurteil nach Artikel 34 Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstabe aa der 
vorliegenden Richtlinie oder zum Bestätigungsurteil nach Buchstabe b dieses 
Unterabsatzes; 

iii)  die Information, dass das Unternehmen von den in den Absätzen 1 bis 4 dieses 
Artikels genannten Pflichten befreit ist;  

b)  ist das Mutterunternehmen in einem Drittland niedergelassen, so werden seine 
konsolidierte Nachhaltigkeitsberichterstattung und das Bestätigungsurteil zu der 
konsolidierten Nachhaltigkeitsberichterstattung, das von einer oder mehreren Personen 
oder Gesellschaften abgegeben wurde, die nach dem für dieses Mutterunternehmen 
geltenden Recht zur Abgabe eines Urteils über die Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung befugt sind, gemäß Artikel 30 der vorliegenden 
Richtlinie und im Einklang mit dem Recht des Mitgliedstaats, dem das befreite 
Tochterunternehmen unterliegt, veröffentlicht;  

c)  ist das Mutterunternehmen in einem Drittland niedergelassen, so werden die in Artikel 8 
der Verordnung (EU) 2020/852 des Europäischen Parlaments und des Rates12 
festgelegten Offenlegungen über die Tätigkeiten des in der Union niedergelassenen 
befreiten Tochterunternehmens und seiner Tochterunternehmen in den Lagebericht des 
befreiten Tochterunternehmens oder in der konsolidierten 
Nachhaltigkeitsberichterstattung des in einem Drittland niedergelassenen 
Mutterunternehmens aufgenommen.  

Der Mitgliedstaat, dessen einzelstaatlichem Recht das befreite Tochterunternehmen 
unterliegt, kann verlangen, dass der konsolidierte Lagebericht des Mutterunternehmens oder 
gegebenenfalls der konsolidierte Nachhaltigkeitsbericht des Mutterunternehmens in einer von 
diesem Mitgliedstaat akzeptierten Sprache offengelegt wird und dass alle erforderlichen 
Übersetzungen in diese Sprache bereitgestellt werden. Jede Übersetzung, die nicht beglaubigt 
wurde, muss eine entsprechende Erklärung enthalten.  

Unternehmen, die gemäß Artikel 37 von der Erstellung eines Lageberichts befreit sind, 
brauchen die in Unterabsatz 2 Buchstabe a Ziffern i bis iii dieses Absatzes genannten 
Informationen nicht vorzulegen, sofern diese Unternehmen den konsolidierten Lagebericht 
gemäß Artikel 37 offenlegen.  

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 dieses Absatzes und in Fällen, in denen Artikel 10 der 
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 Anwendung findet, werden Kreditinstitute nach Artikel 1 Absatz 
3 Unterabsatz 1 Buchstabe b dieser Richtlinie, die einer Zentralorganisation ständig zugeordnet 

                                                           
12 Verordnung (EU) 2020/852 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2020 über die 
Einrichtung eines Rahmens zur Erleichterung nachhaltiger Investitionen und zur Änderung der Verordnung (EU) 
2019/2088 (ABl. L 198 vom 22.6.2020, S. 13). 
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sind, welche sie unter den in Artikel 10 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 festgelegten 
Bedingungen beaufsichtigt, wie Tochterunternehmen dieser Zentralorganisation behandelt. 

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 werden Versicherungsunternehmen nach Artikel 1 Absatz 3 
Unterabsatz 1 Buchstabe a der vorliegenden Richtlinie, die auf der Grundlage einer in Artikel 
212 Absatz 1 Buchstabe c Ziffer ii der Richtlinie 2009/138/EG genannten finanziellen Beziehung 
einer Gruppe angehören und gemäß Artikel 213 Absatz 2 Buchstaben a bis c der genannten 
Richtlinie der Gruppenaufsicht unterliegen, wie Tochterunternehmen des 
Mutterunternehmens der Gruppe behandelt.  

(10)  Die Befreiung nach Absatz 9 gilt auch für Unternehmen von öffentlichem Interesse, die den 
Anforderungen dieses Artikels unterliegen, mit Ausnahme großer Unternehmen, bei denen es 
sich um Unternehmen von öffentlichem Interesse im Sinne von Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe 
a dieser Richtlinie handelt. 

Artikel 20 - Erklärung zur Unternehmensführung 

(1)    Ein Unternehmen nach Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a nimmt eine Erklärung zur 
Unternehmensführung in seinen Lagebericht auf. Diese Erklärung bildet einen gesonderten 
Abschnitt im Lagebericht und enthält zumindest die folgenden Angaben: 

a) soweit zutreffend einen Verweis auf: 

i) den Unternehmensführungskodex, dem das Unternehmen unterliegt, 

ii) den Unternehmensführungskodex, den es gegebenenfalls freiwillig anzuwenden 
beschlossen hat, 

iii) alle relevanten Angaben zu Unternehmensführungspraktiken, die es über die 
Anforderungen der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften hinaus anwendet. 

Wird auf einen Unternehmensführungskodex nach Ziffer i oder ii Bezug genommen, gibt das 
Unternehmen auch an, wo die entsprechenden Dokumente öffentlich zugänglich sind. Wird 
auf die Angaben nach Ziffer iii Bezug genommen, macht das Unternehmen Einzelheiten seiner 
Unternehmensführungspraktiken öffentlich zugänglich; 

b) soweit ein Unternehmen im Einklang mit den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften von 
einem Unternehmensführungskodex im Sinne des Buchstabens a Ziffer i oder ii 
abweicht, eine Erklärung, in welchen Punkten und aus welchen Gründen es von dem 
Kodex abweicht; hat das Unternehmen beschlossen, nicht auf einen 
Unternehmensführungskodex im Sinne des Buchstabens a Ziffer i oder ii Bezug zu 
nehmen, so legt es die Gründe hierfür dar; 

c) eine Beschreibung der wichtigsten Merkmale des internen Kontroll- und des 
Risikomanagementsystems des Unternehmens im Hinblick auf den 
Rechnungslegungsprozess; 

d) die gemäß Artikel 10 Absatz 1 Buchstaben c, d, f, h und i der Richtlinie 2004/25/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 betreffend 
Übernahmeangebote (16) geforderten Angaben, sofern das Unternehmen unter diese 
Richtlinie fällt; 
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e) eine Beschreibung der Art und Weise der Durchführung der Hauptversammlung und 
deren wesentliche Befugnisse sowie eine Beschreibung der Aktionärsrechte und der 
Möglichkeiten ihrer Ausübung, sofern diese Angaben nicht bereits vollständig in den 
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften enthalten sind, und 

f) die Zusammensetzung und Arbeitsweise der Verwaltungs-, Leitungs- und 
Aufsichtsorgane und ihrer Ausschüsse. 

g)  eine Beschreibung des Diversitätskonzepts, das im Zusammenhang mit den 
Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorganen des Unternehmens in Bezug auf das 
Geschlecht sowie andere Aspekte wie beispielsweise Alter, Behinderungen oder 
Bildungs- und Berufshintergrund verfolgt wird, der Ziele dieses Diversitätskonzepts 
sowie der Art und Weise der Umsetzung dieses Konzepts und der Ergebnisse im 
Berichtszeitraum. Wird ein derartiges Konzept nicht angewendet, wird in der Erklärung 
erläutert, warum dies der Fall ist. 

Bei Unternehmen, die Artikel 19a unterliegen, wird davon ausgegangen, dass sie die Pflichten 
gemäß Unterabsatz 1 Buchstabe g erfüllen, wenn sie die nach diesem Buchstaben 
erforderlichen Angaben in ihre Nachhaltigkeitsberichterstattung aufnehmen und in der 
Erklärung zur Unternehmensführung ein Verweis darauf aufgenommen wird. 

(2)    Die Mitgliedstaaten können gestatten, dass die Angaben nach Absatz 1 in 

a) einem gesonderten Bericht, der gemäß Artikel 30 zusammen mit dem Lagebericht 
offengelegt wird, oder 

b) einem auf den Internetseiten des Unternehmens öffentlich zugänglichen Dokument, auf 
das im Lagebericht Bezug genommen wird, enthalten sind. 

In dem gesonderten Bericht nach Buchstabe a oder in dem Dokument nach Buchstabe b kann 
auf den Lagebericht verwiesen werden, sofern die nach Absatz 1 Buchstabe d erforderlichen 
Angaben in dem Lagebericht enthalten sind. 

(3)    Der Abschlussprüfer oder die Prüfungsgesellschaft gibt gemäß Artikel 34 Absatz 1 Unterabsatz 
2 ein Urteil hinsichtlich der nach Absatz 1 Buchstaben c und d geforderten Angaben ab und 
überprüft, ob die in Absatz 1 Buchstaben a, b, e und f genannten Angaben gemacht wurden. 

(4)    Die Mitgliedstaaten können Unternehmen nach Absatz 1, die ausschließlich andere 
Wertpapiere als zum Handel an einem geregelten Markt im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 
Nummer 14 der Richtlinie 2004/39/EG zugelassene Aktien emittiert haben, von der 
Anwendung des Absatzes 1 Buchstaben a, b, e und f ausnehmen, es sei denn, dass diese 
Unternehmen Aktien emittiert haben, die über ein multilaterales Handelssystem im Sinne des 
Artikels 4 Absatz 1 Nummer 15 der Richtlinie 2004/39/EG gehandelt werden. 
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KAPITEL 6 

KONSOLIDIERTE ABSCHLÜSSE UND BERICHTE 

Artikel 21 - Anwendungsbereich für die konsolidierten Abschlüsse und Berichte 

Artikel 22 - Pflicht zur Aufstellung konsolidierter Abschlüsse 

Artikel 23 - Ausnahmen von der Konsolidierung 

(1)    Kleine Gruppen sind von der Verpflichtung zur Erstellung eines konsolidierten Abschlusses und 
eines konsolidierten Lageberichts ausgenommen, es sei denn, eines der verbundenen 
Unternehmen ist ein Unternehmen von öffentlichem Interesse. 

(2)    Die Mitgliedstaaten können mittlere Gruppen von der Verpflichtung zur Erstellung eines 
konsolidierten Abschlusses und eines konsolidierten Lageberichts befreien, es sei denn, eines 
der verbundenen Unternehmen ist ein Unternehmen von öffentlichem Interesse. 

(3)    Ungeachtet der Absätze 1 und 2 befreien die Mitgliedstaaten in den folgenden Fällen jedes 
ihrem Recht unterliegende Mutterunternehmen (befreites Unternehmen), das gleichzeitig 
Tochterunternehmen ist, einschließlich eines Unternehmens von öffentlichem Interesse, das 
nicht unter Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a fällt, von der Verpflichtung zur Erstellung eines 
konsolidierten Abschlusses und eines konsolidierten Lageberichts, sofern dessen 
Mutterunternehmen dem Recht eines Mitgliedstaats unterliegt und 

a) das Mutterunternehmen des befreiten Unternehmens sämtliche Aktien oder Anteile des 
befreiten Unternehmens besitzt. Die Aktien oder Anteile des befreiten Unternehmens, 
die aufgrund einer gesetzlichen oder satzungsmäßigen Verpflichtung von Mitgliedern 
des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans gehalten werden, werden nicht 
berücksichtigt, oder 

b) das Mutterunternehmen des befreiten Unternehmens 90 % oder mehr der Aktien oder 
Anteile des befreiten Unternehmens besitzt und die anderen Aktionäre oder 
Gesellschafter des befreiten Unternehmens der Befreiung zugestimmt haben. 

(4)    Die Ausnahmen nach Absatz 3 werden nur gewährt, wenn sämtliche nachfolgend genannte 
Bedingungen erfüllt sind: 

a) Das befreite Unternehmen sowie alle seine Tochterunternehmen sind unbeschadet 
Absatz 9 in den konsolidierten Abschluss eines größeren Kreises von Unternehmen 
einbezogen, dessen Mutterunternehmen dem Recht eines Mitgliedstaats unterliegt; 

b) der konsolidierte Abschluss nach Buchstabe a und der konsolidierte Lagebericht des 
größeren Kreises von Unternehmen sind von dem Mutterunternehmen dieses Kreises 
von Unternehmen nach dem Recht des Mitgliedstaats, dem das Mutterunternehmen 
unterliegt, im Einklang mit dieser Richtlinie, ausgenommen den in Artikel 29a 
festgelegten Anforderungen oder mit gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 
angenommenen internationalen Rechnungslegungsstandards erstellt; 

c) bezüglich des befreiten Unternehmens werden folgende Unterlagen nach dem Recht 
des Mitgliedstaats, dem das befreite Unternehmen unterliegt, im Einklang mit Artikel 30 
veröffentlicht: 
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i) der konsolidierte Abschluss nach Buchstabe a und der konsolidierte Lagebericht 
nach Buchstabe b, 

ii) der Bestätigungsvermerk und 

iii) gegebenenfalls die in Artikel 6 bezeichneten Unterlagen. 

Der betreffende Mitgliedstaat kann vorschreiben, dass die unter den Ziffern i, ii und iii genannten 
Unterlagen in seiner Amtssprache offengelegt werden und die Übersetzung dieser Unterlagen 
beglaubigt wird; 

d) im Anhang zum Jahresabschluss des befreiten Unternehmens werden folgende Angaben 
gemacht: 

i) Name und Sitz des Mutterunternehmens, das den konsolidierten Abschluss nach 
Buchstabe a aufstellt, und 

ii) Hinweis auf die Befreiung von der Verpflichtung zur Erstellung eines 
konsolidierten Abschlusses und eines konsolidierten Lageberichts. 

(5)    Die Mitgliedstaaten können in den von Absatz 3 nicht erfassten Fällen unbeschadet der 
Absätze 1, 2 und 3 jedes ihrem Recht unterliegende Mutterunternehmen (das befreite 
Unternehmen), das gleichzeitig Tochterunternehmen ist, einschließlich eines Unternehmens 
von öffentlichem Interesse, das nicht unter Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a fällt, dessen eigenes 
Mutterunternehmen dem Recht eines Mitgliedstaats unterliegt, von der Verpflichtung zur 
Erstellung eines konsolidierten Abschlusses und eines konsolidierten Lageberichts ausnehmen, 
wenn alle in Absatz 4 genannten Voraussetzungen erfüllt sind und wenn 

a) die Aktionäre oder Gesellschafter des befreiten Unternehmens, die einen 
Mindestprozentsatz des gezeichneten Kapitals dieses Unternehmens besitzen, nicht 
spätestens sechs Monate vor dem Ablauf des Geschäftsjahres die Aufstellung eines 
konsolidierten Abschlusses verlangt haben; 

b) der Mindestprozentsatz nach Buchstabe a folgende Grenzen nicht überschreitet: 

i) 10 % des gezeichneten Kapitals im Falle von Aktiengesellschaften und 
Kommanditgesellschaften auf Aktien und 

ii) 20 % des gezeichneten Kapitals im Falle von Unternehmen anderer Rechtsformen; 

c) der Mitgliedstaat die Befreiung nicht davon abhängig macht, dass 

i) das Mutterunternehmen, das den konsolidierten Abschluss nach Absatz 4 
Buchstabe a aufgestellt hat, dem Recht des die Befreiung gewährenden 
Mitgliedstaats unterliegt, oder 

ii) Bedingungen bezüglich der Aufstellung und Prüfung dieses Abschlusses erfüllt 
werden. 

(6)    Die Mitgliedstaaten können die Befreiung nach den Absätzen 3 und 5 davon abhängig machen, 
dass in dem konsolidierten Abschluss nach Absatz 4 Buchstabe a oder in einer als Anhang 
beigefügten Unterlage zusätzliche Angaben im Einklang mit dieser Richtlinie gemacht werden, 
sofern diese Angaben auch von den dem Recht dieses Mitgliedstaats unterliegenden 
Unternehmen, die zur Aufstellung eines konsolidierten Abschlusses verpflichtet sind und sich 
in derselben Lage befinden, verlangt werden. 
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(7)    Die Absätze 3 bis 6 gelten unbeschadet der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Aufstellung eines konsolidierten Abschlusses oder eines konsolidierten Lageberichts, sofern 
diese Unterlagen 

a) zur Unterrichtung der Arbeitnehmer oder ihrer Vertreter verlangt werden oder 

b) von einer Verwaltungsbehörde oder einem Gericht für deren Zwecke angefordert 
werden. 

(8)    Unbeschadet der Absätze 1, 2, 3 und 5 kann ein Mitgliedstaat, der Befreiungen nach den 
Absätzen 3 und 5 gewährt, auch jedes seinem Recht unterliegende Mutterunternehmen (das 
befreite Unternehmen), das gleichzeitig Tochterunternehmen eines nicht dem Recht eines 
Mitgliedstaats unterliegenden Mutterunternehmens ist, einschließlich eines Unternehmens 
von öffentlichem Interesse, das nicht unter Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a fällt, von der 
Verpflichtung zur Erstellung eines konsolidierten Abschlusses und eines konsolidierten 
Lageberichts ausnehmen, wenn alle folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

a) Das befreite Unternehmen sowie alle seine Tochterunternehmen werden unbeschadet 
Absatz 9 in den konsolidierten Abschluss eines größeren Kreises von Unternehmen 
einbezogen; 

b) der unter Buchstabe a bezeichnete konsolidierte Abschluss und gegebenenfalls der 
konsolidierte Lagebericht werden wie folgt erstellt: 

i) im Einklang mit dieser Richtlinie, oder ausgenommen den Anforderungen des 
Artikels 29a, 

ii) im Einklang mit gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 angenommen 
internationalen Rechnungslegungsstandards, 

iii) derart, dass sie einem nach dieser Richtlinie erstellten konsolidierten Abschluss 
und konsolidierten Lagebericht gleichwertig sind, ausgenommen den 
Anforderungen des Artikels 29a, oder 

iv) derart, dass sie internationalen Rechnungslegungsstandards, die gemäß der 
Verordnung (EG) Nr. 1569/2007 der Kommission vom 21. Dezember 2007 über die 
Einrichtung eines Mechanismus zur Festlegung der Gleichwertigkeit der von 
Drittstaatemittenten angewandten Rechnungslegungsgrundsätze gemäß den 
Richtlinien 2003/71/EG und 2004/109/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates (17) festgelegt wurden, gleichwertig sind; 

c) der unter Buchstabe a bezeichnete konsolidierte Abschluss ist von einem oder mehreren 
Abschlussprüfern oder einer oder mehreren Prüfungsgesellschaften geprüft worden, die 
aufgrund der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften denen das Unternehmen unterliegt, 
das diesen Abschluss aufgestellt hat, zur Prüfung von Jahresabschlüssen zugelassen sind. 

Absatz 4 Buchstaben c und d sowie die Absätze 5, 6 und 7 finden Anwendung. 

(9)    Ein Unternehmen, einschließlich eines Unternehmens von öffentlichem Interesse, braucht 
nicht in den konsolidierten Abschluss einbezogen werden, wenn zumindest eine der 
nachfolgend genannten Bedingungen erfüllt ist: 
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a) Es liegt der äußerst seltene Fall vor, dass die für die Aufstellung eines konsolidierten 
Abschlusses nach dieser Richtlinie erforderlichen Angaben nicht ohne unverhältnismäßig 
hohe Kosten oder ungebührliche Verzögerungen zu erhalten sind; 

b) die Anteile oder Aktien dieses Unternehmens werden ausschließlich zum Zwecke ihrer 
Weiterveräußerung gehalten oder 

c) erhebliche und andauernde Beschränkungen behindern nachhaltig 

i) die Ausübung der Rechte des Mutterunternehmens in Bezug auf Vermögen oder 
Geschäftsführung dieses Unternehmens oder 

ii) die Ausübung der einheitlichen Leitung dieses Unternehmens, wenn es in einer 
der in Artikel 22 Absatz 7 bezeichneten Beziehungen steht. 

(10)    Unbeschadet des Artikels 6 Absatz 1 Buchstabe b, des Artikels 21 und der Absätze 1 und 2 
dieses Artikels wird jedes Mutterunternehmen, einschließlich eines Unternehmens von 
öffentlichem Interesse, von der Pflicht nach Artikel 22 befreit, wenn 

a) alle seine Tochterunternehmen sowohl einzeln als auch insgesamt von untergeordneter 
Bedeutung sind oder 

b) aufgrund von Absatz 9 dieses Artikels keines seiner Tochterunternehmen in den 
konsolidierten Abschluss einbezogen zu werden braucht. 

Artikel 24 - Aufstellung des konsolidierten Abschlusses 

Artikel 25 - Unternehmenszusammenschlüsse innerhalb einer Gruppe 

Artikel 26 - Quotenkonsolidierung 

Artikel 27 - Rechnungslegung nach der Equity-Methode für assoziierte Unternehmen 

Artikel 28 - Anhang zum konsolidierten Abschluss 

Artikel 29 - Konsolidierter Lagebericht 

Artikel 29a - Konsolidierte Nachhaltigkeitsberichterstattung 

(1) Mutterunternehmen einer großen Gruppe nach Artikel 3 Absatz 7 nehmen in den 
konsolidierten Lagebericht Angaben auf, die für das Verständnis der Auswirkungen der Gruppe 
auf Nachhaltigkeitsaspekte sowie das Verständnis der Auswirkungen von 
Nachhaltigkeitsaspekten auf Geschäftsverlauf, Geschäftsergebnis und Lage der Gruppe 
erforderlich sind.  

Die in Unterabsatz 1 genannten Angaben müssen im konsolidierten Lagebericht mittels eines 
dafür vorgesehenen Abschnitts erkennbar ausgewiesen sein.  

(2) Die in Absatz 1 genannten Informationen umfassen Folgendes:  

a)  eine kurze Beschreibung von Geschäftsmodell und Strategie der Gruppe, einschließlich 
Angaben  

i)  zur Widerstandsfähigkeit von Geschäftsmodell und Strategie der Gruppe 
gegenüber Risiken im Zusammenhang mit Nachhaltigkeitsaspekten;  
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ii)  zu den Chancen der Gruppe im Zusammenhang mit Nachhaltigkeitsaspekten 

iii)  zu der Art und Weise, einschließlich Durchführungsmaßnahmen und zugehörigen 
Finanz- und Investitionsplänen, wie die Gruppe beabsichtigt sicherzustellen, dass 
ihr Geschäftsmodell und ihre Strategie mit dem Übergang zu einer nachhaltigen 
Wirtschaft und der Begrenzung der Erderwärmung auf 1,5 °C im Einklang mit dem 
Übereinkommen von Paris und dem in der Verordnung (EU) 2021/1119 
verankerten Ziel der Verwirklichung der Klimaneutralität bis 2050 vereinbar sind, 
und gegebenenfalls die Exposition des Unternehmens gegenüber Aktivitäten mit 
Bezug zu Kohle, Öl und Gas;  

iv)  zu der Art und Weise, wie die Gruppe in ihrem Geschäftsmodell und ihrer 
Strategie den Belangen ihrer Interessenträger und den nachhaltigkeitsrelevanten 
Auswirkungen ihrer Tätigkeiten Rechnung trägt;  

v)  zu der Art und Weise, wie die Strategie der Gruppe mit Blick auf 
Nachhaltigkeitsaspekte umgesetzt wird;  

b)  eine Beschreibung der zeitgebundenen Nachhaltigkeitsziele, die sich die Gruppe gesetzt 
hat, gegebenenfalls einschließlich der absoluten Ziele für die Verringerung der 
Treibhausgasemissionen mindestens für 2030 und 2050, eine Beschreibung der 
Fortschritte, die die Gruppe im Hinblick auf die Erreichung dieser Ziele erzielt hat, und 
eine Erklärung, ob die auf Umweltfaktoren bezogenen Ziele der Gruppe auf schlüssigen 
wissenschaftlichen Beweisen beruhen;  

c)  eine Beschreibung der Rolle der Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgane im 
Zusammenhang mit Nachhaltigkeitsaspekten sowie ihres Fachwissens und ihrer 
Fähigkeiten zur Wahrnehmung dieser Rolle oder ihres Zugangs zu solchem Fachwissen 
und solchen Fähigkeiten;  

d)  eine Beschreibung der Unternehmenspolitik der Gruppe hinsichtlich Nachhaltigkeit;  

e)  Angaben über das Vorhandensein von mit Nachhaltigkeitsaspekten verknüpften 
Anreizsystemen, die Mitgliedern der Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgane 
angeboten werden;  

f)  eine Beschreibung  

i)  des von der Gruppe mit Blick auf Nachhaltigkeitsaspekte und gegebenenfalls im 
Einklang mit den Anforderungen der Union für Unternehmen zur Durchführung 
eines Due-Diligence-Prozesses angewandten Due-Diligence-Prozesses;  

ii)  der wichtigsten tatsächlichen oder potenziellen negativen Auswirkungen, die mit 
der eigenen Geschäftstätigkeit der Gruppe und mit ihrer Wertschöpfungskette, 
einschließlich ihrer Produkte und Dienstleistungen, ihrer Geschäftsbeziehungen 
und ihrer Lieferkette, verknüpft sind, der Maßnahmen zur Ermittlung und 
Überwachung dieser Auswirkungen, und anderer negativer Auswirkungen, die das 
Unternehmen gemäß anderen Anforderungen der Union zur Durchführung eines 
Due-Diligence Prozesses ermitteln muss; 
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iii)  jeglicher Maßnahmen der Gruppe zur Verhinderung, Minderung, Behebung oder 
Beendigung tatsächlicher oder potenzieller negativer Auswirkungen und des 
Ergebnisses dieser Maßnahmen;  

g)  eine Beschreibung der wichtigsten Risiken, denen die Gruppe im Zusammenhang mit 
Nachhaltigkeitsaspekten ausgesetzt ist, einschließlich der wichtigsten Abhängigkeiten in 
diesem Bereich, und der Art und Weise, wie die Gruppe solche Risiken steuert;  

h)  Indikatoren, die für die unter den Buchstaben a bis g genannten Offenlegungen relevant 
sind.  

Die Mutterunternehmen teilen das Verfahren zur Ermittlung der im Einklang mit Absatz 1 
dieses Artikels in den konsolidierten Lagebericht eingeflossenen Informationen mit. Die in 
Unterabsatz 1 dieses Absatzes aufgeführten Informationen umfassen gegebenenfalls 
Informationen über kurz-, mittel- und langfristige Zeiträume.  

(3) Gegebenenfalls umfassen die in den Absätzen 1 und 2 genannten Informationen Angaben zur 
eigenen Geschäftstätigkeit der Gruppe und zu ihrer Wertschöpfungskette, einschließlich 
Angaben zu ihren Produkten und Dienstleistungen, ihren Geschäftsbeziehungen und ihrer 
Lieferkette.  

Für die ersten drei Jahre der Anwendung der von den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 5 Absatz 2 
der Richtlinie (EU) 2022/2464 angenommenen Maßnahmen und für den Fall, dass nicht alle 
erforderlichen Informationen über seine Wertschöpfungskette verfügbar sind, erläutert das 
Mutterunternehmen, welche Anstrengungen unternommen wurden, um die erforderlichen 
Informationen über seine Wertschöpfungskette zu erhalten, begründet das 
Mutterunternehmen, warum nicht alle erforderlichen Informationen eingeholt werden 
konnten, und erläutert das Mutterunternehmen seine Pläne, um künftig alle erforderlichen 
Informationen einzuholen. 

Gegebenenfalls umfassen die in den Absätzen 1 und 2 genannten Informationen auch 
Verweise auf andere gemäß Artikel 29 in den konsolidierten Lagebericht aufgenommene 
Informationen und zusätzliche Erläuterungen dazu sowie auf die im konsolidierten Abschluss 
ausgewiesenen Beträge.  

Die Mitgliedstaaten können gestatten, dass Informationen über künftige Entwicklungen oder 
Belange, über die Verhandlungen geführt werden, in Ausnahmefällen weggelassen werden, 
wenn nach der ordnungsgemäß begründeten Einschätzung der Mitglieder der Verwaltungs-, 
Leitungs- und Aufsichtsorgane, die im Rahmen der ihnen durch einzelstaatliche 
Rechtsvorschriften übertragenen Zuständigkeiten handeln und die gemeinsam für diese 
Einschätzung zuständig sind, eine solche Offenlegung von Informationen der Geschäftslage der 
Gruppe ernsthaft schaden würde, sofern eine solche Nichtaufnahme ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes und ausgewogenes Verständnis des Geschäftsverlaufs, des 
Geschäftsergebnisses und der Lage der Gruppe sowie der Auswirkungen ihrer Tätigkeit nicht 
verhindert.  

(4) Stellt das Bericht erstattende Unternehmen erhebliche Unterschiede zwischen den Risiken für 
die Gruppe oder Auswirkungen der Gruppe und den Risiken für ein oder mehrere 
Tochterunternehmen oder Auswirkungen eines oder mehrerer Tochterunternehmen fest, so 
muss es gegebenenfalls ein hinreichendes Verständnis der Risiken für das betreffende bzw. die 
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betreffenden Tochterunternehmen und Auswirkungen des betreffenden 
Tochterunternehmens bzw. der betreffenden Tochterunternehmen vermitteln.  

Die Unternehmen geben an, welche in die Konsolidierung einbezogenen Tochterunternehmen 
von der jährlichen oder konsolidierten Nachhaltigkeitsberichterstattung gemäß Artikel 19a 
Absatz 9 bzw. Artikel 29a Absatz 8 befreit sind.  

(5) Die Mutterunternehmen erstatten Bericht über die in den Absätzen 1 bis 3 dieses Artikels 
genannten Informationen gemäß den im Einklang mit Artikel 29b angenommenen Standards 
für die Nachhaltigkeitsberichterstattung.  

(6) Die Unternehmensleitung des Mutterunternehmens unterrichtet die Arbeitnehmervertreter 
auf geeigneter Ebene und erörtert mit ihnen die einschlägigen Informationen und die Mittel 
zur Einholung und Überprüfung von Nachhaltigkeitsinformationen. Die Stellungnahme der 
Arbeitnehmervertreter wird gegebenenfalls den zuständigen Verwaltungs-, Leitungs- oder 
Aufsichtsorganen mitgeteilt.  

(7) Wenn ein Mutterunternehmen die Anforderungen nach den Absätzen 1 bis 5 des vorliegenden 
Artikels erfüllt, wird davon ausgegangen, dass es die Anforderungen nach Artikel 19 Absatz 1 
Unterabsatz 3 und Artikel 19a erfüllt.  

(8) Sofern die in Unterabsatz 2 des vorliegenden Absatzes festgelegten Bedingungen erfüllt sind, 
wird ein Mutterunternehmen, das auch ein Tochterunternehmen ist, von den in den Absätzen 
1 bis 5 des vorliegenden Artikels festgelegten Pflichten befreit (im Folgenden „befreites 
Mutterunternehmen“), wenn dieses Mutterunternehmen und seine Tochterunternehmen in 
den konsolidierten Lagebericht eines anderen Unternehmens einbezogen werden und dieser 
konsolidierte Lagebericht gemäß Artikel 29 und dem vorliegenden Artikel erstellt wird. Ein 
Mutterunternehmen, das Tochterunternehmen eines in einem Drittland niedergelassenen 
Mutterunternehmens ist, wird ebenfalls von den in den Absätzen 1 bis 5 des vorliegenden 
Artikels festgelegten Pflichten befreit, wenn dieses Mutterunternehmen und seine 
Tochterunternehmen in die konsolidierte Nachhaltigkeitsberichterstattung dieses in einem 
Drittland niedergelassenen Mutterunternehmens einbezogen werden und diese konsolidierte 
Nachhaltigkeitsberichterstattung gemäß den nach Artikel 29b erlassenen Standards für die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung oder in einer Weise durchgeführt wird, die diesen Standards 
für die Nachhaltigkeitsberichterstattung gleichwertig ist, was in einem gemäß Artikel 23 Absatz 
4 Unterabsatz 3 der Richtlinie 2004/109/EG erlassenen Durchführungsrechtsakt über die 
Gleichwertigkeit der Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung festgestellt wurde.  

Die Befreiung nach Unterabsatz 1 ist an folgende Bedingungen geknüpft:  

a)  Der Lagebericht des befreiten Mutterunternehmens enthält alle folgenden 
Informationen:  

i)  Namen und Sitz des Mutterunternehmens, das über Informationen auf 
Gruppenebene gemäß dem vorliegenden Artikel oder in einer Weise Bericht 
erstattet, die den nach Artikel 29b der vorliegenden Richtlinie erlassenen 
Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung gleichwertig ist, was in einem 
gemäß Artikel 23 Absatz 4 Unterabsatz 3 der Richtlinie 2004/109/EG erlassenen 
Durchführungsrechtsakt über die Gleichwertigkeit der Standards für die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung festgestellt wurde;  
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ii)  die Weblinks zum konsolidierten Lagebericht des Mutterunternehmens oder 
gegebenenfalls zu der konsolidierten Nachhaltigkeitsberichterstattung des 
Mutterunternehmens nach Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes und zu dem 
Bestätigungsurteil nach Artikel 34 Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstabe aa der 
vorliegenden Richtlinie oder zum Bestätigungsurteil nach Buchstabe b dieses 
Unterabsatzes;  

iii)  einen Hinweis auf die Befreiung des Unternehmens von den in den Absätzen 1 bis 
5 dieses Artikels genannten Pflichten.  

b)  Ist das Mutterunternehmen in einem Drittland niedergelassen, so werden seine 
konsolidierten Nachhaltigkeitsberichterstattung und das Bestätigungsurteil, das von 
einer oder mehreren Personen oder Gesellschaften abgegeben wurde, die nach dem für 
das Mutterunternehmen geltenden einzelstaatlichen Recht zur Abgabe eines Urteils 
über die Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung befugt sind, gemäß Artikel 30 
und im Einklang mit dem Recht des Mitgliedstaats, dem das befreite 
Mutterunternehmen unterliegt, veröffentlicht.  

c)  Ist das Mutterunternehmen in einem Drittland niedergelassen, werden die in Artikel 8 
der Verordnung (EU) 2020/852 festgelegten Angaben über die Tätigkeiten des in der 
Union niedergelassenen Tochterunternehmens, das gemäß Artikel 19a Absatz 9 der 
vorliegenden Richtlinie von der Nachhaltigkeitsberichterstattung ausgenommen ist, in 
den Lagebericht des befreiten Mutterunternehmens oder in die von dem in einem 
Drittland niedergelassenen Mutterunternehmen durchgeführte konsolidierte 
Nachhaltigkeitsberichterstattung, aufgenommen.  

Der Mitgliedstaat, dessen einzelstaatlichem Recht das befreite Mutterunternehmen unterliegt, 
kann verlangen, dass der konsolidierte Lagebericht des Mutterunternehmens oder 
gegebenenfalls der konsolidierte Nachhaltigkeitsbericht des Mutterunternehmens in einer von 
diesem Mitgliedstaat akzeptierten Sprache offengelegt wird und dass alle erforderlichen 
Übersetzungen in diese Sprache bereitgestellt werden. Jede Übersetzung, die nicht beglaubigt 
wurde, muss eine entsprechende Erklärung enthalten.  

Mutterunternehmen, die gemäß Artikel 37 von der Erstellung eines Lageberichts befreit sind, 
brauchen die in Unterabsatz 2 Buchstabe a Ziffern i bis iii dieses Absatzes genannten 
Informationen nicht vorzulegen, sofern diese Unternehmen den konsolidierten Lagebericht 
gemäß Artikel 37 offenlegen.  

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 und in Fällen, in denen Artikel 10 der Verordnung (EU) Nr. 
575/2013 Anwendung findet, werden Kreditinstitute nach Artikel 1 Absatz 3 Unterabsatz 1 
Buchstabe b dieser Richtlinie, die einer Zentralorganisation ständig zugeordnet sind, welche sie 
unter den in Artikel 10 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 festgelegten Bedingungen 
beaufsichtigt, wie Tochterunternehmen dieser Zentralorganisation behandelt.  

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 werden Versicherungsunternehmen nach Artikel 1 Absatz 3 
Unterabsatz 1 Buchstabe a der vorliegenden Richtlinie, die auf der Grundlage einer in Artikel 
212 Absatz 1 Buchstabe c Ziffer ii der Richtlinie 2009/138/EG genannten finanziellen 
Beziehungen einer Gruppe angehören und gemäß Artikel 213 Absatz 2 Buchstaben a bis c der 
genannten Richtlinie der Gruppenaufsicht unterliegen, wie Tochterunternehmen des 
Mutterunternehmens der Gruppe behandelt.  
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(9) Die Befreiung nach Absatz 8 gilt auch für Unternehmen von öffentlichem Interesse, die den 
Anforderungen dieses Artikels unterliegen, mit Ausnahme großer Unternehmen, bei denen es 
sich um Unternehmen von öffentlichem Interesse im Sinne von Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe 
a dieser Richtlinie handelt. 

 

KAPITEL 6A 

STANDARDS FÜR DIE NACHHALTIGKEITSBEICHTERSTATTUNG  

Artikel 29b – Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung 

(1)  Die Kommission erlässt delegierte Rechtsakte nach Artikel 49 zur Ergänzung dieser Richtlinie, 
um Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung festzulegen. In diesen Standards für die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung wird festgelegt, über welche Informationen Unternehmen im 
Einklang mit den Artikeln 19a und 29a Bericht erstatten müssen, und gegebenenfalls, in 
welcher Struktur diese Informationen vorzulegen sind.  

In den in Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes genannten delegierten Rechtsakten legt die 
Kommission bis zum 30. Juni 2023 fest, über welche Informationen Unternehmen im Einklang 
mit Artikel 19a Absätze 1 und 2 und gegebenenfalls Artikel 29a Absätze 1 und 2 Bericht 
erstatten müssen, was zumindest die Informationen umfasst, die Finanzmarktteilnehmer, die 
den Offenlegungspflichten der Verordnung (EU) 2019/2088 unterliegen, benötigen, um diesen 
Verpflichtungen nachzukommen.  

In den in Unterabsatz 1 genannten delegierten Rechtsakten legt die Kommission bis zum 30. 
Juni 2024 Folgendes fest:  

i) ergänzende Informationen, über die Unternehmen in Bezug auf 
Nachhaltigkeitsaspekte und die unter Artikel 19a Absatz 2 aufgeführten Bereiche der 
Berichterstattung erforderlichenfalls Bericht zu erstatten haben;  

ii) Informationen, über die Unternehmen Bericht zu statten haben, die für den Sektor, in 
dem sie tätig sind, spezifisch sind.  

Die Berichterstattungsanforderungen, die in den in Unterabsatz 1 genannten delegierten 
Rechtsakten festgelegt sind, treten frühestens vier Monate nach ihrem Erlass durch die 
Kommission in Kraft.  

Beim Erlass delegierter Rechtsakte zur Festlegung der nach Unterabsatz 3 Ziffer ii 
erforderlichen Informationen achtet die Kommission besonders auf das Ausmaß der Risiken 
und Auswirkungen im Zusammenhang mit Nachhaltigkeitsaspekten für jeden Sektor, wobei sie 
der Tatsache Rechnung trägt, dass die Risiken und Auswirkungen für einige Sektoren höher 
sind als für andere.  

Die Kommission überprüft mindestens alle drei Jahre nach deren Geltungsbeginn die gemäß 
diesem Artikel erlassenen delegierten Rechtsakte unter Berücksichtigung der fachlichen 
Stellungnahme der Europäischen Beratungsgruppe für Rechnungslegung (European Financial 
Reporting Advisory Group – EFRAG) und ändert diese delegierten Rechtsakte, falls dies nötig 
ist, um relevanten Entwicklungen, einschließlich Entwicklungen im Zusammenhang mit 
internationalen Standards, Rechnung zu tragen.  
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Die Kommission konsultiert mindestens einmal jährlich das Europäische Parlament und 
konsultiert die in Artikel 24 der Verordnung (EU) 2020/852 genannte Sachverständigengruppe 
der Mitgliedstaaten für nachhaltiges Finanzwesen und den in Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 
1606/2002 genannten Regelungsausschuss für Rechnungslegung gemeinsam zum 
Arbeitsprogramm der EFRAG im Hinblick auf die Entwicklung von Standards für die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung.  

(2)  Durch die Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung wird die Qualität der 
Informationen sichergestellt, über die Bericht erstattet wird, indem darin vorgeschrieben wird, 
dass die Informationen verständlich, relevant, überprüfbar und vergleichbar sein und in 
wahrheitsgetreuer Weise dargestellt werden müssen. Die Standards für die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung müssen einen unverhältnismäßigen Verwaltungsaufwand für 
Unternehmen vermeiden, unter anderem dadurch, dass die Arbeit globaler 
Standardsetzungsinitiativen für die Nachhaltigkeitsberichterstattung gemäß Absatz 5 
Buchstabe a im größtmöglichen Umfang berücksichtigt wird.  

In den Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung werden unter Berücksichtigung des 
jeweiligen Gegenstands des Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung  

a)  die Informationen präzisiert, die Unternehmen zu folgenden Umweltfaktoren offenlegen 
müssen:  

i)  Klimaschutz, auch in Bezug auf Scope-1-, Scope-2- und gegebenenfalls Scope-3-
Treibhausgasemissionen;  

ii)  Anpassung an den Klimawandel;  

iii) Wasser- und Meeresressourcen;  

iv)  Ressourcennutzung und die Kreislaufwirtschaft;  

v)  Verschmutzung;  

vi)  Biodiversität und Ökosysteme;  

b)  die Informationen präzisiert, die Unternehmen zu folgenden Sozial- und 
Menschenrechtsfaktoren offenlegen müssen:  

i)  Gleichbehandlung und Chancengleichheit für alle, einschließlich 
Geschlechtergerechtigkeit und gleichem Lohn bei gleichwertiger Arbeit, 
Ausbildung und Kompetenzentwicklung, Beschäftigung und Inklusion von 
Menschen mit Behinderungen, Maßnahmen gegen Gewalt und Belästigung am 
Arbeitsplatz sowie Vielfalt;  

ii)  Arbeitsbedingungen, einschließlich sicherer Beschäftigung, Arbeitszeit, 
angemessene Löhne, sozialer Dialog, Vereinigungsfreiheit, Existenz von 
Betriebsräten, Tarifverhandlungen, einschließlich des Anteils der Arbeitnehmer, 
für die Tarifverträge gelten, Informations-, Anhörungs- und 
Mitbestimmungsrechte der Arbeitnehmer, Vereinbarkeit von Beruf und 
Privatleben sowie Gesundheit und Sicherheit;  

iii)  Achtung der Menschenrechte, Grundfreiheiten, demokratischen Grundsätze und 
Standards, die in der Internationalen Charta der Menschenrechte und anderen 
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grundlegenden Menschenrechtsübereinkommen der Vereinten Nationen, 
einschließlich des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen und der Erklärung der Vereinten Nationen über die 
Rechte der indigenen Völker, sowie in der Erklärung der Internationalen 
Arbeitsorganisation über grundlegende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit und 
den grundlegenden Übereinkommen der IAO, der Europäischen Konvention zum 
Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten, der europäischen Sozialcharta 
und der Charta der Grundrechte der Europäischen Union festgelegt sind;  

c)  die Informationen präzisiert, die Unternehmen zu folgenden Governance-Faktoren 
offenlegen müssen:  

i)  die Rolle der Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgane des Unternehmens im 
Zusammenhang mit Nachhaltigkeitsaspekten und ihre Zusammensetzung sowie 
ihr Fachwissen und ihre Fähigkeiten zur Wahrnehmung dieser Rolle oder ihr 
Zugang zu solchem Fachwissen und solchen Fähigkeiten;  

ii)  die Hauptmerkmale der internen Kontroll- und Risikomanagementsysteme des 
Unternehmens in Bezug auf den Prozess der Nachhaltigkeitsberichterstattung und 
der Beschlussfassung;  

iii)  Unternehmensethik und Unternehmenskultur, einschließlich der Bekämpfung von 
Korruption und Bestechung, des Schutzes von Hinweisgebern und des Tierwohls;  

iv)  Tätigkeiten und Verpflichtungen des Unternehmens im Zusammenhang mit der 
Ausübung seines politischen Einflusses, einschließlich seiner Lobbytätigkeiten;  

v)  die Pflege und die Qualität der Beziehungen zu Kunden, Lieferanten und 
Gemeinschaften, die von den Tätigkeiten des Unternehmens betroffen sind, 
einschließlich Zahlungspraktiken, insbesondere in Bezug auf verspätete Zahlungen 
an kleine und mittlere Unternehmen.  

(3)  In den Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung werden die zukunfts- und 
vergangenheitsbezogenen, qualitativen und quantitativen Informationen, über die die 
Unternehmen gegebenenfalls Bericht zu erstatten haben, spezifiziert.   

(4)  In den Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung wird berücksichtigt, dass es für 
Unternehmen nicht immer problemlos möglich ist, Informationen bei Akteuren entlang ihrer 
gesamten Wertschöpfungskette einzuholen, insbesondere bei Akteuren, die nicht den 
Anforderungen an die Nachhaltigkeitsberichterstattung gemäß Artikel 19a oder 29a 
unterliegen, und bei Lieferanten aus Schwellenländern und aufstrebenden Märkten. In den 
Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung werden Angaben zu Wertschöpfungsketten 
vorgegeben, die den Kapazitäten und Merkmalen von Unternehmen in Wertschöpfungsketten 
sowie dem Umfang und der Komplexität ihrer Tätigkeiten, insbesondere von Unternehmen, 
die nicht den Anforderungen an die Nachhaltigkeitsberichterstattung nach Artikel 19a oder 
29a unterliegen, angemessen sind und entsprechen. In den Standards für die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung werden keine Angaben festgelegt, die Unternehmen 
verpflichten würden, Informationen von kleinen und mittleren Unternehmen in ihrer 
Wertschöpfungskette einzuholen, die über die Informationen hinausgehen, die gemäß den 
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Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung für kleine und mittlere Unternehmen 
gemäß Artikel 29c anzugeben sind.  

Unterabsatz 1 gilt unbeschadet der Anforderungen der Union an Unternehmen, einen Due-
Diligence-Prozess durchzuführen.  

(5)  Beim Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Absatz 1 berücksichtigt die Kommission im 
größtmöglichen Umfang  

a)  die Arbeit globaler Standardsetzungsinitiativen für die Nachhaltigkeitsberichterstattung 
und bestehende Standards und Rahmen für die Naturkapitalbilanzierung und die 
Bilanzierung von Treibhausgasen, verantwortungsvolles unternehmerisches Handeln, 
soziale Verantwortung der Unternehmen und nachhaltige Entwicklung;  

b)  die Informationen, die Finanzmarktteilnehmer benötigen, um ihren 
Offenlegungspflichten gemäß der Verordnung (EU) 2019/2088 und gemäß den nach der 
genannten Verordnung erlassenen delegierten Rechtsakten nachzukommen;  

c)  die Kriterien, Indikatoren und Methoden, die in den gemäß der Verordnung (EU) 
2020/852 erlassenen delegierten Rechtsakten festgelegt sind, einschließlich der gemäß 
Artikel 10 Absatz 3, Artikel 11 Absatz 3, Artikel 12 Absatz 2, Artikel 13 Absatz 2, Artikel 
14 Absatz 2 und Artikel 15 Absatz 2 der genannten Verordnung festgelegten technischen 
Bewertungskriterien und der Berichterstattungsanforderungen, die in dem gemäß 
Artikel 8 der genannten Verordnung erlassenen delegierten Rechtsakt festgelegt sind;  

d)  die Offenlegungspflichten für Referenzwert-Administratoren in der Referenzwert-
Erklärung und in der Referenzwert-Methodik sowie die Mindestanforderungen für die 
Konzipierung von EU-Referenzwerten für den klimabedingten Wandel und Paris-
abgestimmten EU-Referenzwerten gemäß den Delegierten Verordnungen (EU) 
2020/181613 , (EU) 2020/181714 und (EU) 2020/181815 der Kommission;  

e)  die Offenlegungen, die in den gemäß Artikel 434a der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 
erlassenen Durchführungsrechtsakten festgelegt sind;  

f)  die Empfehlung 2013/179/EU der Kommission16;  

                                                           
13 Delegierte Verordnung (EU) 2020/1816 der Kommission vom 17. Juli 2020 zur Ergänzung der Verordnung 
(EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Erläuterung in der Referenzwert-
Erklärung, wie Umwelt-, Sozial- und Governance-Faktoren in den einzelnen Referenzwerten, die zur Verfügung 
gestellt und veröffentlicht werden, berücksichtigt werden (ABl. L 406 vom 3.12.2020, S. 1). 
14 Delegierte Verordnung (EU) 2020/1817 der Kommission vom 17. Juli 2020 zur Ergänzung der Verordnung 
(EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich des Mindestinhalts der Erläuterung, 
wie Umwelt-, Sozial- und Governance-Faktoren in der Referenzwert-Methodik berücksichtigt werden (ABl. L 
406 vom 3.12.2020, S. 12) 
15 Delegierte Verordnung (EU) 2020/1818 der Kommission vom 17. Juli 2020 zur  
Ergänzung der Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf 
Mindeststandards für EU-Referenzwerte für den klimabedingten Wandel und für Paris-abgestimmte EU-
Referenzwerte (ABl. L 406 vom 3.12.2020, S. 17) 
16 Empfehlung 2013/179/EU der Kommission vom 9. April 2013 für die Anwendung gemeinsamer Methoden 
zur Messung und Offenlegung der Umweltleistung von Produkten und Organisationen (ABl. L 124 vom 
4.5.2013, S. 1). 
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g)  die Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates17;  

h)  die Verordnung (EU) 2021/1119;  

i)  die Verordnung (EG) Nr. 1221/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates18;  

j)  die Richtlinie (EU) 2019/1937 des Europäischen Parlaments und des Rates19 

Artikel 29c - Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung für kleine und mittlere 
Unternehmen  

(1)  Die Kommission erlässt bis zum 30. Juni 2024 delegierte Rechtsakte nach Artikel 49 zur 
Ergänzung dieser Richtlinie, um Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung 
festzulegen, die den Kapazitäten und Merkmalen kleiner und mittlerer Unternehmen und dem 
Umfang und der Komplexität ihrer Tätigkeiten angemessen sind und entsprechen. In diesen 
Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung ist für kleine und mittlere Unternehmen 
nach Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe a spezifiziert, über welche Informationen gemäß Artikel 
19a Absatz 6 Bericht zu erstatten ist.  

 Die Berichterstattungsanforderungen, die in den in Unterabsatz 1 genannten delegierten 
Rechtsakten festgelegt sind, treten frühestens vier Monate nach ihrem Erlass durch die 
Kommission in Kraft.  

(2)  Bei den Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung für kleine und mittlere 
Unternehmen werden die in Artikel 29b Absätze 2 bis 5 festgelegten Kriterien berücksichtigt. 
Darüber hinaus wird soweit möglich die Struktur spezifiziert, in der diese Informationen 
vorzulegen sind.  

(3)  Die Kommission überprüft mindestens alle drei Jahre nach deren Geltungsbeginn die gemäß 
diesem Artikel erlassenen delegierten Rechtsakte unter Berücksichtigung der fachlichen 
Stellungnahme der EFRAG und ändert diese delegierten Rechtsakte, falls dies nötig ist, um 
relevanten Entwicklungen, einschließlich Entwicklungen im Zusammenhang mit 
internationalen Standards, Rechnung zu tragen. 

 

                                                           
17 Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 2003 über ein System 
für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft und zur Änderung der Richtlinie 
96/61/EG des Rates (ABl. L 275 vom 25.10.2003, S. 32). 
18 Verordnung (EG) Nr. 1221/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2009 über 
die freiwillige Teilnahme von Organisationen an einem Gemeinschaftssystem für Umweltmanagement und 
Umweltbetriebsprüfung und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 761/2001 sowie der Beschlüsse der  
Kommission 2001/681/EG und 2006/193/EG (ABl. L 342 vom 22.12.2009, S. 1) 
19 Richtlinie (EU) 2019/1937 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2019 zum Schutz von 
Personen, die Verstöße gegen das Unionsrecht melden (ABl. L 305 vom 26.11.2019, S. 17). 
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KAPITEL 6B 

EINHEITLICHES ELEKTRONISCHES BERICHTSFORMAT 

Artikel 29d - Einheitliches elektronisches Berichtsformat  

(1)  Unternehmen, die den Anforderungen von Artikel 19a dieser Richtlinie unterliegen, stellen 
ihren Lagebericht im in Artikel 3 der Delegierten Verordnung (EU) 2019/815 der Kommission20 
dargelegten einheitlichen elektronischen Berichtsformat auf und zeichnen ihre 
Nachhaltigkeitsberichtserstattung, einschließlich der Angaben nach Artikel 8 der Verordnung 
(EU) 2020/852, gemäß dem in jener Delegierten Verordnung dargelegten elektronischen 
Berichtsformat aus.  

(2)  Mutterunternehmen, die den Anforderungen von Artikel 29a unterliegen, stellen ihren 
konsolidierten Lagebericht im in Artikel 3 der Delegierten Verordnung (EU) 2019/815 
dargelegten elektronischen Berichtsformat aus und zeichnen die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung, einschließlich der Angaben nach Artikel 8 der Verordnung 
(EU) 2020/852, gemäß dem in jener Delegierten Verordnung dargelegten elektronischen 
Berichtsformat aus. 

  

KAPITEL 7 

OFFENLEGUNG 

Artikel 30 - Allgemeine Offenlegungspflicht 

(1)    Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass Unternehmen innerhalb einer angemessenen Frist, die 
12 Monate nach dem Bilanzstichtag nicht überschreiten darf, den ordnungsgemäß gebilligten 
Jahresabschluss und den Lagebericht sowie den Bericht des Abschlussprüfers oder der 
Prüfungsgesellschaft gemäß Artikel 34 dieser Richtlinie nach den in den Rechtsvorschriften der 
einzelnen Mitgliedstaaten gemäß Kapitel 2 der Richtlinie 2009/101/EG vorgesehenen 
Verfahren offenlegen. gegebenenfalls in dem in Artikel 29d dieser Richtlinie genannten 
elektronischen Berichtsformat zusammen mit den Urteilen und der Erklärung des 
Abschlussprüfers oder der Prüfungsgesellschaft gemäß Artikel 34 dieser Richtlinie nach den 
Rechtsvorschriften der einzelnen Mitgliedstaaten im Einklang mit Titel 1 Kapitel III der 
Richtlinie (EU) 2017/1132 des Europäischen Parlaments und des Rates21 offenlegen. 

 Die Mitgliedstaaten können jedoch Unternehmen von der Pflicht zur Offenlegung eines 
Lageberichts freistellen, wenn es möglich ist, eine vollständige oder teilweise Ausfertigung 
dieses Berichts einfach auf Antrag zu einem Entgelt zu erhalten, das die Verwaltungskosten 
nicht übersteigt. 

                                                           
20 Delegierte Verordnung (EU) 2019/815 der Kommission vom 17. Dezember 2018 zur Ergänzung der Richtlinie 
2004/109/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für 
die Spezifikation eines einheitlichen elektronischen Berichtsformats (ABl. L 143 vom 29.5.2019, S. 1). 
21 Richtlinie (EU) 2017/1132 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2017 über bestimmte 
Aspekte des Gesellschaftsrechts (ABl. L 169 vom 30.6.2017, S. 46). 
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 Die Mitgliedstaaten können von Unternehmen, die den Artikeln 19a und 29a unterliegen, 
verlangen, dass sie den Lagebericht der Öffentlichkeit auf ihrer Website kostenlos zur 
Verfügung stellen. Wenn ein Unternehmen keine Website betreibt, können die 
Mitgliedstaaten von ihm verlangen, dass es auf Anfrage eine schriftliche Kopie seines 
Lageberichts zur Verfügung stellt. 

 Wird das Urteil im Sinne von Artikel 34 Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstabe aa von einem 
unabhängigen Erbringer von Bestätigungsleistungen abgegeben, ist dieses Urteil zusammen 
mit den in Unterabsatz 1 genannten Dokumenten offenzulegen.  

 Die Mitgliedstaaten können jedoch Unternehmen von der Pflicht zur Offenlegung eines 
Lageberichts befreien, wenn es möglich ist, eine vollständige oder teilweise Ausfertigung 
dieses Berichts einfach auf Antrag zu einem Entgelt zu erhalten, das die Verwaltungskosten 
nicht übersteigt.  

 Die Befreiung nach Unterabsatz 4 findet keine Anwendung auf Unternehmen, die den 
Anforderungen an die Nachhaltigkeitsberichterstattung nach den Artikeln 19a und 29a 
unterliegen. 

(2)    Die Mitgliedstaaten können ein in Anhang II genanntes Unternehmen, auf das die durch diese 
Richtlinie vorgeschriebenen Koordinierungsmaßnahmen aufgrund von Artikel 1 Absatz 1 
Buchstabe b Anwendung finden, von der Pflicht zur Offenlegung seines Abschlusses gemäß 
Artikel 3 der Richtlinie 2009/101/EG freistellen, sofern dieser Abschluss an seinem Sitz 
erhältlich ist und es sich um folgende Fälle handelt: 

a) Alle unbeschränkt haftenden Gesellschafter des betreffenden Unternehmens sind 
Unternehmen nach Anhang I, die dem Recht eines anderen Mitgliedstaats als dem 
Mitgliedstaat des betroffenen Unternehmens unterliegen, und keines dieser 
Unternehmen hat den Abschluss des betreffenden Unternehmens mit seinem eigenen 
Abschluss veröffentlicht; 

b) alle unbeschränkt haftenden Gesellschafter des betreffenden Unternehmens sind 
Unternehmen, welche nicht dem Recht eines Mitgliedstaats unterliegen, deren 
Rechtsform jedoch den Rechtsformen im Sinne der Richtlinie 2009/101/EG vergleichbar 
ist. 

Ausfertigungen des Abschlusses müssen auf Antrag erhältlich sein. Das dafür berechnete 
Entgelt darf die Verwaltungskosten nicht übersteigen. 

(3)    Absatz 1 gilt für konsolidierte Abschlüsse und konsolidierte Lageberichte. 

Sofern jedoch das Unternehmen, das den konsolidierten Abschluss aufstellt, in einer der in 
Anhang II genannten Rechtsformen organisiert ist und in Bezug auf die in Absatz 1 genannten 
Unterlagen nach dem Recht seines Mitgliedstaats nicht verpflichtet ist, diese in derselben 
Weise, wie in Artikel 3 der Richtlinie 2009/101/EG vorgeschrieben, offenzulegen, muss es diese 
Unterlagen zumindest an seinem Sitz zur Einsichtnahme für jedermann bereithalten und auf 
Antrag Ausfertigungen der Unterlagen bereitstellen, wobei das dafür berechnete Entgelt die 
Verwaltungskosten nicht übersteigen darf. 
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Artikel 31 - Vereinfachungen für kleine und mittlere Unternehmen 

Artikel 32 - Sonstige Offenlegungspflichten 

Artikel 33 - Pflicht und Haftung hinsichtlich der Aufstellung und der Offenlegung des Abschlusses 
und des Lageberichts 

(1)    Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die Mitglieder der Verwaltungs-, Leitungs- und 
Aufsichtsorgane eines Unternehmens im Rahmen der ihnen durch einzelstaatliche 
Rechtsvorschriften übertragenen Zuständigkeiten die gemeinsame Aufgabe haben, 
sicherzustellen, dass die folgenden Dokumente im Einklang mit den Anforderungen dieser 
Richtlinie und gegebenenfalls mit den gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 
angenommenen internationalen Rechnungslegungsstandards, mit der Delegierten Verordnung 
(EU) 2019/815, mit den Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung nach Artikel 29b 
oder Artikel 29c dieser Richtlinie und mit den Anforderungen des Artikels 29d dieser Richtlinie 
aufgestellt und offengelegt werden: 

a) der Jahresabschluss, der Lagebericht und, soweit sie gesondert vorgelegt wird, die 
Erklärung zur Unternehmensführung, wenn sie gesondert abgegeben wird; und sowie 

b) der konsolidierte Abschluss, der konsolidierte Lagebericht und, soweit sie gesondert 
vorgelegt wird, die konsolidierte Erklärung zur Unternehmensführung, wenn sie 
gesondert abgegeben wird. 

 entsprechend den Anforderungen dieser Richtlinie und gegebenenfalls entsprechend den 
internationalen Rechnungslegungsstandards, die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 
angenommen wurden, erstellt und offengelegt werden. 

(2)    Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Bestimmungen ihrer Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften über die Haftung auf die Mitglieder der Verwaltungs-, Leitungs- und 
Aufsichtsorgane der Unternehmen Anwendung finden, zumindest was die Haftung gegenüber 
dem Unternehmen wegen Verletzung der in Absatz 1 genannten Pflichten betrifft. 

 

KAPITEL 8 

ABSCHLUSSPRÜFUNG UND BESTÄTIGUNG DER NACHALTIGKEITSBERICHTERSTATTUNG 

Artikel 34 - Allgemeine Anforderungen 

(1)    Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die Abschlüsse von Unternehmen von öffentlichem 
Interesse, mittleren und großen Unternehmen von einem oder mehreren Abschlussprüfern 
oder einer oder mehreren Prüfungsgesellschaften geprüft werden, die von den 
Mitgliedstaaten zur Durchführung von Abschlussprüfungen auf der Grundlage der Richtlinie 
2006/43/EG zugelassen worden sind. 

Der/die Abschlussprüfer bzw. die Prüfungsgesellschaft(en) hat/haben ferner 

a) ein Urteil darüber abzugeben, 

i) ob der Lagebericht mit dem Abschluss des betreffenden Geschäftsjahres in 
Einklang steht und 
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ii) ob der Lagebericht nach den geltenden rechtlichen Anforderungen, 
ausgenommen der Anforderungen an die Nachhaltigkeitsberichterstattung nach 
Artikel 19a dieser Richtlinie, aufgestellt wurde; und 

aa)  gegebenenfalls ein Urteil auf der Grundlage eines Auftrags zur Erlangung begrenzter 
Prüfungssicherheit darüber abzugeben, ob die Nachhaltigkeitsberichterstattung mit den 
Anforderungen dieser Richtlinie übereinstimmt, einschließlich der Frage, ob die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung mit den nach Artikel 29b oder Artikel 29c 
angenommenen Standards für die Berichterstattung übereinstimmt, und über das vom 
Unternehmen durchgeführte Verfahren zur Ermittlung von Informationen, über die nach 
diesen Standards für die Berichterstattung Bericht zu erstatten ist, ob die Anforderung 
zur Auszeichnung der Nachhaltigkeitsberichterstattung im Einklang mit Artikel 29d 
eingehalten wird und ob die Anforderungen an die Berichterstattung nach Artikel 8 der 
Verordnung (EU) 2020/852 eingehalten werden; 

b) zu erklären, ob im Lichte der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse und des 
gewonnenen Verständnisses über das Unternehmen und sein Umfeld wesentliche 
fehlerhafte Angaben im Lagebericht festgestellt wurden, wobei auf die Art dieser 
fehlerhaften Angaben einzugehen ist. 

(2)    Absatz 1 Unterabsatz 1 findet sinngemäß auf konsolidierte Abschlüsse Anwendung. Absatz 1 
Unterabsatz 2 findet sinngemäß auf konsolidierte Abschlüsse und konsolidierte Lageberichte 
Anwendung. 

(3)  Die Mitgliedstaaten können gestatten, dass ein anderer Abschlussprüfer oder eine andere 
Prüfungsgesellschaft als der- oder diejenige(n), die die Abschlussprüfung durchführen, das 
Urteil nach Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstabe aa abgibt. 

(4)  Die Mitgliedstaaten können einem in ihrem Hoheitsgebiet niedergelassenen unabhängigen 
Erbringer von Bestätigungsleistungen gestatten, das Urteil nach Absatz 1 Unterabsatz 2 
Buchstabe aa abzugeben, sofern dieser unabhängige Erbringer von Bestätigungsleistungen 
Anforderungen unterliegt, die den in der Richtlinie 2006/43/EG22 festgelegten Anforderungen 
hinsichtlich der Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung im Sinne von Artikel 2 
Nummer 22 der genannten Richtlinie gleichwertig sind, insbesondere die Anforderungen an 
Folgendes:  

a)  Ausbildung und Eignungsprüfung, um sicherzustellen, dass unabhängige Erbringer von 
Bestätigungsleistungen das erforderliche Fachwissen auf dem Gebiet der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung und deren Bestätigung erwerben;  

b)  kontinuierliche Fortbildung;  

c)  Qualitätssicherungssysteme;  

d)  Berufsgrundsätze, Unabhängigkeit, Unparteilichkeit, Verschwiegenheit und 
Berufsgeheimnis; 

                                                           
22 Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2006 über 
Abschlussprüfungen von Jahresabschlüssen und konsolidierten Abschlüssen, zur Änderung der Richtlinien 
78/660/EWG und 83/349/EWG des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 84/253/EWG des Rates (ABl. L 157 
vom 9.6.2006, S. 87). 
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e)  Bestellung und Abberufung;  

f)  Untersuchungen und Sanktionen;  

g)  die Organisation der Arbeit des unabhängigen Erbringers von Bestätigungsleistungen, 
insbesondere im Hinblick auf notwendige Mittel und Personal sowie die Führung von 
Mandantendateien und Akten, und  

h)  die Meldung von Unregelmäßigkeiten.  

 Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass das Urteil in Fällen, in denen es nach Absatz 1 
Unterabsatz 2 Buchstabe aa von einem unabhängigen Erbringer von Bestätigungsleistungen 
abgegeben wird, gemäß den Artikeln 26a, 27a und 28a der Richtlinie 2006/43/EG erstellt wird 
und dass der Prüfungsausschuss oder ein gesonderter Ausschuss gegebenenfalls die 
Unabhängigkeit des unabhängigen Erbringers von Bestätigungsleistungen gemäß Artikel 39 
Absatz 6 Buchstabe e der Richtlinie 2006/43/EG überprüft und überwacht.  

 Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass unabhängige Erbringer von Bestätigungsleistungen, die 
vor dem 1. Januar 2024 gemäß der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 für die Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung akkreditiert wurden, nicht den Ausbildungs- und 
Prüfungsanforderungen nach Unterabsatz 1 Buchstabe a des vorliegenden Absatzes 
unterliegen. 

 Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass unabhängige Erbringer von Bestätigungsleistungen, die 
am 1. Januar 2024 gemäß den einschlägigen einzelstaatlichen Anforderungen das 
Akkreditierungsverfahren durchlaufen, im Hinblick auf die Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung nicht den Ausbildungs- und Prüfungsanforderungen nach 
Unterabsatz 1 Buchstabe a unterliegen, sofern sie dieses Verfahren bis zum 1. Januar 2026 
abschließen.  

 Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die in den Unterabsätzen 3 und 4 genannten 
unabhängigen Erbringer von Bestätigungsleistungen im Rahmen der Weiterbildungs-
anforderung nach Unterabsatz 1 Buchstabe b die erforderlichen Kenntnisse auf dem Gebiet 
der Nachhaltigkeitsberichterstattung und deren Bestätigung erwerben.  

 Beschließt ein Mitgliedstaat gemäß Unterabsatz 1, einem unabhängigen Erbringer von 
Bestätigungsleistungen die Abgabe des Urteils nach Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstabe aa zu 
gestatten, so gestattet er dies auch einem anderen Abschlussprüfer als demjenigen, der die 
Abschlussprüfung durchführt, wie in Absatz 3 vorgesehen. 

(5)  Ab dem 6. Januar 2027 gestattet ein Mitgliedstaat, der von der Möglichkeit nach Absatz 4 
Gebrauch gemacht hat (im Folgenden „Aufnahmemitgliedstaat“), es unabhängigen Erbringern 
von Bestätigungsleistungen, die in einem anderen Mitgliedstaat (im Folgenden 
„Herkunftsmitgliedstaat“) niedergelassen sind, die Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung vorzunehmen.  

 Der Herkunftsmitgliedstaat ist für die Beaufsichtigung der in seinem Hoheitsgebiet 
niedergelassenen unabhängigen Erbringer von Bestätigungsleistungen zuständig, es sei denn, 
der Aufnahmemitgliedstaat entscheidet, die von unabhängigen Erbringern von 
Bestätigungsleistungen in seinem Hoheitsgebiet durchgeführten Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung zu beaufsichtigen.  
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 Beschließt der Aufnahmemitgliedstaat, die Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung, 
die in seinem Hoheitsgebiet von unabhängigen Erbringern von Bestätigungsleistungen 
durchgeführt wird, die in einem anderen Mitgliedstaat registriert sind, zu beaufsichtigen, so 
gilt für den Aufnahmemitgliedstaat Folgendes:  

a)  Er darf für derartige unabhängige Erbringer von Bestätigungsleistungen keine strengeren 
Anforderungen oder keine umfassendere Haftung vorsehen als sie nach 
einzelstaatlichem Recht für die Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung von 
den unabhängigen Erbringern von Bestätigungsleistungen oder Abschlussprüfern 
verlangt werden, die in diesem Aufnahmemitgliedstaat niedergelassen sind; und 

b)  er muss die anderen Mitgliedstaaten von seinem Beschluss in Kenntnis setzen, die 
Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung, die von unabhängigen Erbringern von 
Bestätigungsleistungen durchgeführt wird, die in anderen Mitgliedstaaten 
niedergelassen sind, zu beaufsichtigen.  

(6) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass in Fällen, in denen ein Unternehmen nach dem 
Unionsrecht verpflichtet ist, Teile seiner Nachhaltigkeitsberichterstattung durch eine 
akkreditierte unabhängige dritte Partei überprüfen zu lassen, der Bericht der akkreditierten 
unabhängigen dritten Partei entweder als Anlage zum Lagebericht oder auf andere öffentlich 
zugängliche Weise bereitgestellt wird. 

Artikel 35 - Änderung der Richtlinie 2006/43/EG hinsichtlich des Bestätigungsvermerks 

 

 

KAPITEL 9 

VORSCHRIFTEN ÜBER BEFREIUNGEN UND EINSCHRÄNKUNGEN DER BEFREIUNGEN 

Artikel 36 - Artikel 40  

 

KAPITEL 9a 

BERICHTERSTATTUNG BETREFFEND DRITTLANDSUNTERNEHMEN 

Artikel 40a - Nachhaltigkeitsberichte betreffend Drittlandunternehmen  

(1)  Ein Mitgliedstaat schreibt vor, dass ein in seinem Hoheitsgebiet niedergelassenes 
Tochterunternehmen, dessen oberstes Mutterunternehmen dem Recht eines Drittlandes 
unterliegt, einen Nachhaltigkeitsbericht offengelegt und zugänglich macht, der die in Artikel 
29a Absatz 2 Buchstabe a Ziffern iii bis v, Buchstaben b bis f und gegebenenfalls Buchstabe h 
aufgeführten Informationen auf Gruppenebene dieses obersten Drittland-
Mutterunternehmens enthält.  

 Unterabsatz 1 gilt nur für große Tochterunternehmen sowie für kleine und mittlere 
Tochterunternehmen – mit Ausnahme von Kleinstunternehmen –, die Unternehmen von 
öffentlichem Interesse im Sinne von Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe a sind. 
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 Ein Mitgliedstaat schreibt vor, dass eine in seinem Hoheitsgebiet ansässige 
Zweigniederlassung, die eine Zweigniederlassung eines dem Recht eines Drittlands 
unterliegenden Unternehmens ist, das entweder nicht Teil einer Gruppe ist oder auf oberster 
Ebene von einem Unternehmen gehalten wird, das nach dem Recht eines Drittlands 
geschaffen wurde, einen Nachhaltigkeitsbericht offenlegt und zugänglich macht, der die in 
Artikel 29a Absatz 2 Buchstabe a Ziffern iii bis v, Buchstaben b bis f und gegebenenfalls 
Buchstabe h aufgeführten Informationen auf Gruppenebene oder, falls dies nicht zutrifft, auf 
Einzelebene des Drittlandunternehmens enthält.  

 Die in Unterabsatz 3 genannte Vorschrift gilt für eine Zweigniederlassung nur, wenn das 
Drittlandunternehmen kein Tochterunternehmen im Sinne von Unterabsatz 1 hat und die 
Zweigniederlassung im vorangegangenen Geschäftsjahr Nettoumsatzerlöse von mehr als 40 
Mio. EUR erzielt hat.  

 Die Unterabsätze 1 und 3 gelten nur für die in diesen Unterabsätzen genannten 
Tochterunternehmen oder Zweigniederlassungen, wenn das Drittlandunternehmen auf 
konsolidierter Ebene oder, falls dies nicht zutrifft, auf Gruppenebene in den beiden letzten 
aufeinander folgenden Geschäftsjahren in der Union Nettoumsatzerlöse von jeweils mehr als 
150 Mio. EUR erzielt hat.  

 Die Mitgliedstaaten können von den in den Unterabsätzen 1 und 3 genannten 
Tochterunternehmen oder Zweigniederlassungen verlangen, dass sie ihnen Angaben über die 
von den Drittlandunternehmen in ihrem Gebiet und in der Union erzielten Nettoumsatzerlöse 
übermitteln. 

(2)  Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass der von dem Tochterunternehmen oder der 
Zweigniederlassung gemäß Absatz 1 übermittelte Nachhaltigkeitsbericht im Einklang mit den 
gemäß Artikel 40b angenommenen Standards erstellt wird.  

 Abweichend von Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes kann der in Absatz 1 des 
vorliegenden Artikels genannte Nachhaltigkeitsbericht gemäß den nach Artikel 29b erlassenen 
Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung oder in einer Weise erstellt werden, die 
diesen Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung gleichwertig ist, was in einem gemäß 
Artikel 23 Absatz 4 Unterabsatz 3 der Richtlinie 2004/109/EG erlassenen 
Durchführungsrechtsakt über die Gleichwertigkeit der Standards für die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung festgestellt wurde.  

 Wenn die in Unterabsatz 1 genannten Informationen, die für die Erstellung eines 
Nachhaltigkeitsberichts erforderlich sind, nicht vorliegen, fordert das in Absatz 1 genannte 
Tochterunternehmen oder die in Absatz 1 des vorliegenden Absatzes genannte 
Zweigniederlassung das Drittlandunternehmen auf, ihnen alle erforderlichen Informationen zu 
übermitteln, damit sie in der Lage sind, ihren Verpflichtungen nachzukommen.  

 Falls nicht alle erforderlichen Informationen zur Verfügung gestellt werden, erstellt das in 
Absatz 1 genannte Tochterunternehmen oder die in Absatz 1 genannte Zweigniederlassung 
den in Absatz 1 genannten Nachhaltigkeitsbericht und legt diesen offen, der alle in seinem 
bzw. ihrem Besitz befindlichen, erlangten oder erworbenen Informationen enthält, und gibt 
eine Erklärung ab, aus der hervorgeht, dass das Drittlandunternehmen die erforderlichen 
Informationen nicht bereitgestellt hat. 
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(3)  Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass der in Absatz 1 genannte Nachhaltigkeitsbericht 
zusammen mit einem Bestätigungsurteil offengelegt wird, das von einer oder mehreren 
Personen oder Gesellschaften abgegeben wurde, die nach dem einzelstaatlichen Recht, das für 
das Drittlandunternehmen oder für einen Mitgliedstaat gilt, zur Abgabe eines Urteils über die 
Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung befugt ist bzw. sind.  

 Falls das Drittlandunternehmen das Bestätigungsurteil gemäß Unterabsatz 1 nicht zur 
Verfügung stellt, gibt das Tochterunternehmen oder die Zweigniederlassung eine Erklärung ab, 
aus der hervorgeht, dass das Drittlandunternehmen das erforderliche Bestätigungsurteil nicht 
bereitgestellt hat.  

(4) Die Mitgliedstaaten können die Kommission jährlich über die Tochterunternehmen oder 
Zweigniederlassungen von Drittlandunternehmen, die die Offenlegungspflicht nach Artikel 40d 
erfüllt haben, sowie über die Fälle unterrichten, in denen ein Bericht offengelegt wurde, das 
Tochterunternehmen oder die Zweigniederlassung jedoch gemäß Absatz 2 Unterabsatz 4 des 
vorliegenden Artikels gehandelt hat. Die Kommission macht auf ihrer Website eine Liste der 
Drittlandunternehmen, die einen Nachhaltigkeitsbericht offenlegen, öffentlich zugänglich. 

Artikel 40b - Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung für Drittlandunternehmen  

Die Kommission erlässt bis spätestens 30. Juni 2024 einen delegierten Rechtsakt gemäß Artikel 49 zur 
Ergänzung dieser Richtlinie, um Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung für 
Drittlandsunternehmen festzulegen, durch die präzisiert wird, welche Angaben die in Artikel 40a 
genannten Nachhaltigkeitsberichte enthalten müssen. 

Artikel 40c - Verantwortlichkeit für die Erstellung, Offenlegung und Zugänglichmachung der 
Nachhaltigkeitsberichte betreffend Drittlandunternehmen  

Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass die Zweigniederlassungen von Drittlandunternehmen die 
Verantwortung dafür tragen, nach bestem Wissen und Vermögen sicherzustellen, dass ihr 
Nachhaltigkeitsbericht gemäß Artikel 40a erstellt wird und dass dieser Bericht gemäß Artikel 40d 
offengelegt und zugänglich gemacht wird.  

Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass die Mitglieder der Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgane 
der Tochterunternehmen nach Artikel 40a die gemeinsame Verantwortung dafür tragen, nach 
bestem Wissen und Vermögen sicherzustellen, dass ihr Nachhaltigkeitsbericht gemäß Artikel 40a 
erstellt wird und dass dieser Bericht gemäß Artikel 40d offengelegt und zugänglich gemacht wird. 

Artikel 40d - Offenlegung  

(1)  Die in Artikel 40a Absatz 1 der vorliegenden Richtlinie genannten Tochterunternehmen und 
Zweigniederlassungen legen ihren Nachhaltigkeitsbericht zusammen mit dem 
Bestätigungsurteil und gegebenenfalls der in Artikel 40a Absatz 2 Unterabsatz 4 dieser 
Richtlinie genannten Erklärung innerhalb von zwölf Monaten nach dem Bilanzstichtag des 
Geschäftsjahres, für das der Bericht erstellt wird, gemäß den mit den Artikeln 14 bis 28 der 
Richtlinie (EU) 2017/1132 und gegebenenfalls mit Artikel 36 der genannten Richtlinie in 
Einklang stehenden Rechtsvorschriften eines jeden Mitgliedstaats offen.  
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(2)  Wenn der Nachhaltigkeitsbericht zusammen mit dem Bestätigungsurteil und gegebenenfalls 
der Erklärung, die gemäß Absatz 1 des vorliegenden Artikels offengelegt wird, der 
Öffentlichkeit nicht kostenlos auf der Website des in Artikel 16 der Richtlinie (EU) 2017/1132 
genannten Registers zugänglich gemacht werden, stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass der 
Nachhaltigkeitsbericht zusammen mit dem Bestätigungsurteil und gegebenenfalls mit der 
Erklärung, die von den Unternehmen gemäß Absatz 1 des vorliegenden Artikels offengelegt 
wird, der Öffentlichkeit in mindestens einer der Amtssprachen der Union spätestens zwölf 
Monate nach dem Bilanzstichtag des Geschäftsjahres, für das der Bericht erstellt wird, auf der 
Website des Tochterunternehmens oder der Zweigniederlassung gemäß Artikel 40a Absatz 1 
dieser Richtlinie kostenlos zugänglich gemacht wird. 

 

KAPITEL 10 

BERICHT ÜBER ZAHLUNGEN AN STAATLICHE STELLEN 

Artikel 41 - Artikel 48  

 

KAPITEL 11 

ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 48i Übergangsbestimmungen  

(1)  Bis zum 6. Januar 2023 gestatten die Mitgliedstaaten es einem Unions-Tochterunternehmen, 
das Artikel 19a oder 29a unterliegt und dessen Mutterunternehmen nicht den 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats unterliegt, eine konsolidierte 
Nachhaltigkeitsberichterstattung gemäß den Anforderungen des Artikels 29a zu erstellen, der 
alle Unions-Tochterunternehmen dieses Mutterunternehmens einschließt, die Artikel 19a oder 
29a unterliegen.  

 Bis zum 6. Januar 2023  gestatten die Mitgliedstaaten, dass die in Unterabsatz 1 des 
vorliegenden Absatzes genannte konsolidierte Nachhaltigkeitsberichterstattung die in Artikel 8 
der Verordnung (EU) 2020/852 festgelegten Offenlegungen enthält, die sich auf die Tätigkeiten 
aller Unions-Tochterunternehmen des in Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes genannten 
Mutterunternehmens beziehen, die Artikel 19a oder 29a dieser Richtlinie unterliegen.  

(2)  Bei dem in Absatz 1 genannten Unions-Tochterunternehmen muss es sich um eines der 
Unions-Tochterunternehmen der Gruppe handeln, die – gegebenenfalls auf konsolidierter 
Basis – in mindestens einem der fünf vorangegangenen Geschäftsjahre in der Union die 
größten Umsatzerlöse erzielt hat.  

(3)  Die in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannte konsolidierte 
Nachhaltigkeitsberichterstattung wird im Einklang mit Artikel 30 offengelegt.  

(4)  Für die Zwecke der in Artikel 19a Absatz 9 und Artikel 29a Absatz 8 vorgesehenen Befreiung 
gilt die Berichterstattung gemäß Absatz 1 des vorliegenden Artikels als Berichterstattung eines 
Mutterunternehmens auf Gruppenebene in Bezug auf die in die Konsolidierung einbezogenen 
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Unternehmen. Die Berichterstattung gemäß Absatz 1 Unterabsatz 2 des vorliegenden Artikels 
gilt als Erfüllung der Bedingungen in Artikel 19a Absatz 9 Unterabsatz 2 Buchstabe c bzw. in 
Artikel 29a Absatz 8 Unterabsatz 2 Buchstabe c. 

Artikel 49 - Ausübung der Befugnisübertragung 

(1)    Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem 
Artikel festgelegten Bedingungen übertragen. 

(2)    Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Artikel 1 Absatz 2, Artikel 3 Absatz 13, 
Artikel 29b, Artikel 29c, Artikel 40b  und Artikel 46 Absatz 2 wird der Kommission auf 
unbestimmte Zeit ab dem in Artikel 54 genannten Zeitpunkt übertragen. für einen Zeitraum 
von fünf Jahren ab dem 5. Januar 2023 übertragen. Die Kommission erstellt spätestens neun 
Monate vor Ablauf des Zeitraums von fünf Jahren einen Bericht über die Befugnisübertragung. 
Die Befugnisübertragung verlängert sich stillschweigend um Zeiträume gleicher Länge, es sei 
denn, das Europäische Parlament oder der Rat widersprechen einer solchen Verlängerung 
spätestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums. 

(3)    Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 1 Absatz 2, Artikel 3 Absatz 13, Artikel 29b, Artikel 29c, 
Artikel 40b und Artikel 46 Absatz 2 kann vom Europäischen Parlament oder vom Rat jederzeit 
widerrufen werden. Der Beschluss über den Widerruf beendet die Übertragung der in diesem 
Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt 
der Europäischen Union oder zu einem im Beschluss über den Widerruf angegebenen späteren 
Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird 
von dem Beschluss über den Widerruf nicht berührt. 

(3a) Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission die von den einzelnen 
Mitgliedstaaten benannten Sachverständigen im Einklang mit den in der Interinstitutionellen 
Vereinbarung vom 13. April 2016 über bessere Rechtsetzung(1) enthaltenen Grundsätzen. 

(3b)  Beim Erlass delegierter Rechtsakte nach den Artikeln 29b und 29c berücksichtigt die 
Kommission die fachliche Stellungnahme der EFRAG, sofern  

a)  eine solche Stellungnahme in einem einwandfreien Verfahren mit angemessener 
öffentlicher Aufsicht und Transparenz erstellt und dabei auf das Fachwissen 
einschlägiger Interessenträger zurückgegriffen wurde und sie mit ausreichenden 
öffentlichen Mitteln, so dass ihre Unabhängigkeit gewährleistet ist, und auf der 
Grundlage eines Arbeitsprogramms, zu dem die Kommission konsultiert wurde, erstellt 
wurde;  

b)  einer solchen Stellungnahme Kosten-Nutzen-Analysen beigefügt sind, einschließlich 
Analysen der Auswirkungen der fachlichen Stellungnahme auf Nachhaltigkeitsaspekte;  

c)  einer solchen Stellungnahme eine Erläuterung beigefügt ist, wie die in Artikel 29b Absatz 
5 aufgeführten Elemente berücksichtigt werden;  

d)  die Mitwirkung an der Arbeit der EFRAG auf technischer Ebene auf Fachwissen im 
Bereich der Nachhaltigkeitsberichterstattung beruht und nicht von einem finanziellen 
Beitrag abhängig ist. 

Die Buchstaben a und d gelten unbeschadet der Beteiligung von öffentlichen Stellen und 
einzelstaatlichen Standardsetzungseinrichtungen an den technischen Arbeiten der EFRAG.  
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Die der fachlichen Stellungnahme der EFRAG beigefügten Dokumente sind zusammen mit 
dieser fachlichen Stellungnahme vorzulegen.  

Die Kommission konsultiert die in Artikel 24 der Verordnung (EU) 2020/852 genannte 
Sachverständigengruppe der Mitgliedstaaten für nachhaltiges Finanzwesen und den in Artikel 
6 der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 genannten Regelungsausschuss für Rechnungslegung 
gemeinsam zu den Entwürfen delegierter Rechtsakte vor ihrer Annahme gemäß den Artikeln 
29b und 29c dieser Richtlinie.  

 Die Kommission holt die Stellungnahme der Europäischen Wertpapier- und 
Marktaufsichtsbehörde (ESMA), der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde (EBA) und der 
Europäischen Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebliche 
Altersversorgung (EIOPA) zur fachlichen Stellungnahme der EFRAG ein, insbesondere im 
Hinblick auf deren Kohärenz mit der Verordnung (EU) 2019/2088 und den delegierten 
Rechtsakten, die gemäß jener Verordnung angenommen wurden. ESMA, EBA und EIOPA 
übermitteln ihre Stellungnahmen binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens der 
Kommission. 

 Darüber hinaus konsultiert die Kommission die Europäische Umweltagentur, die Agentur der 
Europäischen Union für Grundrechte, die Europäische Zentralbank, den Ausschuss der 
Europäischen Aufsichtsstellen für Abschlussprüfer und die nach Artikel 20 der Verordnung (EU) 
2020/852 eingerichtete Plattform für ein nachhaltiges Finanzwesen zu der von der EFRAG 
bereitgestellten fachlichen Stellungnahme vor Annahme der in den Artikeln 29b und 29c dieser 
Richtlinie genannten delegierten Rechtsakte. Beschließt eine dieser Stellen, eine 
Stellungnahme zu übermitteln, so legt sie diese binnen zwei Monaten nach ihrer Konsultation 
durch die Kommission vor. 

(4)    Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlässt, übermittelt sie ihn gleichzeitig 
dem Europäischen Parlament und dem Rat. 

(5)    Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß Artikel 1 Absatz 2, Artikel 3 Absatz 13, Artikel 29b, Artikel 
29c oder Artikel 40b, oder Artikel 46 Absatz 2 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder 
das Europäische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach 
Übermittlung dieses Rechtsakts an das Europäische Parlament und den Rat Einwände erhoben 
haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europäische Parlament und der Rat beide der 
Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwände erheben werden. Auf Initiative des 
Europäischen Parlaments oder des Rats wird diese Frist um zwei Monate verlängert. 

Artikel 50 - Ausschussverfahren 

Artikel 51 - Sanktionen 

Artikel 52 - Aufhebung der Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG 

Artikel 53 - Umsetzung 

Artikel 54 - Inkrafttreten 

Artikel 55 – Adressaten 
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Artikel 2 – Änderung der Transparenzrichtlinie 
 

RICHTLINIE 2004/109/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 15. Dezember 2004 

zur Harmonisierung der Transparenzanforderungen in Bezug auf Informationen über Emittenten, 
deren Wertpapiere zum Handel auf einem geregelten Markt zugelassen sind, und zur Änderung der 

Richtlinie 2001/34/EG 

 

KAPITEL I 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 1 - Gegenstand und Anwendungsbereich 

Artikel 2 - Begriffsbestimmungen 

(1)    Für die Zwecke dieser Richtlinie gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

a)  „Wertpapiere“ sind übertragbare Wertpapiere im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 
18 der Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. April 
2004 über Märkte für Finanzinstrumente ( 1 ) mit Ausnahme von 
Geldmarktinstrumenten im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 19 jener Richtlinie mit 
einer Laufzeit von weniger als 12 Monaten, für die nationale Vorschriften gelten können; 

b)  „Schuldtitel“ sind Schuldverschreibungen oder andere übertragbare Forderungen in 
verbriefter Form, mit Ausnahme von Wertpapieren, die Aktien gleichzustellen sind oder 
die bei Umwandlung oder Ausübung der durch sie verbrieften Rechte zum Erwerb von 
Aktien oder Aktien gleichzustellenden Wertpapieren berechtigen; 

c) „geregelter Markt“ ist ein Markt im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 14 der 
Richtlinie 2004/39/EG; 

d)  „Emittent“ ist eine natürliche oder juristische Person des privaten oder öffentlichen 
Rechts, einschließlich eines Staates, deren Wertpapiere zum Handel an einem 
geregelten Markt zugelassen sind. 

 Im Falle von Zertifikaten, die zum Handel an einem geregelten Markt zugelassen sind, 
gilt als Emittent der Emittent der vertretenen Wertpapiere, wobei es unerheblich ist, ob 
diese Wertpapiere zum Handel an einem geregelten Markt zugelassen sind oder nicht; 

e)  „Aktionär“ ist jede natürliche oder juristische Person des privaten oder öffentlichen 
Rechts, die direkt oder indirekt Folgendes hält: 

i)  Aktien des Emittenten in eigenem Namen und für eigene Rechnung; 

ii)  Aktien des Emittenten in eigenem Namen, aber im Auftrag einer anderen 
natürlichen oder juristischen Person; 
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iii)  Zertifikate, wobei der Inhaber des Zertifikats als Aktionär der zugrunde liegenden, 
durch das Zertifikat vertretenen Aktien gilt; 

f)  „kontrolliertes Unternehmen“ ist jedes Unternehmen, 

i)  an dem eine natürliche oder juristische Person über die Mehrheit der 
Stimmrechte verfügt, oder 

ii)  bei dem eine natürliche oder juristische Person das Recht hat, die Mehrheit der 
Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans zu bestellen oder 
abzuberufen und gleichzeitig Aktionär oder Gesellschafter des betreffenden 
Unternehmens ist, oder 

iii)  bei dem eine natürliche oder juristische Person Aktionär oder Gesellschafter ist 
und aufgrund einer Vereinbarung mit anderen Aktionären oder Gesellschaftern 
des betreffenden Unternehmens allein über die Mehrheit der Stimmrechte der 
Aktionäre bzw. Gesellschafter verfügt, oder 

iv)  auf das bzw. über das eine natürliche oder juristische Person beherrschenden 
Einfluss oder die Kontrolle ausüben kann oder tatsächlich ausübt; 

g)  „Organismen für gemeinsame Anlagen eines anderen als des geschlossenen Typs“ sind 
Investmentfonds und Investmentgesellschaften, 

i)  deren Zweck es ist, die vom Publikum bei ihnen eingelegten Gelder nach dem 
Grundsatz der Risikomischung gemeinsam anzulegen und 

ii)  deren Anteile auf Verlangen des Anteilsinhabers unmittelbar oder mittelbar zu 
Lasten des Vermögens dieser Organismen zurückgekauft oder abgelöst werden; 

h) „Anteilscheine eines Organismus für gemeinsame Anlagen“ sind die von einem 
Organismus für gemeinsame Anlagen ausgegebenen Wertpapiere, die die Rechte der 
Anteilsinhaber am Vermögen eines solchen Organismus verbriefen; 

i)  „Herkunftsmitgliedstaat“ ist 

i)  im Falle eines Emittenten von Schuldtiteln mit einer Stückelung von weniger als 
1 000  EUR oder eines Emittenten von Aktien, 

—  für Emittenten mit Sitz in der Union der Mitgliedstaat, in dem sich der Sitz 
befindet; 

—  für Emittenten mit Sitz in einem Drittland der Mitgliedstaat, den der 
Emittent unter den Mitgliedstaaten auswählt, in denen seine Wertpapiere 
zum Handel an einem geregelten Markt zugelassen sind. Die Wahl des 
Herkunftsmitgliedstaats bleibt so lange gültig, bis der Emittent nach Ziffer iii 
einen neuen Herkunftsmitgliedstaat ausgewählt und seine Wahl gemäß 
Absatz 2 dieser Ziffer i mitgeteilt hat; 

Die Begriffsbestimmung „Herkunftsmitgliedstaat“ gilt für Schuldtitel, die auf eine andere 
Währung als Euro lauten, wenn der Stückelungswert am Ausgabetag weniger als 
1 000  EUR entspricht, sofern er nicht annähernd 1 000  EUR entspricht; 

ii)  für jeden nicht unter Ziffer i fallenden Emittenten der Mitgliedstaat, den der 
Emittent unter dem Mitgliedstaat, in dem er seinen Sitz hat - sofern einschlägig -, 
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und den Mitgliedstaaten, in denen seine Wertpapiere zum Handel an einem 
geregelten Markt zugelassen sind, auswählt. Der Emittent darf nicht mehr als 
einen Mitgliedstaat als Herkunftsmitgliedstaat auswählen. Die Wahl ist 
mindestens drei Jahre gültig, außer wenn im Laufe des Dreijahreszeitraums die 
Wertpapiere des Emittenten auf keinem geregelten Markt in der Union mehr zum 
Handel zugelassen sind oder der Emittent unter die Bestimmungen der Ziffern i 
oder iii fällt; 

iii)  für einen Emittenten, dessen Wertpapiere nicht mehr zum Handel an einem 
geregelten Markt in seinem Herkunftsmitgliedstaat im Sinne der Ziffer i zweiter 
Gedankenstrich oder der Ziffer ii, aber stattdessen zum Handel in einem oder 
mehreren anderen Mitgliedstaaten zugelassen sind, der neue 
Herkunftsmitgliedstaat, den der Emittent unter den Mitgliedstaaten, in denen 
seine Wertpapiere zum Handel auf einem geregelten Markt zugelassen sind, und - 
sofern einschlägig - dem Mitgliedstaat, in dem er seinen Sitz hat, auswählt; 

 Ein Emittent teilt seinen Herkunftsmitgliedstaat nach Ziffer i, ii oder iii gemäß den 
Artikeln 20 und 21 mit. Außerdem teilt ein Emittent seinen Herkunftsmitgliedstaat der 
zuständigen Behörde des Mitgliedstaats, in dem er seinen Sitz hat - sofern einschlägig -, 
der zuständigen Behörde des Herkunftsmitgliedstaats und den zuständigen Behörden 
aller Aufnahmemitgliedstaaten mit. 

 Teilt der Emittent seinen Herkunftsmitgliedstaat im Sinne der Ziffer i zweiter 
Gedankenstrich oder der Ziffer ii nicht binnen drei Monaten ab der erstmaligen 
Zulassung seiner Wertpapiere zum Handel an einem geregelten Markt mit, so ist der 
Herkunftsmitgliedstaat der Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet die Wertpapiere des 
Emittenten zum Handel an einem geregelten Markt zugelassen sind. Sind die 
Wertpapiere des Emittenten zum Handel an geregelten Märkten zugelassen, die in mehr 
als einem Mitgliedstaat gelegen sind oder betrieben werden, so sind diese 
Mitgliedstaaten so lange die Herkunftsmitgliedstaaten des Emittenten, bis dieser einen 
einzigen Herkunftsmitgliedstaat ausgewählt und mitgeteilt hat. 

 Für einen Emittenten, dessen Wertpapiere bereits zum Handel an einem geregelten 
Markt zugelassen sind und der die Wahl seines Herkunftsmitgliedstaats nach Ziffer i 
zweiter Gedankenstrich oder nach Ziffer ii nicht vor dem 27. November 2015 mitgeteilt 
hat, beginnt die Frist von drei Monaten am 27. November 2015. 

 Ein Emittent, der einen Herkunftsmitgliedstaat nach Ziffer i zweiter Gedankenstrich oder 
nach Ziffer ii oder iii ausgewählt und seine Wahl den zuständigen Behörden des 
Herkunftsmitgliedstaats vor dem 27. November 2015 mitgeteilt hat, ist von der 
Verpflichtung nach Absatz 2 dieses Buchstaben befreit, es sei denn, der betreffende 
Emittent wählt nach dem 27. November 2015 einen anderen Herkunftsmitgliedstaat. 

j)  „Aufnahmemitgliedstaat“ ist ein Mitgliedstaat, in dem Wertpapiere zum Handel an 
einem geregelten Markt zugelassen sind, sofern es sich dabei nicht um den 
Herkunftsmitgliedstaat handelt; 

k)  „vorgeschriebene Informationen“ sind alle Angaben, die ein Emittent oder jede andere 
Person, die ohne Zustimmung des Emittenten die Zulassung von Wertpapieren zum 
Handel an einem geregelten Markt beantragt hat, nach dieser Richtlinie, nach Artikel 6 
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der Richtlinie 2003/6/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 
2003 über Insider-Geschäfte und Marktmanipulation (Marktmissbrauch) ( 2 ) oder nach 
den gemäß Artikel 3 Absatz 1 dieser Richtlinie erlassenen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften eines Mitgliedstaats offen legen muss; 

l)  „elektronische Hilfsmittel“ sind elektronische Geräte für die Verarbeitung (einschließlich 
der digitalen Komprimierung), Speicherung und Übertragung von Daten über Kabel, 
Funk, optische Technologien oder andere elektromagnetische Verfahren; 

m)  „Verwaltungsgesellschaft“ ist eine Gesellschaft im Sinne des Artikels 1a Nummer 2 der 
Richtlinie 85/611/EWG des Rates vom 20. Dezember 1985 zur Koordinierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen für gemeinsame 
Anlagen in Wertpapieren (OGAW) ( 3 ); 

n)  „Market Maker“ ist eine Person, die an den Finanzmärkten dauerhaft ihre Bereitschaft 
anzeigt, durch den An- und Verkauf von Finanzinstrumenten unter Einsatz des eigenen 
Kapitals zu von ihr festgestellten Kursen Handel für eigene Rechnung zu betreiben. 

o)  „Kreditinstitut“ ist ein Unternehmen im Sinne des Artikels 1 Nummer 1 Buchstabe a) der 
Richtlinie 2000/12/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. März 2000 
über die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit der Kreditinstitute ( 4 ); 

p)  „dauernd oder wiederholt begebene Wertpapiere“ sind als Daueremission begebene 
Schuldtitel ein und desselben Emittenten oder mindestens zwei getrennte Emissionen 
von Wertpapieren ähnlicher Art und/oder Gattung; 

q)  „förmliche Vereinbarung“ ist eine Vereinbarung, die nach geltendem Recht verbindlich 
ist. 

r)  „Nachhaltigkeitsberichterstattung“ ist die Nachhaltigkeitsberichterstattung gemäß 
Artikel 2 Nummer 18 der Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates23, 

(2)    Für die Zwecke der Definition des „kontrollierten Unternehmens“ in Absatz 1 Buchstabe f) 
Ziffer ii) umfassen die Rechte des Inhabers in Bezug auf Abstimmung, Bestellung und 
Abberufung auch die Rechte jedes anderen vom Aktionär kontrollierten Unternehmens sowie 
die Rechte jeder natürlichen oder juristischen Person, die zwar in eigenem Namen, aber im 
Auftrag des Aktionärs oder jedes anderen vom Aktionär kontrollierten Unternehmens handelt. 

 (2a)   Bezugnahmen in dieser Richtlinie auf juristische Personen sind so zu verstehen, dass sie 
eingetragene Personengesellschaften ohne Rechtspersönlichkeit und Investmentfonds 
einschließen. 

 (3)   Um den technischen Entwicklungen auf den Finanzmärkten Rechnung zu tragen, die 
Anforderungen des Absatzes 1 zu präzisieren und seine einheitliche Anwendung 
sicherzustellen, erlässt die Kommission gemäß Artikel 27 Absätze 2a, 2b und 2c und unter den 

                                                           
23 Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den 
Jahresabschluss, den konsolidierten Abschluss und damit verbundene Berichte von Unternehmen bestimmter 
Rechtsformen und zur Änderung der Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und 
zur Aufhebung der Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG des Rates (ABl. L 182 vom 29.6.2013, S. 19). 
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Voraussetzungen der Artikel 27a und 27b Maßnahmen zu den in Absatz 1 festgelegten 
Begriffsbestimmungen. 

Die Kommission wird insbesondere 

a)  für die Zwecke des Absatzes 1 Buchstabe i Ziffer ii festlegen, nach welchen Verfahren ein 
Emittent die Wahl des Herkunftsmitgliedstaats zu treffen hat; 

b)  den Dreijahreszeitraum in Verbindung mit der Geschäftstätigkeit des Emittenten an etwaige 
neue gemeinschaftsrechtliche Bestimmungen über die Zulassung zum Handel an einem 
geregelten Markt anpassen, wenn dies für die in Absatz 1 Buchstabe i Ziffer ii genannte Wahl 
des Herkunftsmitgliedstaats angezeigt sein sollte; 

c)  nach dem Regelungsverfahren des Artikels 27 Absatz 2 für die Zwecke des Absatzes 1 
Buchstabe l eine indikative Liste der Hilfsmittel erstellen, die nicht als elektronische Hilfsmittel 
anzusehen sind, und dabei Anhang V der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und 
technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft ( 5 ) 
Rechnung tragen. 

Die Maßnahmen gemäß Unterabsatz 2 Buchstaben a und b werden mittels delegierter Rechtsakte 
nach Artikel 27 Absätze 2a, 2b und 2c und unter den Voraussetzungen der Artikel 27a und 27b 
festgelegt. 

Artikel 3 - Integration der Wertpapiermärkte 

 
 

KAPITEL II 

REGELMÄSSIGE INFORMATION 

Artikel 4 - Jahresfinanzberichte 

(1)    Ein Emittent veröffentlicht seinen Jahresfinanzbericht spätestens vier Monate nach Ende jedes 
Geschäftsjahres und stellt sicher, dass er mindestens zehn Jahre lang öffentlich zugänglich 
bleibt. 

(2)    Der Jahresfinanzbericht umfasst: 

a)  den geprüften Abschluss, 

b)  den Lagebericht sowie 

c)  Erklärungen, in denen die beim Emittenten verantwortlichen Personen unter Angabe 
ihres Namens und ihrer Stellung versichern, dass der im Einklang mit den maßgebenden 
Rechnungslegungsstandards aufgestellte Abschluss ihres Wissens ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögenswerte und Verbindlichkeiten sowie 
der Finanz- und der Ertragslage des Emittenten und der Gesamtheit der in die 
Konsolidierung einbezogenen Unternehmen vermittelt und dass der Lagebericht den 
Geschäftsverlauf, das Geschäftsergebnis und die Lage der Gesamtheit der in die 
Konsolidierung einbezogenen Unternehmen so darstellt, dass ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild entsteht, und dass er die wesentlichen Risiken und 
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Ungewissheiten, denen sie ausgesetzt sind, beschreibt, und, sofern angebracht, dass er 
in Einklang mit den Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung nach Artikel 29b 
der Richtlinie 2013/34/EU und mit den gemäß Artikel 8 Absatz 4 der Verordnung (EU) 
2020/852 des Europäischen Parlaments und des Rates24 angenommenen Spezifikationen 
aufgestellt wurde. 

(3)    Ist der Emittent verpflichtet, einen konsolidierten Abschluss nach der Siebenten Richtlinie 
83/349/EWG des Rates vom 13. Juni 1983 über den konsolidierten Abschluss ( 7 ) aufzustellen, 
so besteht der geprüfte Abschluss aus dem im Einklang mit der Verordnung (EG) Nr. 
1606/2002 aufgestellten konsolidierten Abschluss und dem nach dem innerstaatlichen Recht 
des Sitzstaates der Muttergesellschaft aufgestellten Jahresabschluss der Muttergesellschaft. 

 Ist der Emittent nicht verpflichtet, einen konsolidierten Abschluss aufzustellen, besteht der 
geprüfte Abschluss aus dem gemäß dem nationalen Recht des Sitzstaates der Gesellschaft 
aufgestellten Jahresabschluss. 

(4)    Die Abschlüsse werden gemäß den Artikeln 51 und 51a der Vierten Richtlinie 78/660/EWG des 
Rates vom 25. Juli 1978 über den Jahresabschluss von Gesellschaften bestimmter 
Rechtsformen ( 8 ) sowie — wenn der Emittent einen konsolidierten Abschluss aufstellen 
muss — gemäß Artikel 37 der Richtlinie 83/349/EWG geprüft. 

 Der von der oder den für die Prüfung des Abschlusses zuständigen Person/Personen erteilte 
Bestätigungsvermerk wird in vollem Umfang zusammen mit dem Jahresfinanzbericht 
veröffentlicht. 

 Die Abschlüsse werden gemäß Artikel 34 Absatz 1 Unterabsatz 1 und Artikel 34 Absatz 2 der 
Richtlinie 2013/34/EU geprüft.  

 Der Abschlussprüfer gibt das Urteil und die Erklärung zum Lagebericht nach Artikel 34 Absatz 1 
Unterabsatz 2 Buchstaben a und b und Artikel 34 Absatz 2 der Richtlinie 2013/34/EU ab.  

 Der von der oder den für die Durchführung der in Artikel 34 Absätze 1 und 2 der Richtlinie 
2013/34/EU festgelegten Arbeiten zuständigen Person oder Personen erteilte 
Bestätigungsvermerk nach Artikel 28 der Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates25 wird in vollem Umfang zusammen mit dem Jahresfinanzbericht offengelegt.  

 Gegebenenfalls wird gemäß Artikel 34 Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstabe aa und Artikel 34 
Absätze 2 bis 5 der Richtlinie 2013/34/EU ein Bestätigungsurteil über die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung abgegeben.  

 Der Prüfungsvermerk über die Nachhaltigkeitsberichterstattung nach Artikel 28a der Richtlinie 
2006/43/EG wird zusammen mit dem Jahresfinanzbericht vollständig offengelegt. 

                                                           
24 Verordnung (EU) 2020/852 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2020 über die 
Einrichtung eines Rahmens zur Erleichterung nachhaltiger Investitionen und zur Änderung der Verordnung (EU) 
2019/2088 (ABl. L 198 vom 22.6.2020, S. 13). 
25 Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2006 über 
Abschlussprüfungen von Jahresabschlüssen und konsolidierten Abschlüssen, zur Änderung der Richtlinien 
78/660/EWG und 83/349/EWG des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 84/253/EWG des Rates (ABl. L 157 
vom 9.6.2006, S. 87). 
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(5)    Der Lagebericht wird gemäß Artikel 46 der Richtlinie 78/660/EWG sowie — wenn der Emittent 
verpflichtet ist, einen konsolidierten Abschluss aufzustellen — gemäß Artikel 36 der Richtlinie 
83/349/EWG erstellt. 

 Der Lagebericht wird gemäß den Artikeln 19, 19a, 20 und Artikel 29d Absatz 1 der Richtlinie 
2013/34/EU aufgestellt und umfasst die gemäß Artikel 8 Absatz 4 der Verordnung (EU) 
2020/852 angenommenen Spezifikationen, wenn er von den in diesen Bestimmungen 
genannten Unternehmen aufgestellt wird.  

 Ist der Emittent verpflichtet, einen konsolidierten Abschluss aufzustellen, wird der 
konsolidierte Lagebericht gemäß den Artikeln 29 und 29a und Artikel 29d Absatz 2 der 
Richtlinie 2013/34/EU aufgestellt und umfasst die gemäß Artikel 8 Absatz 4 der Verordnung 
(EU) 2020/852 angenommenen Spezifikationen, wenn er von den in diesen Bestimmungen 
genannten Unternehmen aufgestellt wird. 

(6)   Die Kommission erlässt nach dem in Artikel 27 Absatz 2 genannten Verfahren 
Durchführungsmaßnahmen, um den technischen Entwicklungen auf den Finanzmärkten 
Rechnung zu tragen und eine einheitliche Anwendung des Absatzes 1 sicherzustellen. Die 
Kommission legt insbesondere fest, unter welchen technischen Voraussetzungen ein 
veröffentlichter Jahresfinanzbericht einschließlich des Bestätigungsvermerks öffentlich 
zugänglich bleiben muss. Sie kann gegebenenfalls auch den Fünfjahreszeitraum gemäß Absatz 
1 anpassen. 

 (7)    Für Geschäftsjahre, die am oder nach dem 1. Januar 2020 beginnen, werden alle 
Jahresfinanzberichte in einem einheitlichen elektronischen Berichtsformat erstellt, sofern die 
durch die Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 9 ) 
errichtete Europäische Aufsichtsbehörde (Europäische Wertpapier- und 
Marktaufsichtsbehörde, ESMA) eine Kosten-Nutzen-Analyse durchgeführt hat. Ein 
Mitgliedstaat kann den Emittenten jedoch gestatten, diese Anforderung an die 
Berichterstattung erst für Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 2021 
beginnen, vorausgesetzt, dass dieser Mitgliedstaat der Kommission seine Absicht bis zum 
19. März 2021 mitteilt, eine solche Verschiebung zu gestatten, und dass seine Absicht 
hinreichend begründet ist. 

 ESMA erarbeitet Entwürfe technischer Regulierungsstandards, um das elektronische 
Berichtsformat unter gebührender Bezugnahme auf bestehende und künftige 
Technologieoptionen festzulegen. Vor der Annahme der Entwürfe technischer 
Regulierungsstandards führt ESMA eine angemessene Bewertung der möglichen 
elektronischen Berichtsformate und geeignete Feldtests durch. ESMA legt der Kommission 
spätestens bis zum 31. Dezember 2016 diese Entwürfe technischer Regulierungsstandards vor. 

 Der Kommission wird die Befugnis übertragen, die in Unterabsatz 2 genannten technischen 
Regulierungsstandards gemäß den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 zu 
erlassen. 
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Artikel 5 - Halbjahresfinanzberichte 

Artikel 6 - Bericht über Zahlungen, die an staatliche Stellen geleistet werden 

Artikel 7 - Verantwortung und Haftung 

Artikel 8 - Ausnahmen 

 
 

KAPITEL III 

LAUFENDE INFORMATIONEN 

 
ABSCHNITT I 

Informationen über bedeutende Beteiligungen 

Artikel 9 - Artikel 16  

 
ABSCHNITT II 

Information der Inhaber von zum Handel an einem geregelten Markt zugelassenen Wertpapieren 

Artikel 17 - Artikel 18  

 
 

KAPITEL IV 

ALLGEMEINE VERPFLICHTUNGEN 

Artikel 19 - Kontrolle durch den Herkunftsmitgliedstaat 

Artikel 20 - Sprachregelung 

Artikel 21 - Zugang zu vorgeschriebenen Informationen 

Artikel 21a - Europäisches elektronisches Zugangsportal 

Artikel 22 - Zugang zu vorgeschriebenen Informationen auf Unionsebene 

Artikel 23 - Drittländer 

 (1)    Befindet sich der Sitz eines Emittenten in einem Drittland, kann die zuständige Behörde des 
Herkunftsmitgliedstaats diesen Emittenten von den Anforderungen der Artikel 4 bis 7, des 
Artikels 12 Absatz 6 und der Artikel 14 bis 18 ausnehmen, sofern das Recht des betreffenden 
Drittlandes mindestens gleichwertige Anforderungen vorsieht oder der Emittent die 
Anforderungen der Rechtsvorschriften eines Drittlandes erfüllt, die die zuständige Behörde des 
Herkunftsmitgliedstaats als gleichwertig betrachtet. 

Die zuständige Behörde unterrichtet anschließend die ESMA über die erteilte Freistellung. 
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Die gemäß den Vorschriften des Drittlandes vorzulegenden Informationen sind gemäß Artikel 
19 zu hinterlegen und im Einklang mit den Artikeln 20 und 21 zu veröffentlichen. 

 (2)   Abweichend von Absatz 1 werden Emittenten mit Sitz in einem Drittland von der Erstellung 
ihrer Jahresabschlüsse gemäß Artikel 4 oder Artikel 5 vor dem Geschäftsjahr, das am oder nach 
dem 1. Januar 2007 beginnt, ausgenommen, vorausgesetzt, die Emittenten stellen ihre 
Jahresabschlüsse gemäß den in Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 genannten 
international anerkannten Standards auf. 

(3)    Die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaats stellt sicher, dass in einem Drittland 
veröffentlichte Informationen, die für die Öffentlichkeit in der Gemeinschaft von Bedeutung 
sein können, gemäß den Artikeln 20 und 21 veröffentlicht werden. Dies gilt auch dann, wenn 
es sich bei den betreffenden Informationen nicht um vorgeschriebene Informationen im Sinne 
von Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe k) handelt. 

 (4)    Um einheitliche Bedingungen für die Anwendung des Absatzes 1 sicherzustellen, erlässt die 
Kommission nach dem in Artikel 27 Absatz 2 genannten Verfahren Durchführungsmaßnahmen, 
um 

i)  einen Mechanismus einzurichten, der die Feststellung der Gleichwertigkeit von gemäß 
dieser Richtlinie geforderten Informationen, einschließlich der Abschlüsse, mit 
Informationen gewährleistet, die gemäß den Rechts- und Verwaltungsvorschriften eines 
Drittlandes vorgeschrieben sind; 

ii)  festzustellen, dass das Drittland, in dem der Emittent seinen Sitz hat, aufgrund seiner 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften beziehungsweise der Praxis oder der Verfahren, 
die sich auf die von internationalen Organisationen festgelegten internationalen 
Standards stützen, die Gleichwertigkeit der Informationsanforderungen dieser Richtlinie 
gewährleistet. 

Im Zusammenhang mit Unterabsatz 1 Ziffer ii erlässt die Kommission außerdem mittels 
delegierter Rechtsakte nach Artikel 27 Absätze 2a, 2b und 2c und unter den Voraussetzungen 
der Artikel 27a und 27b Maßnahmen für die Bewertung von für Emittenten aus mehr als einem 
Land relevanten Standards. 

Die Kommission fasst nach dem in Artikel 27 Absatz 2 dieser Richtlinie genannten Verfahren 
die notwendigen Beschlüsse über die Gleichwertigkeit der Rechnungslegungsstandards unter 
den in Artikel 30 Absatz 3 dieser Richtlinie festgelegten Bedingungen über die Gleichwertigkeit 
der Rechnungslegungsstandards und über die Gleichwertigkeit der Standards für die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung nach Artikel 29b der Richtlinie 2103/34/EU, die von 
Emittenten mit Sitz in Drittländern angewandt werden. Kommt die Kommission zu dem 
Schluss, dass die Rechnungslegungsstandards oder die Standards für die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung eines Drittlandes nicht gleichwertig sind, so kann sie den 
betroffenen Emittenten die weitere Anwendung dieser RechnungslegungssStandards während 
einer angemessenen Übergangsperiode gestatten. 

Im Zusammenhang mit Unterabsatz 3 des vorliegenden Absatzes erlässt die Kommission 
mittels im Wege delegierter Rechtsakte, die im Einklang mit  nach Artikel 27 Absätze 2a, 2b 
und 2c angenommen werden und unter den Voraussetzungen derin den Artikeln 27a und 27b 
festgelegten Bedingungen zudem auch Maßnahmen zur Festlegung allgemeiner Kriterien für 
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die Gleichwertigkeit von Aufstellung allgemeiner Äquivalenzkriterien für 
Rechnungslegungsstandards und Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung, die für 
Emittenten aus mehr als einem Land relevant sind. 

Durch die Kriterien, die die Kommission zur Bewertung der Gleichwertigkeit der Standards für 
die Nachhaltigkeitsberichterstattung heranzieht, die von Emittenten mit Sitz in Drittländern 
gemäß Unterabsatz 3 verwendet werden, ist zumindest gewährleistet,  

a)  dass die Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung die Unternehmen 
verpflichten, Informationen über Umwelt-, Sozial- und Governance-Faktoren 
offenzulegen;  

b)  dass die Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung die Unternehmen 
verpflichten, Informationen offenzulegen, die für das Verständnis ihrer 
nachhaltigkeitsrelevanten Auswirkungen sowie das Verständnis der Auswirkungen von 
Nachhaltigkeitsaspekten auf ihren Geschäftsverlauf, ihr Geschäftsergebnis und ihre Lage 
erforderlich sind. 

(5)    Um die Anforderungen des Absatzes 2 zu präzisieren, kann die Kommission mittels delegierter 
Rechtsakte nach Artikel 27 Absätze 2a, 2b und 2c und unter den Voraussetzungen der 
Artikel 27a und 27b Maßnahmen erlassen, in denen sie bestimmt, welche Art von in einem 
Drittland veröffentlichten Informationen für die Öffentlichkeit in der Union von Bedeutung ist. 

 (6)    Unternehmen mit Sitz in einem Drittland, die eine Zulassung gemäß Artikel 5 Absatz 1 der 
Richtlinie 85/611/EWG oder eine Zulassung im Hinblick auf die Verwaltung von Portfolios 
gemäß Abschnitt A Nummer 4 des Anhangs I der Richtlinie 2004/39/EG benötigen würden, 
wenn sie ihren Sitz oder (nur im Falle von Wertpapierfirmen) ihre Hauptverwaltung innerhalb 
der Gemeinschaft hätten, sind ebenfalls davon befreit, ihre Beteiligungen mit den 
Beteiligungen ihrer Mutterunternehmen wie in Artikel 12 Absätze 4 und 5 vorgeschrieben 
zusammenzurechnen, vorausgesetzt, sie erfüllen gleichwertige Voraussetzungen hinsichtlich 
ihrer Unabhängigkeit als Verwaltungsgesellschaften bzw. Wertpapierfirmen. 

(7)    Um den technischen Entwicklungen auf den Finanzmärkten Rechnung zu tragen und die 
einheitliche Anwendung des Absatzes 6 sicherzustellen, erlässt die Kommission nach dem in 
Artikel 27 Absatz 2 genannten Verfahren Durchführungsmaßnahmen, in denen sie feststellt, 
dass ein Drittland aufgrund seiner Rechts- und Verwaltungsvorschriften die Gleichwertigkeit 
der Anforderungen an die Unabhängigkeit gemäß dieser Richtlinie sowie der einschlägigen 
Durchführungsmaßnahmen gewährleistet. 

Die Kommission erlässt mittels delegierter Rechtsakte nach Artikel 27 Absätze 2a, 2b und 2c 
und unter den Voraussetzungen der Artikel 27a und 27b auch Maßnahmen zur Aufstellung 
allgemeiner Äquivalenzkriterien für die Zwecke des Unterabsatzes 1. 

 (8)    Die ESMA unterstützt die Kommission bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben aufgrund dieses 
Artikels gemäß Artikel 33 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010. 

 

KAPITEL V 

ZUSTÄNDIGE BEHÖRDEN 
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Artikel 24 - Artikel 26 

 
KAPITEL VI 

DELEGIERTE RECHTSAKTE UND DURCHFÜHRUNGSMASSNAHMEN 

Artikel 27 - Artikel 27b  

 

KAPITEL VIA 

SANKTIONEN UND MASSNAHMEN 

Artikel 28 - Verwaltungsmaßnahmen und -sanktionen 

Artikel 28a - Verstöße 

Artikel 28b - Sanktionsbefugnisse 

Artikel 28c - Wahrnehmung der Sanktionsbefugnisse 

Artikel 28d - Leitlinien der ESMA  

Nach Konsultation der Europäischen Umweltagentur und der Agentur der Europäischen Union für 
Grundrechte gibt die ESMA im Einklang mit Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 Leitlinien 
über die Beaufsichtigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung durch die zuständigen nationalen 
Behörden heraus. 

 
KAPITEL VIB 

BEKANNTMACHUNG VON ENTSCHEIDUNGEN 

Artikel 29 - Bekanntmachung von Entscheidungen 

 
 

KAPITEL VII 

ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 30 - Artikel 35 
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Artikel 3 – Änderung der Abschlussprüferrichtlinie 
 

RICHTLINIE 2006/43/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 17. Mai 2006 

über Abschlussprüfungen von Jahresabschlüssen und konsolidierten Abschlüssen, zur Änderung der 
Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 84/253/EWG 
des Rates 

 

KAPITEL I 

GEGENSTAND UND BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

Artikel 1 - Gegenstand 

Diese Richtlinie regelt die Abschlussprüfung des Jahresabschlusses und des konsolidierten 
Abschlusses und die Bestätigung der jährlichen und konsolidierten Nachhaltigkeitsberichterstattung. 

Artikel 29 dieser Richtlinie findet auf Abschlussprüfungen von Jahresabschlüssen und konsolidierten 
Abschlüssen von Unternehmen von öffentlichem Interesse keine Anwendung, sofern in der 
Verordnung (EU) Nr. 537/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 16 ) nichts anderes 
festgelegt ist. 

Artikel 2 - Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Richtlinie gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

1.  „Abschlussprüfung“ ist eine Prüfung des Jahresabschlusses oder des konsolidierten 
Abschlusses, die 

a)  nach Unionsrecht vorgeschrieben ist; 

b)  nach nationalen Rechtsvorschriften in Bezug auf kleine Unternehmen vorgeschrieben 
ist; 

c)  auf freiwilliger Basis von kleinen Unternehmen durchgeführt wird und nationale 
rechtliche Anforderungen erfüllt, die den für eine Prüfung gemäß Buchstabe b geltenden 
Anforderungen gleichwertig sind, wenn diese Prüfungen in den nationalen 
Rechtsvorschriften als gesetzliche Abschlussprüfungen definiert sind. 

2. „Abschlussprüfer“ ist eine natürliche Person, die von den zuständigen Stellen eines 
Mitgliedstaates nach dieser Richtlinie für die Durchführung von Abschlussprüfungen und 
gegebenenfalls von für die Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung zugelassen 
wurde. 

3.  „Prüfungsgesellschaft“ ist eine juristische Person oder eine sonstige Einrichtung gleich welcher 
Rechtsform, die von den zuständigen Stellen eines Mitgliedstaats nach dieser Richtlinie für die 
Durchführung von Abschlussprüfungen und gegebenenfalls von für die Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung zugelassen wurde. 

4.  „Prüfungsunternehmen aus einem Drittland“ ist ein Unternehmen gleich welcher Rechtsform, 
das Prüfungen des Jahresabschlusses oder des konsolidierten Abschlusses oder gegebenenfalls 
die Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung von in einem Drittland eingetragenen 
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Gesellschaften durchführt, und das nicht in einem Mitgliedstaat als Prüfungsgesellschaft 
infolge einer Zulassung gemäß Artikel 3 registriert ist. 

5.  „Prüfer aus einem Drittland“ ist eine natürliche Person, die Prüfungen des Jahresabschlusses 
oder des konsolidierten Abschlusses oder gegebenenfalls die Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung von in einem Drittland eingetragenen Gesellschaften 
durchführt, und die nicht in einem Mitgliedstaat als Abschlussprüfer infolge einer Zulassung 
gemäß den Artikeln 3 und 44 registriert ist. 

6.  „Konzernabschlussprüfer“ ist/ sind der oder /die Abschlussprüfer oder bzw. die 
Prüfungsgesellschaft oder -gesellschaften(en), der bzw. die die Abschlussprüfung 
konsolidierter Abschlüsse durchführt/durchführen oder gegebenenfalls die Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung durchführen;. 

7.  „Netzwerk“ ist die breitere Struktur, 

—  die auf Kooperation ausgerichtet ist und der ein Abschlussprüfer oder eine 
Prüfungsgesellschaft angehört und 

—  die eindeutig auf Gewinn- oder Kostenteilung abzielt oder durch gemeinsames 
Eigentum, gemeinsame Kontrolle oder gemeinsame Geschäftsführung, gemeinsame 
Qualitätssicherungsmaßnahmen und -verfahren, eine gemeinsame Geschäftsstrategie, 
die Verwendung einer gemeinsamen Marke oder durch einen wesentlichen Teil 
gemeinsamer fachlicher Ressourcen miteinander verbunden ist. 

8.  „Verbundenes Unternehmen einer Prüfungsgesellschaft“ ist ein Unternehmen gleich welcher 
Rechtsform, das mit einer Prüfungsgesellschaft durch gemeinsames Eigentum, gemeinsame 
Kontrolle oder gemeinsame Geschäftsführung verbunden ist. 

9.  „Bestätigungsvermerk“ ist der in Artikel 51a der Richtlinie 78/660/EWG und Artikel 37 der 
Richtlinie 83/349/EWG genannte Vermerk des Abschlussprüfers oder der Prüfungsgesellschaft. 

10.  „Zuständige Behörde“ ist eine durch Gesetz bestimmte Behörde, die für die Regulierung 
und/oder Aufsicht von Abschlussprüfern und Prüfungsgesellschaften oder spezifischen 
Aspekten davon verantwortlich ist. Wird in einem Artikel auf die „zuständige Behörde“ Bezug 
genommen, gilt dies als Bezugnahme auf die Behörde, die für die in dem betreffenden Artikel 
erwähnten Aufgaben zuständig ist. 

12.  „Internationale Rechnungslegungsstandards“ sind die International Accounting Standards 
(IAS), die International Financial Reporting Standards (IFRS) und die dazugehörigen 
Interpretationen (SIC/IFRIC), die nachfolgenden Änderungen dieser Standards und der 
dazugehörigen Interpretationen sowie die vom International Accounting Standards Board 
(IASB) in Zukunft veröffentlichten oder verabschiedeten Standards und dazugehörigen 
Interpretationen. 

13.  „Unternehmen von öffentlichem Interesse“ sind 

a)  Unternehmen, die unter das Recht eines Mitgliedstaats fallen und deren übertragbare 
Wertpapiere zum Handel auf einem geregelten Markt eines Mitgliedstaats im Sinne von 
Artikel 4 Absatz 1 Nummer 14 der Richtlinie 2004/39/EG zugelassen sind; 

b)  Kreditinstitute im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Nummer 1 der Richtlinie 2013/36/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates ( 17 ) — mit Ausnahme der in Artikel 2 jener 
Richtlinie genannten Kreditinstitute; 

c)  Versicherungsunternehmen im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 der Richtlinie 91/674/EWG 
oder 
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d)  Unternehmen, die von den Mitgliedstaaten als Unternehmen von öffentlichem Interesse 
bestimmt werden, beispielsweise Unternehmen, die aufgrund der Art ihrer Tätigkeit, ihrer 
Größe oder der Zahl ihrer Mitarbeiter von erheblicher öffentlicher Bedeutung sind. 

14.  „Genossenschaft“ ist die Europäische Genossenschaft im Sinne von Artikel 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 1435/2003 des Rates vom 22. Juli 2003 über das Statut der Europäischen 
Genossenschaft (SCE) ( 18 ) oder jede andere Genossenschaft, für die nach Gemeinschaftsrecht 
eine Abschlussprüfung vorgeschrieben ist, wie etwa Kreditinstitute im Sinne von Artikel 1 
Nummer 1 der Richtlinie 2000/12/EG sowie Versicherungsunternehmen im Sinne von Artikel 2 
Absatz 1 der Richtlinie 91/674/EWG. 

15.  „Nichtberufsausübender“ ist eine natürliche Person, die während ihrer Beauftragung mit der 
öffentlichen Aufsicht und während der drei Jahre unmittelbar vor dieser Beauftragung keine 
Abschlussprüfungen durchgeführt hat, keine Stimmrechte in einer Prüfungsgesellschaft 
gehalten hat, weder Mitglied eines Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans einer 
Prüfungsgesellschaft noch bei einer Prüfungsgesellschaft angestellt war noch in sonstiger 
Weise mit einer Prüfungsgesellschaft verbunden war. 

16.  „Verantwortlicher Prüfungspartner“ ist/sind 

a)  der/die Abschlussprüfer, der/die von einer Prüfungsgesellschaft für ein bestimmtes 
Prüfungsmandat als für die Durchführung der Abschlussprüfung im Auftrag der 
Prüfungsgesellschaft vorrangig verantwortlich bestimmt ist/sind; oder 

b)  im Fall einer Konzernabschlussprüfung mindestens der/die Abschlussprüfer, der/die von 
einer Prüfungsgesellschaft als für die Durchführung der Abschlussprüfung auf 
Konzernebene vorrangig verantwortlich bestimmt ist/sind, und der/die Abschlussprüfer, 
der/die als auf der Ebene bedeutender Tochtergesellschaften vorrangig verantwortlich 
bestimmt ist/sind, oder 

c)  der/die Abschlussprüfer, der/die den Bestätigungsvermerk 
unterzeichnet/unterzeichnen. 

16a. „Verantwortliche(r) Nachhaltigkeitspartner“ ist/sind  

a)  der oder die Abschlussprüfer, der/die von einer Prüfungsgesellschaft für einen 
bestimmten Bestätigungsauftrag hinsichtlich der Nachhaltigkeitsberichterstattung als 
vorrangig verantwortlich für die Durchführung der Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung im Auftrag der Prüfungsgesellschaft bestimmt ist/sind; 
oder 

b)  im Fall der Bestätigung einer konsolidierten Nachhaltigkeitsberichterstattung 
mindestens der/die Abschlussprüfer, der/die von einer Prüfungsgesellschaft als 
vorrangig verantwortlich für die Durchführung der Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung auf Konzernebene bestimmt ist/sind, und der/die 
Abschlussprüfer, der/die als vorrangig verantwortlich auf der Ebene bedeutender 
Tochterunternehmen bestimmt ist/sind; oder  

c)  der/die Abschlussprüfer, der/die den Prüfungsvermerk über die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung nach Artikel 28a unterzeichnet/unterzeichnen; 

17.  „Mittlere Unternehmen“ sind Unternehmen gemäß Artikel 1 Absatz 1 und Artikel 3 Absatz 3 
der Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates ( 19 ). 

18.  „Kleine Unternehmen“ sind Unternehmen gemäß Artikel 1 Absatz 1 und Artikel 3 Absatz 2 der 
Richtlinie 2013/34/EU. 

19.  „Herkunftsmitgliedstaat“ ist ein Mitgliedstaat, in dem ein Abschlussprüfer oder eine 
Prüfungsgesellschaft gemäß Artikel 3 Absatz 1 zugelassen ist. 
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20.  „Aufnahmemitgliedstaat“ ist ein Mitgliedstaat, in dem ein Abschlussprüfer mit Zulassung im 
Herkunftsmitgliedstaat ebenfalls eine Zulassung gemäß Artikel 14 beantragt, oder ein 
Mitgliedstaat, in dem eine Prüfungsgesellschaft mit Zulassung im Herkunftsmitgliedstaat 
gemäß Artikel 3a die Registrierung beantragt hat oder registriert ist. 

21.  „Nachhaltigkeitsberichterstattung“ ist die Nachhaltigkeitsberichterstattung gemäß Artikel 2 
Nummer 18 der Richtlinie 2013/34/EU.  

22.  „Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung“ ist die Durchführung von Verfahren, die zu 
dem Urteil des Abschlussprüfers oder der Prüfungsgesellschaft nach Artikel 34 Absatz 1 
Unterabsatz 2 Buchstabe aa und Artikel 34 Absatz 2 der Richtlinie 2013/34/EU führen. 

23. „Unabhängiger Erbringer von Bestätigungsleistungen“ ist eine Konformitätsbewertungsstelle, 
die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates26 
für die in Artikel 34 Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstabe aa der Richtlinie 2013/34/EU genannte 
Konformitätsbewertung akkreditiert ist. 

 
 

KAPITEL II 

ZULASSUNG, KONTINUIERLICHE FORTBILDUNG UND GEGENSEITIGE ANERKENNUNG 

Artikel 3 - Zulassung von Abschlussprüfern und Prüfungsgesellschaften 

Artikel 3a - Anerkennung von Prüfungsgesellschaften 

Artikel 4 - Guter Leumund 

Artikel 5 - Entzug der Zulassung 

Artikel 6 - Ausbildung 

(1) Unbeschadet des Artikels 11 kann eine natürliche Person nur zur Durchführung von 
Abschlussprüfungen zugelassen werden, wenn sie nach Erlangung der Hochschulreife oder 
einer entsprechenden Ausbildungsstufe eine theoretische und eine praktische Ausbildung 
absolviert und sich mit Erfolg einer staatlichen oder staatlich anerkannten beruflichen 
Eignungsprüfung auf dem Niveau eines Hochschulabschlusses oder eines entsprechenden 
Niveaus in dem betreffenden Mitgliedstaat unterzogen hat. 

(2) Zusätzlich zu der Zulassung zur Durchführung von Abschlussprüfungen gemäß Absatz 1 dieses 
Artikels kann eine natürliche Person zur Durchführung der Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung zugelassen werden, wenn die zusätzlichen spezifischen 
Anforderungen von Artikel 7 Absatz 2, Artikel 8 Absatz 3, Artikel 10 Absatz 1 Unterabsatz 2 und 
Artikel 14 Absatz 2 Unterabsatz 4 dieser Richtlinie erfüllt sind. 

(3) Die in Artikel 32 genannten zuständigen Behörden arbeiten im Hinblick auf eine Angleichung 
der in diesem Artikel genannten Anforderungen zusammen. Bei der Aufnahme dieser 
Zusammenarbeit tragen diese zuständigen Behörden den Entwicklungen im Prüfungswesen 
und im Berufsstand der Prüfer und insbesondere der Angleichung Rechnung, die bereits in 
dem Berufsstand erreicht wurde. Sie arbeiten mit dem Ausschuss der Europäischen 

                                                           
26 Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Europäischen Parlaments und des Rats vom 9. Juli 2008 über die 
Vorschriften für die Akkreditierung und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 339/93 (ABl. L 218 vom 
13.8.2008, S. 30). 
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Aufsichtsstellen für Abschlussprüfer (im Folgenden „Ausschuss der Aufsichtsstellen“) und den 
in Artikel 20 der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 genannten zuständigen Behörden zusammen, 
sofern es bei dieser Angleichung um die Abschlussprüfung und die Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung bei von Unternehmen von öffentlichem Interesse geht. 

Artikel 7 - Prüfung der beruflichen Eignung 

(1) Die in Artikel 6 genannte Eignungsprüfung garantiert die erforderlichen theoretischen 
Kenntnisse auf den für die Abschlussprüfung maßgebenden Sachgebieten sowie die Fähigkeit, 
diese Kenntnisse praktisch anzuwenden. Diese Prüfung muss zumindest teilweise schriftlich 
erfolgen. 

(2) Falls der Abschlussprüfer auch zur Durchführung der Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung zugelassen werden soll, garantiert die in Artikel 6 genannte 
Eignungsprüfung die erforderlichen theoretischen Kenntnisse auf den für die Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung maßgebenden Sachgebieten sowie die Fähigkeit, diese 
Kenntnisse praktisch anzuwenden. Diese Eignungsprüfung muss zumindest teilweise schriftlich 
erfolgen. 

Artikel 8 - Theoretische Prüfung 

(1)   Die im Rahmen der Eignungsprüfung durchgeführte theoretische Prüfung umfasst 
insbesondere die folgenden Sachgebiete: 

a)  Theorie und Grundsätze des allgemeinen Rechnungswesens, 

b)  gesetzliche Vorschriften und Grundsätze für die Aufstellung des Jahresabschlusses und 
des konsolidierten Abschlusses, 

c)  internationale Rechnungslegungsstandards, 

d)  Finanzanalyse, 

e)  Kostenrechnung und betriebliches Rechnungswesen, 

f)  Risikomanagement und interne Kontrolle, 

g)  Prüfungswesen und berufsspezifische Fertigkeiten, 

h)  gesetzliche und standesrechtliche Vorschriften für Abschlussprüfung und 
Abschlussprüfer, 

i)  internationale Prüfungsstandards gemäß Artikel 26, 

j)  Berufsgrundsätze und Unabhängigkeit. 

(2)   Diese Prüfung umfasst zumindest auch die folgenden Sachgebiete, soweit sie für die 
Abschlussprüfung relevant sind: 

a)  Gesellschaftsrecht und Corporate Governance, 

b)  Rechtsvorschriften über Insolvenz und ähnliche Verfahren, 

c)  Steuerrecht, 

d)  bürgerliches Recht und Handelsrecht, 

e)  Sozialversicherungs- und Arbeitsrecht, 

f)  IT- und Computersysteme, 

g)  Betriebswirtschaft, Volkswirtschaft und Finanzwissenschaft, 
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h)  Mathematik und Statistik, 

i)  Grundzüge des betrieblichen Finanzwesens. 

(3)  Falls der Abschlussprüfer auch zur Durchführung der Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung zugelassen werden soll, umfasst die in Absatz 1 genannte 
Prüfung der theoretischen Kenntnisse außerdem zumindest die folgenden Sachgebiete:  

a)  gesetzliche Vorschriften und Standards für die Aufstellung der jährlichen und 
konsolidierten Nachhaltigkeitsberichterstattung;  

b)  Nachhaltigkeitsanalyse;  

c)  Due-Diligence-Prozesse mit Blick auf Nachhaltigkeitsaspekte;  

d)  rechtliche Anforderungen an und Standards für die Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung nach Artikel 26a. 

Artikel 9 - Ausnahmen 

Artikel 10 - Praktische Ausbildung 

(1)   Um die Fähigkeit zur praktischen Anwendung der in der Eignungsprüfung getesteten 
theoretischen Kenntnisse zu gewährleisten, wird eine mindestens dreijährige praktische 
Ausbildung durchgeführt, die unter anderem die Prüfung von Jahresabschlüssen, 
konsolidierten Abschlüssen oder ähnlichen Abschlüssen zum Gegenstand hat. Diese praktische 
Ausbildung wird zu mindestens zwei Dritteln bei einem in einem Mitgliedstaat zugelassenen 
Abschlussprüfer oder einer in einem Mitgliedstaat zugelassenen Prüfungsgesellschaft 
absolviert. 

 Falls der Abschlussprüfer oder der Auszubildende auch zur Durchführung der Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung zugelassen werden soll, bestehen mindestens acht Monate 
der praktischen Ausbildung nach Absatz 1 in der Bestätigung jährlicher oder konsolidierter 
Nachhaltigkeitsberichterstattung oder anderen nachhaltigkeitsbezogenen Leistungen. 

(2)   Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die gesamte praktische Ausbildung bei Personen 
stattfindet, die ausreichende Garantien für ihre Fähigkeit, eine praktische Ausbildung zu 
gewähren, bieten. 

Artikel 11 - Zulassung aufgrund langjähriger praktischer Erfahrung 

Artikel 12 - Kombination von praktischer und theoretischer Ausbildung 

(1)   Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass Zeiten, in denen eine theoretische Ausbildung auf 
in den in Artikel 8 Absätze 1 und 2 genannten Sachgebieten absolviert wurde, auf die in Artikel 
11 genannten Berufsjahre angerechnet werden, wenn diese Ausbildung mit einer staatlich 
durch den Mitgliedstaat anerkannten Prüfung abgeschlossen wurde. Diese Ausbildung muss 
mindestens ein Jahr dauern und darf höchstens mit vier Jahren auf die berufliche Tätigkeit 
angerechnet werden. 

(2)   Berufstätigkeit und praktische Ausbildung dürfen nicht kürzer sein als die theoretische 
Ausbildung zusammen mit der in Artikel 10 Absatz 1 Unterabsatz 1 vorgeschriebenen 
praktischen Ausbildung. 

Artikel 13 - Kontinuierliche Fortbildung 

Artikel 14 - Zulassung von Abschlussprüfern aus anderen Mitgliedstaaten 

(1)   Die zuständigen Behörden legen Verfahren für die Zulassung von Abschlussprüfern, die in 
anderen Mitgliedstaaten zugelassen sind, fest. Im Rahmen dieser Verfahren darf dem 
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Abschlussprüfer höchstens ein Anpassungslehrgang im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe 
g der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates ( 20 ) oder eine 
Eignungsprüfung im Sinne von Buchstabe h der genannten Bestimmung auferlegt werden. 

(2)  Der Aufnahmemitgliedstaat beschließt, ob dem Antragsteller für die Zulassung ein 
Anpassungslehrgang gemäß Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe g der Richtlinie 2005/36/EG oder 
eine Eignungsprüfung gemäß Buchstabe h der genannten Bestimmung auferlegt wird. 

Der Anpassungslehrgang darf nicht länger als drei Jahre dauern und der Antragsteller wird 
einer Bewertung unterworfen. 

Die Eignungsprüfung erfolgt in einer nach der in dem betreffenden Aufnahmemitgliedstaat 
geltenden Sprachenregelung zugelassenen Sprache. Sie erstreckt sich ausschließlich darauf, ob 
der Abschlussprüfer über angemessene Kenntnisse der Rechtsvorschriften des betreffenden 
Aufnahmemitgliedstaats verfügt, soweit diese Kenntnisse für Abschlussprüfungen relevant 
sind. 

Falls der Abschlussprüfer auch zur Durchführung der Bestätigung der Nachhaltigkeits-
berichterstattung zugelassen werden soll, erstreckt sich die Eignungsprüfung nach Unterabsatz 
1 darauf, ob der Abschlussprüfer über angemessene Kenntnisse der Rechtsvorschriften des 
Aufnahmemitgliedstaats verfügt, soweit diese Kenntnisse für die Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung relevant sind. 

(3)   Die zuständigen Behörden arbeiten im Rahmen des Ausschusses der Aufsichtsstellen im 
Hinblick auf eine Angleichung der Anforderungen in Bezug auf den Anpassungslehrgang und 
die Eignungsprüfung zusammen. Sie sorgen für transparentere und vorhersehbarere 
Anforderungen. Sie arbeiten mit dem Ausschuss der Aufsichtsstellen und den in Artikel 20 der 
Verordnung (EU) Nr. 537/2014 genannten zuständigen Behörden zusammen, sofern diese 
Angleichung Abschlussprüfungen von Unternehmen von öffentlichem Interesse betrifft. 

 

Artikel 14a - Vor dem 1. Januar 2024 zugelassene oder anerkannte Abschlussprüfer und Personen, 
die am 1. Januar 2024 das Zulassungsverfahren für Abschlussprüfer durchlaufen 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Abschlussprüfer, die vor dem 1. Januar 2024 für die 
Durchführung von Abschlussprüfungen zugelassen oder anerkannt wurden, nicht den Anforderungen 
von Artikel 7 Absatz 2, Artikel 8 Absatz 3, Artikel 10 Absatz 1 Unterabsatz 2 und Artikel 14 Absatz 2 
Unterabsatz 4 unterliegen.  

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Personen, die am 1. Januar 2024 das in den Artikeln 6 bis 14 
vorgesehene Zulassungsverfahren durchlaufen, nicht den Anforderungen von Artikel 7 Absatz 2, 
Artikel 8 Absatz 3, Artikel 10 Absatz 1 Unterabsatz 2 und Artikel 14 Absatz 2 Unterabsatz 4 
unterliegen, sofern sie dieses Verfahren bis zum 1. Januar 2026 abschließen.  

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass vor dem 1. Januar 2026 zugelassene Abschlussprüfer, die 
Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung durchführen wollen, die erforderlichen Kenntnisse 
über Nachhaltigkeitsberichterstattung und deren Bestätigung, einschließlich der in Artikel 8 Absatz 3 
aufgeführten Sachgebiete, im Wege der kontinuierlichen Fortbildung nach Artikel 13 erwerben. 
 

KAPITEL III 

REGISTRIERUNG 

Artikel 15 - Öffentliches Register 
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Artikel 16 - Registrierung von Abschlussprüfern 

(1)   Für Abschlussprüfer werden im öffentlichen Register zumindest die folgenden Angaben 
geführt: 

a)  Name, Anschrift und Registrierungsnummer; 

b)  gegebenenfalls Name, Anschrift, Internet-Adresse und Registrierungsnummer der 
Prüfungsgesellschaft(en), bei der/denen der Abschlussprüfer angestellt ist oder 
der/denen er als Partner angehört oder in ähnlicher Form verbunden ist; 

c)  Angaben, ob der Abschlussprüfer auch für die Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung zugelassen ist; 

d) andere Registrierung(en) als Abschlussprüfer bei den zuständigen Stellen anderer 
Mitgliedstaaten und als Prüfer in Drittländern, einschließlich des/der Name(ns) der 
Zulassungsbehörde(n) und gegebenenfalls der Registrierungsnummer(n) und Angabe, ob 
die Registrierung die Abschlussprüfung, die Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung oder beides betrifft. 

(2)   Prüfer aus Drittländern, die gemäß Artikel 45 registriert sind, werden im Register eindeutig als 
solche, und nicht als Abschlussprüfer, geführt. 

Im Register wird angegeben, ob die Prüfer aus Drittländern nach Unterabsatz 1 für die 
Durchführung der Abschlussprüfung, die Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung 
oder beides registriert sind. 

Artikel 17 - Registrierung von Prüfungsgesellschaften 

(1)   Für Prüfungsgesellschaften werden im öffentlichen Register zumindest die folgenden Angaben 
geführt: 

a)  Name, Anschrift und Registrierungsnummer; 

b)  Rechtsform; 

c)  Kontaktmöglichkeiten, Hauptansprechpartner und gegebenenfalls Internetadresse; 

d)  Anschrift jedes Büros in dem Mitgliedstaat; 

e)  Name und Registrierungsnummer aller Abschlussprüfer, die bei der Prüfungsgesellschaft 
angestellt sind oder ihr als Partner angehören oder in ähnlicher Form mit ihr verbunden 
sind, und Angabe, ob sie auch zur Durchführung der Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung zugelassen sind; 

f)  Namen und Geschäftsadressen aller Eigentümer und Anteilseigner; 

g)  Namen und Geschäftsadressen aller Mitglieder des Verwaltungs- oder Leitungsorgans; 

h)  gegebenenfalls ein Hinweis auf Mitgliedschaft in einem Netzwerk sowie eine Liste mit 
Namen und Anschriften der Mitgliedsgesellschaften und ihrer verbundenen 
Unternehmen oder ein Hinweis darauf, wo diese Informationen öffentlich zugänglich 
sind; 

i)  andere Registrierung(en) als Prüfungsgesellschaft bei den zuständigen Behörden Stellen 
anderer Mitgliedstaaten und als Prüfungsunternehmen in Drittländern, einschließlich 
des/der Name(sn) der Zulassungsbehörde(n), und gegebenenfalls der 
Registrierungsnummer(n), und Angabe, ob die Registrierung die Abschlussprüfung, die 
Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung oder beides betrifft; 

j)  gegebenenfalls, ob die Prüfungsgesellschaft gemäß Artikel 3a Absatz 3 registriert ist. 
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 (2)   Prüfungsunternehmen aus Drittländern, die gemäß Artikel 45 registriert sind, werden im 
Register eindeutig als solche, und nicht als Prüfungsgesellschaften, geführt. 

Im Register wird angegeben, ob die Prüfungsunternehmen aus Drittländern nach Unterabsatz 
1 für die Durchführung der Abschlussprüfung, die Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung oder beides registriert sind. 

Artikel 18 - Aktualisierung des Registers 

Artikel 19 - Verantwortlichkeit für die Registrierungsangaben 

Artikel 20 - Sprache 

 
 

KAPITEL IV 

BERUFSGRUNDSÄTZE, UNABHÄNGIGKEIT, UNPARTEILICHKEIT, VERSCHWIEGENHEIT UND 
BERUFSGEHEIMNIS 

Artikel 21 - Berufsgrundsätze und kritische Grundhaltung 

Artikel 22 - Unabhängigkeit und Unparteilichkeit 

Artikel 22a - Einstellung von früheren Abschlussprüfern oder Mitarbeitern von Abschlussprüfern 
oder Prüfungsgesellschaften bei geprüften Unternehmen 

Artikel 22b - Vorbereitung auf die Abschlussprüfung und Beurteilung der Gefährdungen für die 
Unabhängigkeit 

Artikel 23 - Verschwiegenheitspflicht und Berufsgeheimnis 

Artikel 24 - Unabhängigkeit und Unparteilichkeit von Abschlussprüfern, die für eine 
Prüfungsgesellschaft eine Abschlussprüfung durchführen 

Artikel 24a - Interne Organisation von Abschlussprüfern und Prüfungsgesellschaften 

Artikel 24b - Arbeitsorganisation 

(1)   Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass eine Prüfungsgesellschaft, die die Abschlussprüfung 
durchführt, zumindest einen verantwortlichen Prüfungspartner benennt. Die 
Prüfungsgesellschaft stellt dem verantwortlichen Prüfungspartner oder den verantwortlichen 
Prüfungspartnern die zur angemessenen Wahrnehmung seiner bzw. ihrer Aufgaben 
notwendigen Mittel und Personal mit der notwendigen Kompetenz und den notwendigen 
Fähigkeiten zur Verfügung. 

 Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass eine Prüfungsgesellschaft, die die Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung durchführt, zumindest einen verantwortlichen 
Nachhaltigkeitspartner benennt, bei dem es sich um den bzw. einen der verantwortlichen 
Prüfungspartner handeln kann. Die Prüfungsgesellschaft stellt dem verantwortlichen 
Nachhaltigkeitspartner oder den verantwortlichen Nachhaltigkeitspartnern die zur 
angemessenen Wahrnehmung seiner bzw. ihrer Aufgaben notwendigen Mittel und Personal 
mit der notwendigen Kompetenz und den notwendigen Fähigkeiten zur Verfügung. 

 Die Hauptkriterien, nach denen die Prüfungsgesellschaft den oder die zu benennenden 
verantwortlichen Prüfungspartner und gegebenenfalls den oder die verantwortlichen 
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Nachhaltigkeitspartner bestimmt, sind Sicherstellung der PrüfungsqualitätQualität der Prüfung 
und Bestätigung, Unabhängigkeit und Kompetenz. 

 Der verantwortliche oder die verantwortlichen Prüfungspartner ist bzw./ sind aktiv an der 
Durchführung der Abschlussprüfung beteiligt. Der verantwortliche Nachhaltigkeitspartner ist 
aktiv an der Durchführung der Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung beteiligt. 

(2)  Der Abschlussprüfer wendet bei der Durchführung der Abschlussprüfung ausreichend Zeit für 
das Prüfungsmandat auf und sieht die zur angemessenen Wahrnehmung seiner Aufgaben 
erforderlichen Ressourcen vor. 

(2a)  Der Abschlussprüfer wendet bei der Durchführung der Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung ausreichend Zeit auf und sieht ausreichende Ressourcen vor, 
um seine Aufgaben angemessen wahrzunehmen. 

(3)   Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass der Abschlussprüfer oder die Prüfungsgesellschaft 
Aufzeichnungen über alle Verstöße gegen die Bestimmungen dieser Richtlinie und 
gegebenenfalls der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 führt. Die Mitgliedstaaten können 
Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften bezüglich geringfügiger Verstöße von dieser 
Verpflichtung befreien. Der Abschlussprüfer bzw. die Prüfungsgesellschaft zeichnet ebenfalls 
alle aus Verstößen erwachsenden Konsequenzen auf, einschließlich der zur Behebung dieser 
Verstöße und zur Änderung seines bzw. ihres internen Qualitätssicherungssystems getroffenen 
Maßnahmen. Der Abschlussprüfer bzw. die Prüfungsgesellschaft erstellt jährlich einen Bericht 
über alle getroffenen Maßnahmen und leitet diesen intern weiter. 

 Holt der Abschlussprüfer oder die Prüfungsgesellschaft den Rat externer Sachverständiger ein, 
dokumentiert er bzw. sie sowohl die Anfrage als auch die erhaltene Antwort. 

(4)   Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften führen eine Mandantendatei. Diese Datei enthält 
für jeden Mandanten die folgenden Angaben: 

a)  Name, Anschrift und Ort der Niederlassung, 

b)  bei einer Prüfungsgesellschaft den/die Name(n) des verantwortlichen Prüfungspartners 
bzw. der verantwortlichen Prüfungspartner, und gegebenenfalls den/die Name(n) des 
verantwortlichen Nachhaltigkeitspartners bzw. der verantwortlichen 
Nachhaltigkeitspartner, 

c)  für jedes Geschäftsjahr die für die Abschlussprüfung, für die Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung und für andere Leistungen in Rechnung gestellten 
Honorare. 

(5)   Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften legen für jede Abschlussprüfung eine 
Prüfungsakte an. 

Der Abschlussprüfer oder die Prüfungsgesellschaft dokumentiert zumindest die gemäß Artikel 
22b Absatz 1 dieser Richtlinie und gegebenenfalls gemäß den Artikeln 6 bis 8 der Verordnung 
(EU) Nr. 537/2014 aufgezeichneten Daten. 

Der Abschlussprüfer oder die Prüfungsgesellschaft bewahrt alle anderen Daten und 
Unterlagen, die zur Begründung des in Artikel 28 dieser Richtlinie und gegebenenfalls in den 
Artikeln 10 und 11 der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 genannten Vermerks bzw. Berichts und 
zur Beobachtung der Einhaltung dieser Richtlinie und anderer geltender rechtlicher 
Anforderungen von Bedeutung sind, auf. 

Die Prüfungsakte wird spätestens 60 Tage nach Unterzeichnung des in Artikel 28 dieser 
Richtlinie und gegebenenfalls in Artikel 10 der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 genannten 
Bestätigungsvermerks geschlossen. 
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5a)  Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften legen für jeden Bestätigungsauftrag hinsichtlich 
der Nachhaltigkeitsberichterstattung eine Bestätigungsakte an.  

Der Abschlussprüfer oder die Prüfungsgesellschaft dokumentiert zumindest die gemäß Artikel 
22b aufgezeichneten Daten im Hinblick auf die Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung.  

Der Abschlussprüfer oder die Prüfungsgesellschaft bewahrt alle sonstigen Daten und 
Unterlagen auf, die zur Begründung des Prüfungsvermerks über die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung nach Artikel 28a und zur Beobachtung der Einhaltung dieser 
Richtlinie und anderer geltender rechtlicher Anforderungen im Hinblick auf die Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung von Bedeutung sind.  

Die Bestätigungsakte wird spätestens 60 Tage nach Unterzeichnung des Prüfungsvermerks 
über die Nachhaltigkeitsberichterstattung nach Artikel 28a geschlossen.  

Führt derselbe Abschlussprüfer die Abschlussprüfung des Jahresabschlusses und die 
Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung durch, so kann die Bestätigungsakte in die 
Prüfungsakte aufgenommen werden. 

(6)   Der Abschlussprüfer oder die Prüfungsgesellschaft bewahrt alle etwaigen schriftlichen 
Beschwerden über die Durchführung der Abschlussprüfungen und über die Durchführung 
jedes ausgeführten Bestätigungsauftrags hinsichtlich der Nachhaltigkeitsberichterstattung auf. 

(7)   Die Mitgliedstaaten können vereinfachte Anforderungen hinsichtlich der Absätze 3 und 6 für 
die Prüfungen gemäß Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben b und c vorsehen. 

Artikel 25 – Prüfungs- und Bestätigungshonorare 

Die Mitgliedstaaten sorgen für eine angemessene Regelung, die gewährleistet, dass die Honorare für 
Abschlussprüfungen und die Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung 

a)  nicht von der Erbringung zusätzlicher Leistungen für das geprüfte Unternehmen, das 
Gegenstand der Abschlussprüfung oder der Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung 
ist, beeinflusst oder bestimmt werden; 

b)  an keinerlei Bedingungen geknüpft werden dürfen. 

Artikel 25a - Umfang der Abschlussprüfung 

Unbeschadet der in Artikel 28 dieser Richtlinie und gegebenenfalls in den Artikeln 10 und 11 der 
Verordnung (EU) Nr. 537/2014 genannten Berichtspflichten umfasst eine Abschlussprüfung keine 
Zusicherung über den künftigen Fortbestand des geprüften Unternehmens oder die Effizienz oder 
Wirksamkeit, mit der das Leitungs- oder Verwaltungsorgan des Unternehmens dessen Geschäfte 
bisher geführt hat oder zukünftig führen wird. 

Artikel 25b - Berufsgrundsätze, Unabhängigkeit, Unparteilichkeit, Verschwiegenheit und 
Berufsgeheimnis bei der Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung 

Die Anforderungen der Artikel 21 bis 24a, die sich auf die Abschlussprüfung beziehen, sind 
entsprechend auf die Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung anzuwenden.  

Artikel 25c - Nichtprüfungsleistungen, die verboten sind, wenn der Abschlussprüfer bei einem 
Unternehmen von öffentlichem Interesse die Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung 

durchführt 

(1)  Der Abschlussprüfer oder die Prüfungsgesellschaft, der bzw. die bei einem Unternehmen von 
öffentlichem Interesse die Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung durchführt, und 
jedes Mitglied eines Netzwerks, dem der Abschlussprüfer bzw. die Prüfungsgesellschaft 
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angehört, dürfen weder direkt noch indirekt für das Unternehmen von öffentlichem Interesse, 
das Gegenstand der Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung ist, dessen 
Mutterunternehmen oder die von ihm beherrschten Unternehmen in der Union die in Artikel 5 
Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstaben b und c sowie Buchstaben e bis k der Verordnung (EU) Nr. 
537/2014 genannten verbotenen Nichtprüfungsleistungen erbringen, und zwar  

a)  innerhalb des Zeitraums zwischen dem Beginn des Zeitraums, der Gegenstand der 
Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung ist, und der Abgabe des 
Prüfungsvermerks über die Nachhaltigkeitsberichterstattung und 

b)  in Bezug auf die in Artikel 5 Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstabe e der Verordnung (EU) Nr. 
537/2014 genannten Leistungen innerhalb des Geschäftsjahrs, das dem in Buchstabe a 
des vorliegenden Absatzes genannten Zeitraum unmittelbar vorausgeht.  

(2)  Ein Abschlussprüfer oder eine Prüfungsgesellschaft, der bzw. die bei Unternehmen von 
öffentlichem Interesse die Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung durchführt, und – 
wenn der Abschlussprüfer bzw. die Prüfungsgesellschaft einem Netzwerk angehört – jedes 
Mitglied eines solchen Netzwerks dürfen für das Unternehmen von öffentlichem Interesse, 
dessen Nachhaltigkeitsberichterstattung bestätigt wird, für dessen Mutterunternehmen oder 
für die von ihm beherrschten Unternehmen andere Leistungen erbringen als die verbotenen 
Nichtprüfungsleistungen nach Absatz 1 dieses Artikels oder gegebenenfalls als die verbotenen 
Nichtprüfungsleistungen nach Artikel 5 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 
537/2014 oder als die Leistungen, die nach Ansicht von Mitgliedstaaten eine Gefährdung ihrer 
Unabhängigkeit nach Artikel 5 Absatz 2 dieser Verordnung darstellen könnten, sofern der 
Prüfungsausschuss nach einer ordnungsgemäßen Beurteilung der Gefährdungen für die 
Unabhängigkeit und der ergriffenen Schutzmaßnahmen gemäß Artikel 22b dieser Richtlinie 
seine Zustimmung erteilt hat. 

(3)  Wenn ein Mitglied eines Netzwerks, dem der Abschlussprüfer bzw. die Prüfungsgesellschaft, 
der bzw. die bei einem Unternehmen von öffentlichem Interesse die Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung durchführt, angehört, für ein Unternehmen mit Sitz in einem 
Drittland, das von dem der Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung unterzogenen 
Unternehmen von öffentlichem Interesse beherrscht wird, die verbotenen 
Nichtprüfungsleistungen nach Absatz 1 dieses Artikels erbringt, beurteilt der Abschlussprüfer 
bzw. die Prüfungsgesellschaft, ob diese Erbringung von Leistungen durch ein Mitglied des 
Netzwerks seine bzw. ihre Unabhängigkeit beeinträchtigt.  

 Wird seine bzw. ihre Unabhängigkeit beeinträchtigt, so wendet der Abschlussprüfer bzw. die 
Prüfungsgesellschaft Schutzmaßnahmen zur Verminderung der durch die Erbringung 
verbotener Nichtprüfungsleistungen nach Absatz 1 dieses Artikels in einem Drittland 
hervorgerufenen Gefahren an. Der Abschlussprüfer bzw. die Prüfungsgesellschaft darf die 
Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung des Unternehmens von öffentlichem 
Interesse nur dann fortsetzen, wenn er bzw. sie gemäß Artikel 22b begründen kann, dass die 
Erbringung dieser Leistungen weder seine bzw. ihre fachliche Einschätzung noch den 
Prüfungsvermerk über die Nachhaltigkeitsberichterstattung beeinträchtigt. 

Artikel 25d - Unregelmäßigkeiten 

Artikel 7 der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 gilt entsprechend für Abschlussprüfer bzw. 
Prüfungsgesellschaften, die bei Unternehmen von öffentlichem Interesse Bestätigungen der 
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Nachhaltigkeitsberichterstattung durchführen. 
 

KAPITEL V 

PRÜFUNGSSTANDARDS UND BESTÄTIGUNGSVERMERK 

Artikel 26 - Prüfungsstandards 

Artikel 26a - Standards für die Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung 

(1)  Die Mitgliedstaaten verpflichten die Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften, die 
Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung unter Beachtung der von der Kommission 
nach Absatz 3 angenommenen Standards für die Bestätigung durchzuführen.  

(2)  Die Mitgliedstaaten können nationale Standards, Verfahren oder Anforderungen für die 
Bestätigung so lange anwenden, wie die Kommission keinen Standard für die Bestätigung, der 
für denselben Bereich gilt, angenommen hat.  

 Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die nationalen Standards, Verfahren oder 
Anforderungen für die Bestätigung spätestens drei Monate vor deren Inkrafttreten mit. 

(3)  Der Kommission nimmt spätestens am 1. Oktober 2026 delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 
48a zur Ergänzung dieser Richtlinie an, um Standards für begrenzte Prüfungssicherheit für die 
vom Abschlussprüfer und der Prüfungsgesellschaft oder den Prüfungsgesellschaften für seine 
bzw. ihre Schussfolgerungen über die Prüfung der Nachhaltigkeitsberichterstattung 
durchzuführenden Verfahren, einschließlich Auftragsplanung, Risikoerwägungen und Reaktion 
auf Risiken, und die Art der in dem Prüfungsvermerk über die Nachhaltigkeitsberichterstattung 
oder gegebenenfalls im Bestätigungsvermerk zu berücksichtigenden Schlussfolgerungen 
festzulegen.  

 Die Kommission nimmt spätestens am 1. Oktober 2028 delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 
48a zur Ergänzung dieser Richtlinie an, um nach einer Bewertung, mit der festgestellt werden 
soll, ob hinreichende Prüfungssicherheit für die Prüfer und für die Unternehmen machbar ist, 
diese Richtlinie so zu ändern, dass sie Standards für die Erlangung hinreichender 
Prüfungssicherheit enthält. Unter Berücksichtigung der Ergebnisse dieser Bewertung und wenn 
es daher angemessen ist, wird in diesen delegierten Rechtsakten das Datum angegeben, ab 
dem das in Artikel 34 Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstabe aa genannte Urteil auf einen Auftrag 
zur Erlangung hinreichender Prüfungssicherheit gestützt werden muss, der auf diesen 
Standards für die Erlangung hinreichender Prüfungssicherheit beruht.  

 Die Kommission darf die in den Unterabsätzen 1 und 2 genannten Standards für die 
Bestätigung nur annehmen, wenn sie  

a)  in einem einwandfreien Verfahren mit angemessener öffentlicher Aufsicht und 
Transparenz erstellt wurden; 

b)  bei der jährlichen oder konsolidierten Nachhaltigkeitsberichterstattung zu einem hohen 
Maß an Glaubwürdigkeit und Qualität beitragen; und  

c)  dem Gemeinwohl der Union dienen. 

Artikel 27 - Abschlussprüfungen von konsolidierten Abschlüssen 

Artikel 27a - Bestätigung der konsolidierten Nachhaltigkeitsberichterstattung 

(1)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass im Falle von Bestätigungsaufträgen in Bezug auf die 
konsolidierte Nachhaltigkeitsberichterstattung eines Konzerns  
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a)  der Konzernabschlussprüfer in Bezug auf die konsolidierte Nachhaltigkeits-
berichterstattung die volle Verantwortung für den Prüfungsvermerk über die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung nach Artikel 28a trägt;  

b)  der Konzernabschlussprüfer die von unabhängigen Erbringern von 
Bestätigungsleistungen, Prüfern aus einem Drittland, Abschlussprüfern, 
Prüfungsunternehmen aus einem Drittland oder Prüfungsgesellschaften für die Zwecke 
der Bestätigung der konsolidierten Nachhaltigkeitsberichterstattung durchgeführten 
Bestätigungstätigkeiten bewertet und die Art, den Zeitplan und das Ausmaß der von 
diesen Prüfern durchgeführten Arbeit dokumentiert, wozu gegebenenfalls auch die 
Durchsicht von relevanten Teilen der Bestätigungsunterlagen dieser Prüfer durch den 
Konzernabschlussprüfer zählt, und 

c)  der Konzernabschlussprüfer die von unabhängigen Erbringern von 
Bestätigungsleistungen, Prüfern aus einem Drittland, Abschlussprüfern, 
Prüfungsunternehmen aus einem Drittland oder Prüfungsgesellschaften für die Zwecke 
der Bestätigung der konsolidierten Nachhaltigkeitsberichterstattung durchgeführten 
Bestätigungstätigkeiten überprüft und dokumentiert.  

 Die von dem Konzernabschlussprüfer aufbewahrten Unterlagen müssen so beschaffen sein, 
dass die entsprechende zuständige Behörde die Arbeit des Konzernabschlussprüfers 
überprüfen kann.  

 Für die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstabe c dieses Absatzes verlangt der 
Konzernabschlussprüfer als Voraussetzung dafür, dass er sich auf die Arbeit von unabhängigen 
Erbringern von Bestätigungsleistungen, Prüfern aus einem Drittland, Abschlussprüfern, 
Prüfungsunternehmen aus einem Drittland oder Prüfungsgesellschaften stützen kann, dass die 
betreffenden unabhängigen Erbringer von Bestätigungsleistungen, Prüfer aus einem Drittland, 
Abschlussprüfer, Prüfungsunternehmen aus einem Drittland oder Prüfungsgesellschaften in 
die Weitergabe relevanter Unterlagen während der Bestätigung der konsolidierten 
Nachhaltigkeitsberichterstattung einwilligen.  

(2)  Ist es dem Konzernabschlussprüfer nicht möglich, die Bestimmungen in Absatz 1 Unterabsatz 1 
Buchstabe c zu erfüllen, so ergreift er geeignete Maßnahmen und unterrichtet die jeweils 
zuständige Behörde entsprechend.  

 Solche Maßnahmen umfassen gegebenenfalls zusätzliche Bestätigungstätigkeiten bei dem 
betreffenden Tochterunternehmen, die entweder direkt oder im Wege einer Auslagerung 
durchgeführt werden. 

(3)  Wird der Konzernabschlussprüfer in Bezug auf die Prüfung der konsolidierten 
Nachhaltigkeitsberichterstattung eines Konzerns einer Qualitätssicherungsprüfung oder 
Untersuchung unterzogen, so stellt er der zuständigen Behörde auf Verlangen die relevanten 
ihm vorliegenden Unterlagen zur Verfügung, die die von den betreffenden unabhängigen 
Erbringern von Bestätigungsleistungen, Prüfern aus einem Drittland, Abschlussprüfern, 
Prüfungsunternehmen aus einem Drittland oder Prüfungsgesellschaften für die Zwecke der 
Prüfung der konsolidierten Nachhaltigkeitsberichterstattung durchgeführten 
Bestätigungstätigkeiten betreffen, wozu auch sämtliche für die Bestätigung der konsolidierten 
Nachhaltigkeitsberichterstattung relevanten Arbeitspapiere zählen.  

 Die zuständige Behörde kann verlangen, dass die jeweils zuständigen Behörden gemäß Artikel 
36 zusätzliche Unterlagen zu den von Abschlussprüfern oder Prüfungsgesellschaften für die 
Zwecke der Bestätigung der konsolidierten Nachhaltigkeitsberichterstattung durchgeführten 
Bestätigungstätigkeiten zur Verfügung stellen.  

 Wird die Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung eines Mutter- oder 
Tochterunternehmens eines Konzerns von einem oder mehreren Prüfern oder 
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Prüfungsunternehmen aus einem Drittland durchgeführt, so kann die zuständige Behörde 
verlangen, dass die jeweils zuständigen Drittlandsbehörden im Rahmen der Vereinbarung zur 
Zusammenarbeit zusätzliche Unterlagen zu den von Prüfern oder Prüfungsunternehmen aus 
einem Drittland durchgeführten Bestätigungstätigkeiten zur Verfügung stellen. 

 Abweichend von Unterabsatz 3 trägt der Konzernabschlussprüfer für den Fall, dass ein 
unabhängiger Erbringer von Bestätigungsleistungen, ein oder mehrere Prüfer aus einem 
Drittland oder ein oder mehrere Prüfungsunternehmen aus einem Drittland, die nicht über 
eine Vereinbarung zur Zusammenarbeit verfügen, die Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung eines Mutter- oder Tochterunternehmens eines Konzerns 
durchführen, zudem dafür Sorge, dass – sollte dies verlangt werden – die zusätzlichen 
Unterlagen zu den von diesem unabhängigen Erbringer von Bestätigungsleistungen, Prüfer 
oder Prüfungsunternehmen bzw. von diesen unabhängigen Erbringern von 
Bestätigungsleistungen, Prüfern oder Prüfungsunternehmen aus einem Drittland 
durchgeführten Bestätigungstätigkeiten samt der für die Bestätigung der konsolidierten 
Nachhaltigkeitsberichterstattung relevanten Arbeitspapiere ordnungsgemäß ausgehändigt 
werden. Zur Sicherstellung dieser Aushändigung bewahrt der Konzernabschlussprüfer eine 
Kopie dieser Unterlagen auf oder vereinbart andernfalls mit dem unabhängigen Erbringer von 
Bestätigungsleistungen, Prüfer oder Prüfungsunternehmen bzw. den unabhängigen Erbringern 
von Bestätigungsleistungen, Prüfern oder Prüfungsunternehmen aus einem Drittland, dass auf 
Antrag unbeschränkter Zugang zu diesen Unterlagen gestattet wird, oder er trifft sonstige 
geeignete Maßnahmen. Verhindern rechtliche oder andere Hindernisse, dass die die 
Bestätigung betreffenden Arbeitspapiere aus einem Drittland an den Konzernabschlussprüfer 
weitergegeben werden können, so müssen die vom Konzernabschlussprüfer aufbewahrten 
Unterlagen Nachweise dafür enthalten, dass er die geeigneten Verfahren durchgeführt hat, um 
Zugang zu den Bestätigungsunterlagen zu erhalten, sowie, im Fall anderer als durch die 
Rechtsvorschriften des betroffenen Drittlands entstandener rechtlicher Hindernisse, 
Nachweise für das Vorhandensein eines solchen Hindernisses. 

Artikel 28 - Bestätigungsvermerk 

(1)   Der oder die Abschlussprüfer bzw. die Prüfungsgesellschaft oder -gesellschaften legt bzw. 
legen die Ergebnisse der Abschlussprüfung in einem Bestätigungsvermerk dar. Der 
Bestätigungsvermerk wird entsprechend den Anforderungen der von der Union oder dem 
betroffenen Mitgliedstaat gemäß Artikel 26 angenommenen Prüfungsstandards erstellt. 

(2)   Der Bestätigungsvermerk wird in schriftlicher Form verfasst und 

a)  nennt das Unternehmen, dessen Jahres- oder konsolidierter Abschluss Gegenstand der 
Abschlussprüfung sind; gibt an, ob es sich um einen Jahres- oder einen konsolidierten 
Abschluss handelt, und nennt Abschlussstichtag und Abschlusszeitraum; und gibt die 
Rechnungslegungsgrundsätze an, nach denen der Abschluss aufgestellt wurde; 

b)  enthält eine Beschreibung des Umfangs der Abschlussprüfung, die zumindest Angaben 
über die Prüfungsgrundsätze enthält, nach denen die Abschlussprüfung durchgeführt 
wurde; 

c)  umfasst ein Prüfungsurteil, das als entweder uneingeschränkt, eingeschränkt oder 
negativ erteilt wird und zweifelsfrei Auskunft darüber gibt, ob nach Auffassung des 
Abschlussprüfers oder der Abschlussprüfer bzw. der Prüfungsgesellschaft oder -
gesellschaften 

i)  der Jahresabschluss im Einklang mit den jeweils maßgebenden 
Rechnungslegungsgrundsätzen ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild vermittelt und 
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ii)  soweit einschlägig — der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften 
entspricht. 

 Ist der bzw. sind die Abschlussprüfer oder die Prüfungsgesellschaft oder -gesellschaften 
nicht in der Lage, ein Prüfungsurteil abzugeben, so wird dies im Vermerk angegeben; 

d) verweist auf alle anderen Umstände, auf die der bzw. die Abschlussprüfer oder die 
Prüfungsgesellschaft bzw. die Prüfungsgesellschaften in besonderer Weise aufmerksam 
gemacht haben, ohne das Prüfungsurteil einzuschränken; 

e)  enthält ein Prüfungsurteil und eine Erklärung, die jeweils auf den gemäß Artikel 34 
Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstaben a und b der Richtlinie 2013/34/EU im Laufe der 
Prüfung durchgeführten Arbeiten basieren; 

f)  enthält eine Erklärung zu etwaigen wesentlichen Unsicherheiten in Verbindung mit 
Ereignissen oder Gegebenheiten, die erhebliche Zweifel an der Fähigkeit des 
Unternehmens zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können; 

g)  gibt den Ort der Niederlassung des Abschlussprüfers bzw. der Abschlussprüfer oder der 
Prüfungsgesellschaft bzw. -gesellschaften an. 

Die Mitgliedstaaten können zusätzliche Anforderungen hinsichtlich des Inhalts des 
Bestätigungsvermerks festlegen. 

(3)   Wurde die Abschlussprüfung von mehr als einem Abschlussprüfer oder einer 
Prüfungsgesellschaft durchgeführt, so einigen sich diese auf die Ergebnisse der 
Abschlussprüfung und erteilen sie einen gemeinsamen Vermerk und ein gemeinsames Urteil. 
Bei Uneinigkeit gibt jeder Abschlussprüfer bzw. jede Prüfungsgesellschaft ein eigenes Urteil 
das in einem gesonderten Absatz des Bestätigungsvermerks ab und legt die Gründe für die 
Uneinigkeit dar. 

(4)   Der Bestätigungsvermerk ist vom Abschlussprüfer unter Angabe des Datums zu unterzeichnen. 
Wird eine Abschlussprüfung von einer Prüfungsgesellschaft durchgeführt, so wird der 
Bestätigungsvermerk zumindest von dem Abschlussprüfer oder den Abschlussprüfern, der 
bzw. die die Abschlussprüfung für die Prüfungsgesellschaft durchgeführt hat bzw. haben, 
unterzeichnet. Sind mehr als ein Abschlussprüfer oder eine Prüfungsgesellschaft gleichzeitig 
beauftragt worden, so wird der Bestätigungsvermerk von allen Abschlussprüfern oder 
zumindest von den Abschlussprüfern unterzeichnet, welche die Abschlussprüfung für jede 
Prüfungsgesellschaft durchgeführt haben. Unter besonderen Umständen können die 
Mitgliedstaaten vorsehen, dass diese Unterschrift bzw. Unterschriften nicht öffentlich bekannt 
gemacht zu werden braucht bzw. brauchen, weil eine solche Offenlegung zu einer absehbaren 
und ernst zu nehmenden Gefahr für die persönliche Sicherheit einer Person führen würde. 

In jedem Fall müssen die jeweils zuständigen Behörden die Namen der beteiligten Personen 
kennen. 

(5)   Der Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers oder der Prüfungsgesellschaft zum 
konsolidierten Abschluss hat den Anforderungen nach den Absätzen 1 bis 4 zu genügen. Bei 
der Beurteilung des Einklangs zwischen dem Lagebericht und dem Abschluss nach Absatz 2 
Buchstabe e hat der Abschlussprüfer bzw. die Prüfungsgesellschaft den konsolidierten 
Abschluss und den konsolidierten Lagebericht zu berücksichtigen. Wird der Jahresabschluss 
des Mutterunternehmens dem konsolidierten Abschluss beigefügt, so können die nach diesem 
Artikel erforderlichen Bestätigungsvermerke der Abschlussprüfer oder Prüfungsgesellschaften 
kombiniert werden. 
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Artikel 28a - Prüfungsvermerk zur Nachhaltigkeitsberichterstattung 

(1)  Der oder die Abschlussprüfer bzw. die Prüfungsgesellschaft oder -gesellschaften legt/legen die 
Ergebnisse der Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung in einem Prüfungsvermerk 
zur Nachhaltigkeitsberichterstattung dar. Dieser Vermerk wird entsprechend den 
Anforderungen der von der Kommission mittels nach Artikel 26a Absatz 3 delegierter 
Rechtsakte angenommenen Standards für die Bestätigung oder bis zum Erlass dieser Standards 
für die Bestätigung durch die Kommission im Einklang mit den nationalen Standards für die 
Bestätigung gemäß Artikel 26a Absatz 2 erstellt. 

(2)  Der Prüfungsvermerk zur Nachhaltigkeitsberichterstattung wird schriftlich abgefasst und  

a)  nennt das Unternehmen, dessen jährliche oder konsolidierte Nachhaltigkeits-
berichterstattung Gegenstand des Bestätigungsauftrags ist; gibt an, ob es sich um eine 
jährliche oder eine konsolidierte Nachhaltigkeitsberichterstattung handelt und nennt 
das Datum und den Zeitraum, auf den er sich bezieht; und gibt den Rahmen für die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung an, der bei seiner Aufstellung verwendet wurde;  

b)  enthält eine Beschreibung des Umfangs der Bestätigung der Nachhaltigkeits-
berichterstattung, die zumindest Angaben über die Standards für die Bestätigung 
enthält, nach denen die Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung durchgeführt 
wurde;  

c)  enthält das Urteil gemäß Artikel 34 Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstabe aa der Richtlinie 
2013/34/EU.  

(3)  Wurde die Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung von mehr als einem 
Abschlussprüfer oder einer Prüfungsgesellschaft durchgeführt, so einigen sich diese auf die 
Ergebnisse der Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung und erstellen einen 
gemeinsamen Bericht und ein gemeinsames Urteil. Bei Uneinigkeit gibt jeder Abschlussprüfer 
bzw. jede Prüfungsgesellschaft in einem gesonderten Absatz des Prüfungsvermerks zur 
Nachhaltigkeitsberichterstattung ein eigenes Urteil ab und legt die Gründe für die Uneinigkeit 
dar. 

(4)  Der Prüfungsvermerk zur Nachhaltigkeitsberichterstattung ist vom Abschlussprüfer, der die 
Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung durchführt, unter Angabe des Datums zu 
unterzeichnen. Wird die Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung von einer 
Prüfungsgesellschaft durchgeführt, so wird der Prüfungsvermerk zur 
Nachhaltigkeitsberichterstattung zumindest von dem Abschlussprüfer oder den 
Abschlussprüfern, der bzw. die die Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung für die 
Prüfungsgesellschaft durchgeführt hat bzw. haben, unterzeichnet. Sind mehr als ein 
Abschlussprüfer oder eine Prüfungsgesellschaft gleichzeitig beauftragt worden, so wird der 
Prüfungsvermerk zur Nachhaltigkeitsberichterstattung von allen Abschlussprüfern oder 
zumindest von den Abschlussprüfern, die die Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung 
für jede Prüfungsgesellschaft durchgeführt haben, unterzeichnet. Unter besonderen 
Umständen können die Mitgliedstaaten vorsehen, dass diese Unterschrift(en) nicht öffentlich 
bekannt gemacht werden muss bzw. müssen, weil eine solche Offenlegung zu einer 
absehbaren und ernst zu nehmenden Gefahr für die persönliche Sicherheit einer Person 
führen würde.  

 In jedem Fall müssen die jeweils zuständigen Behörden die Namen der beteiligten Personen 
kennen.  

(5)  Die Mitgliedstaaten können verlangen, dass der Prüfungsvermerk zur 
Nachhaltigkeitsberichterstattung als gesonderter Abschnitt in den Bestätigungsvermerk 
aufgenommen wird, falls derselbe Abschlussprüfer die Abschlussprüfung des 
Jahresabschlusses und die Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung durchführt. 
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(6)  Der Bericht des Abschlussprüfers oder der Prüfungsgesellschaft zur konsolidierten 
Nachhaltigkeitsberichterstattung hat den Anforderungen nach den Absätzen 1 bis 5 zu 
genügen. 
 

KAPITEL VI 

QUALITÄTSSICHERUNG 

Artikel 29 - Qualitätssicherungssysteme 

(1)   Jeder Mitgliedstaat stellt sicher, dass alle Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften einem 
Qualitätssicherungssystem unterliegen, das mindestens die folgenden Kriterien erfüllt: 

a)  das Qualitätssicherungssystem muss so organisiert sein, dass es von den überprüften 
Abschlussprüfern und Prüfungsgesellschaften unabhängig ist und der öffentlichen 
Aufsicht unterliegt; 

b)  die Finanzierung des Qualitätssicherungssystems muss gesichert sein und darf 
Abschlussprüfern oder Prüfungsgesellschaften keine Möglichkeit zur ungebührlichen 
Einflussnahme geben; 

c)  das Qualitätssicherungssystem muss über angemessene Ressourcen verfügen; 

d)  die Personen, die die Qualitätssicherungsprüfungen durchführen, müssen über eine 
angemessene fachliche Ausbildung und einschlägige Erfahrungen auf den Gebieten der 
Abschlussprüfung und Rechnungslegung und gegebenenfalls der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung und der Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung oder anderen nachhaltigkeitsbezogenen 
Dienstleistungen verfügen und darüber hinaus eine spezielle Ausbildung für 
Qualitätssicherungsprüfungen absolviert haben; 

e)  die Personen, die mit Qualitätssicherungsprüfungen betraut werden, sind nach einem 
objektiven Verfahren auszuwählen, das darauf ausgelegt ist, Interessenkonflikte 
zwischen den Qualitätssicherungsprüfern und dem überprüften Abschlussprüfer oder 
der überprüften Prüfungsgesellschaft auszuschließen; 

f)  die Qualitätssicherungsprüfung muss auf der Grundlage angemessener Überprüfungen 
von ausgewählten Prüfungsakten und gegebenenfalls Bestätigungsakten 
Prüfungsunterlagen eine Beurteilung der Einhaltung einschlägiger PrüfungssStandards 
und Unabhängigkeitsanforderungen und eine Beurteilung, der Quantität und der 
Qualität von eingesetzten Ressourcen sowie der berechneten Prüfungshonorare und 
Honorare für die Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung sowieund des 
internen Qualitätssicherungssystems der Prüfungsgesellschaft umfassen; 

g)  über die Qualitätssicherungsprüfung ist ein Bericht zu erstellen, der die wichtigsten 
Schlussfolgerungen dieser Prüfung wiedergibt; 

h)  Qualitätssicherungsprüfungen müssen auf der Grundlage einer Risikoanalyse und im Fall 
von Abschlussprüfern und Prüfungsgesellschaften, die Abschlussprüfungen im Sinne des 
Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe a und gegebenenfalls Bestätigungen der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung durchführen, mindestens alle sechs Jahre stattfinden; 

i)  die Gesamtergebnisse des Qualitätssicherungssystems sind jährlich zu veröffentlichen; 

j)  die im Rahmen von Qualitätsprüfungen ausgesprochenen Empfehlungen müssen von 
dem Abschlussprüfer oder der Prüfungsgesellschaft innerhalb einer angemessenen Frist 
umgesetzt werden; 
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k)  die Qualitätssicherungsprüfungen müssen im Hinblick auf den Umfang und die 
Komplexität der Tätigkeit des überprüften Abschlussprüfers bzw. der überprüften 
Prüfungsgesellschaft geeignet und angemessen sein. 

 Wenn die unter Buchstabe j genannten Empfehlungen nicht umgesetzt werden, so werden 
gegebenenfalls gegen den Abschlussprüfer oder die Prüfungsgesellschaft die in Artikel 30 
genannten Disziplinarmaßnahmen oder Sanktionen verhängt. 

 (2)   Für die Zwecke des Absatzes 1 Buchstabe e gelten mindestens die folgenden Kriterien für die 
Auswahl der Qualitätssicherungsprüfer: 

a)  Die Qualitätssicherungsprüfer verfügen über eine angemessene fachliche Ausbildung 
und einschlägige Erfahrungen auf den Gebieten der Abschlussprüfung und 
Rechnungslegung und gegebenenfalls der Nachhaltigkeitsberichterstattung und der 
Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung oder anderen 
nachhaltigkeitsbezogenen Dienstleistungen und haben eine spezielle Ausbildung in 
Qualitätssicherungsprüfungen absolviert. 

b)  Personen, die Teilhaber oder Mitarbeiter eines Abschlussprüfers oder einer 
Prüfungsgesellschaft oder in sonstiger Weise mit diesem Abschlussprüfer bzw. dieser 
Prüfungsgesellschaft verbunden waren, dürfen frühestens drei Jahre nach Beendigung 
dieser Tätigkeit oder Verbindung als Qualitätssicherungsprüfer eine 
Qualitätssicherungsprüfung dieses Abschlussprüfers bzw. dieser Prüfungsgesellschaft 
vornehmen. 

c)  Die Qualitätssicherungsprüfer erklären, dass zwischen ihnen und dem zu überprüfenden 
Abschlussprüfer bzw. der zu überprüfenden Prüfungsgesellschaft keine 
Interessenkonflikte bestehen. 

(2a)  Die Mitgliedstaaten können Personen, die Qualitätssicherungsprüfungen im Zusammenhang 
mit der Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung durchführen, bis zum 31. Dezember 
2025 von der Anforderung befreien, über einschlägige Erfahrung auf dem Gebiet der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung und der Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung 
oder anderer nachhaltigkeitsbezogener Dienstleistungen zu verfügen. 

 (3)   Für die Zwecke des Absatzes 1 Buchstabe k verlangen die Mitgliedstaaten von den zuständigen 
Behörden, dass sie bei der Durchführung von Qualitätssicherungsprüfungen der 
Abschlussprüfung von Jahres- oder konsolidierten Abschlüssen von mittleren und kleinen 
Unternehmen die Tatsache berücksichtigen, dass die gemäß Artikel 26 anzunehmenden 
Prüfungsstandards in einer Weise angewandt werden sollen, die dem Umfang und der 
Komplexität der Geschäftstätigkeit des geprüften Unternehmens angemessen ist. 

 
 

KAPITEL VII 

UNTERSUCHUNGEN UND SANKTIONEN 

Artikel 30 - Untersuchungen und Sanktionen 

(1)   Die Mitgliedstaaten sorgen für wirksame Untersuchungen und Sanktionen, um eine 
unzureichende Durchführung von Abschlussprüfungen und Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung aufzudecken, zu berichtigen und zu verhindern. 

(2)   Unbeschadet der ihrer zivilrechtlichen Haftungsvorschriften der Mitgliedstaaten sehen die 
Mitgliedstaaten wirksame, verhältnismäßige und abschreckende Sanktionen für 
Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften vor, die sich bei der Durchführung von 
Abschlussprüfungen oder Bestätigungen der Nachhaltigkeitsberichterstattung nicht an die 
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Vorschriften halten, die zur Umsetzung dieser Richtlinie und gegebenenfalls der Verordnung 
(EU) Nr. 537/2014 angenommen wurden. 

 Die Mitgliedstaaten können beschließen, für Verstöße, die bereits dem einzelstaatlichen 
Strafrecht unterliegen, keine Vorschriften für verwaltungsrechtliche Sanktionen festzulegen. In 
diesem Fall teilen sie der Kommission die einschlägigen strafrechtlichen Vorschriften mit. 

(3)   Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass Maßnahmen und Sanktionen gegen Abschlussprüfer oder 
Prüfungsgesellschaften in angemessener Weise öffentlich bekanntgemacht werden. Zu den 
Sanktionen sollte auch die Möglichkeit des Entzugs der Zulassung zählen. Die Mitgliedstaaten 
können bestimmen, dass diese Bekanntmachungen keine personenbezogenen Daten im Sinne 
des Artikels 2 Buchstabe a der Richtlinie 95/46/EG beinhalten. 

(4)   Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die in Absatz 2 genannten Vorschriften bis zum 17. 
Juni 2016 mit. Sie melden der Kommission unverzüglich jede nachfolgende Änderung dieser 
Vorschriften. 

Artikel 30a - Sanktionsbefugnisse 

(1)   Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass die zuständigen Behörden befugt sind, bei Verstößen 
gegen die Bestimmungen dieser Richtlinie und gegebenenfalls der Verordnung (EU) Nr. 
537/2014 zumindest folgende verwaltungsrechtlichen Sanktionen und Maßnahmen zu 
ergreifen und/oder zu verhängen: 

a)  eine Mitteilung, wonach die für den Verstoß verantwortliche natürliche oder juristische 
Person die Verhaltensweise einzustellen und von einer Wiederholung abzusehen hat; 

b)  eine öffentliche Erklärung, in der die verantwortliche Person und die Art des Verstoßes 
genannt werden und die auf der Website der zuständigen Behörden veröffentlicht wird; 

c)  ein dem Abschlussprüfer, der Prüfungsgesellschaft oder dem verantwortlichen 
Prüfungspartner auferlegtes vorübergehendes Verbot der Durchführung von 
Abschlussprüfungen und/oder der Unterzeichnung von Bestätigungsvermerken von bis 
zu drei Jahren; 

ca)  ein dem Abschlussprüfer, der Prüfungsgesellschaft oder dem verantwortlichen 
Nachhaltigkeitspartner auferlegtes vorübergehendes Verbot der Durchführung von 
Bestätigungen der Nachhaltigkeitsberichterstattung und/oder der Unterzeichnung von 
Prüfungsvermerken zur Nachhaltigkeitsberichterstattung von bis zu drei Jahren; 

d)  eine Erklärung, dass der Bestätigungsvermerk nicht die Anforderungen des Artikels 28 
der Richtlinie oder gegebenenfalls des Artikels 10 der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 
erfüllt; 

da)  eine Erklärung, dass der Prüfungsvermerk zur Nachhaltigkeitsberichterstattung nicht die 
Anforderungen des Artikels 28a dieser Richtlinie erfüllt; 

e)  ein vorübergehendes Verbot der Wahrnehmung von Aufgaben bei 
Prüfungsgesellschaften oder Unternehmen von öffentlichem Interesse für die Dauer von 
bis zu drei Jahren, das gegen Mitglieder einer Prüfungsgesellschaft oder eines 
Verwaltungs- oder Leitungsorgans eines Unternehmens von öffentlichem Interesse 
ausgesprochen wird; 

f)  Verhängung von verwaltungsrechtlichen finanziellen Sanktionen gegen natürliche oder 
juristische Personen. 

(2)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die zuständigen Behörden ihre Sanktionsbefugnisse im 
Einklang mit dieser Richtlinie und den nationalen Rechtsvorschriften sowie auf einem der 
folgenden Wege ausüben: 
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a)  unmittelbar; 

b)  in Zusammenarbeit mit anderen Behörden; 

c)  durch Antrag bei den zuständigen Justizbehörden. 

(3)   Die Mitgliedstaaten können den zuständigen Behörden zusätzlich zu den in Absatz 1 
genannten Befugnissen weitere Sanktionsbefugnisse übertragen. 

(4)   Abweichend von Absatz 1 können die Mitgliedstaaten den Behörden, die über Unternehmen 
von öffentlichem Interesse die Aufsicht führen — wenn sie nicht als zuständige Behörde 
gemäß Artikel 20 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 benannt sind —, die Befugnis 
übertragen, Sanktionen bei Verstößen gegen die in jener Verordnung vorgesehenen 
Berichtspflichten zu verhängen. 

Artikel 30b - Wirksame Anwendung von Sanktionen 

Artikel 30c - Bekanntmachung von Sanktionen und Maßnahmen 

Artikel 30d - Rechtsmittel 

Artikel 30e - Meldung von Verstößen 

Artikel 30f - Informationsaustausch 

 

KAPITEL VIII 

ÖFFENTLICHE AUFSICHT UND GEGENSEITIGE ANERKENNUNG DER MITGLIEDSTAATLICHEN 
REGELUNGEN 

Artikel 32 - Grundsätze der öffentlichen Aufsicht 

 (1)   Die Mitgliedstaaten organisieren nach den in den Absätzen 2 bis 7 festgelegten Grundsätzen 
eine wirksame öffentliche Aufsicht für Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften und 
benennen eine zuständige Behörde, die für diese Aufsicht verantwortlich ist. 

 (2)   Alle Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften müssen der öffentlichen Aufsicht unterliegen. 

 (3)   Die zuständige Behörde wird von Nichtberufsausübenden geleitet, die in den für 
Abschlussprüfungen und gegebenenfalls für Bestätigungen der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung relevanten Bereichen über entsprechende Kenntnisse 
verfügen. Diese Personen werden in einem unabhängigen und transparenten Verfahren 
ausgewählt. 

 Die zuständige Behörde kann als Abschlussprüfer tätige Personen beauftragen, spezielle 
Aufgaben zu übernehmen, und kann sich von Sachverständigen unterstützen lassen, wenn dies 
für die ordnungsgemäße Durchführung ihrer Aufsichtsaufgaben notwendig ist. In diesen Fällen 
werden jedoch weder als Abschlussprüfer tätige Personen noch Sachverständige in die 
Beschlussfassungsprozesse der zuständigen Behörde eingebunden. 

(4)   Die zuständige Behörde muss die Letztverantwortung dafür haben, 

a)  die Zulassung und Registrierung von Abschlussprüfern und Prüfungsgesellschaften zu 
beaufsichtigen; 

b)  die Annahme von Berufsgrundsätzen, von Standards für die interne Qualitätssicherung 
von Prüfungsgesellschaften sowie von Prüfungsstandards sowie von Standards für die 
Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung zu beaufsichtigen, es sei denn, diese 
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Standards werden von anderen mitgliedstaatlichen Behörden angenommen oder 
genehmigt; 

c)  die kontinuierliche Fortbildung zu beaufsichtigen; 

d)  Qualitätssicherungssysteme zu beaufsichtigen; 

e)  Untersuchungs- und Verwaltungs-Disziplinarsysteme zu beaufsichtigen. 

 (4a)   Die Mitgliedstaaten benennen eine oder mehrere für die in dieser Richtlinie vorgesehenen 
Aufgaben verantwortliche zuständige Behörden. Die Mitgliedstaaten benennen lediglich eine 
zuständige Behörde, bei der die Letztverantwortung für die in diesem Artikel genannten 
Aufgaben liegt, außer für die Zwecke der Abschlussprüfung von Genossenschaften, Sparkassen 
und ähnlichen Einrichtungen gemäß Artikel 45 der Richtlinie 86/635/EWG oder von 
Tochterunternehmen oder Rechtsnachfolgern einer Genossenschaft, einer Sparkasse oder 
einer ähnlichen Einrichtung gemäß Artikel 45 der Richtlinie 86/635/EWG. 

 Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission von dieser Benennung. 

 Die zuständigen Behörden müssen so organisiert sein, dass Interessenkonflikte vermieden 
werden. 

(4b)   Die Mitgliedstaaten können jede der Aufgaben der zuständigen Behörde auf andere Behörden 
oder Stellen übertragen, die zur Wahrnehmung dieser Aufgaben benannt oder anderweitig 
gesetzlich hierzu ermächtigt sind, oder die zuständige Behörde ermächtigen, jede ihrer 
Aufgaben auf solche Behörden oder Stellen zu übertragen. 

 Bei der Aufgabenübertragung sind die übertragenen Aufgaben und die Bedingungen für ihre 
Ausführung anzugeben. Die Behörden oder Stellen müssen so organisiert sein, dass 
Interessenkonflikte vermieden werden. 

 Überträgt die zuständige Behörde Aufgaben auf andere Behörden oder Stellen, so kann sie 
diese übertragenen Befugnisse im Einzelfall wieder an sich ziehen. 

 (5)   Die zuständige Behörde muss das Recht haben, bei Bedarf Untersuchungen zu 
Abschlussprüfern und Prüfungsgesellschaften zu veranlassen und geeignete Maßnahmen 
einzuleiten. 

 Lässt eine zuständige Behörde Aufträge von Sachverständigen ausführen, so stellt sie sicher, 
dass zwischen diesen Sachverständigen und dem betreffenden Abschlussprüfer/der 
betreffenden Prüfungsgesellschaft keine Interessenkonflikte bestehen. Diese Sachverständigen 
müssen denselben Anforderungen wie in Artikel 29 Absatz 2 Buchstabe a niedergelegt 
genügen. 

 Die zuständigen Behörden werden mit den Befugnissen ausgestattet, die zur Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben und Zuständigkeiten gemäß dieser Richtlinie notwendig sind. 

(6)   Die zuständige Behörde muss transparent sein. Dazu zählt auch die Veröffentlichung jährlicher 
Arbeitsprogramme und Tätigkeitsberichte. 

(7)   Das öffentliche Aufsichtssystem verfügt über angemessene finanzielle Mittel und Ressourcen, 
um die in Absatz 5 genannten Untersuchungen einzuleiten und durchzuführen. Die 
Finanzierung des Systems muss gesichert und frei von ungebührlicher Einflussnahme durch 
Abschlussprüfer oder Prüfungsgesellschaften sein. 

Artikel 33 - Zusammenarbeit zwischen den für die öffentliche Aufsicht zuständigen Stellen auf 
Gemeinschaftsebene 

Artikel 34 - Gegenseitige Anerkennung der mitgliedstaatlichen Regelungen 
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Artikel 36 - Berufsgeheimnisse und Zusammenarbeit zwischen den zuständigen Regelungsorganen 
der Mitgliedstaaten 

Artikel 36a - Gegenseitige Anerkennung der mitgliedstaatlichen Regelungen für die Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung 

Die Anforderungen der Artikel 34 und 36, die sich auf die Abschlussprüfung beziehen, sind 
entsprechend auf die Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung anzuwenden. 

 
 

KAPITEL IX 

BESTELLUNG UND ABBERUFUNG 

Artikel 37 - Bestellung von Abschlussprüfern oder Prüfungsgesellschaften 

(1)   Der Abschlussprüfer oder die Prüfungsgesellschaft wird von der Mitglieder- oder 
Gesellschafterversammlung des geprüften Unternehmens bestellt. 

 Unterabsatz 1 gilt auch für die Bestellung des Abschlussprüfers oder der Prüfungsgesellschaft 
zum Zweck der Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung. 

(2)   Die Mitgliedstaaten können alternative Systeme oder Modalitäten für die Bestellung des 
Abschlussprüfers oder der Prüfungsgesellschaft unter der Voraussetzung zulassen, dass diese 
Systeme oder Modalitäten darauf ausgerichtet sind, die Unabhängigkeit des Abschlussprüfers 
oder der Prüfungsgesellschaft von den an der Geschäftsführung beteiligten Mitgliedern des 
Verwaltungsorgans oder vom Leitungsorgan des geprüften Unternehmens zu gewährleisten. 

 Unterabsatz 1 gilt auch für die Bestellung des Abschlussprüfers oder der Prüfungsgesellschaft 
zum Zweck der Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung. 

 (3)   Jegliche Vertragsklausel, die die Auswahlmöglichkeiten der Gesellschafterversammlung oder 
der Aktionärshauptversammlung des geprüften Unternehmens gemäß Absatz 1 in Bezug auf 
Ernennung eines Abschlussprüfers oder einer Prüfungsgesellschaft zur Durchführung der 
Abschlussprüfung und gegebenenfalls der Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung 
bei diesem Unternehmen auf bestimmte Kategorien oder Listen von Abschlussprüfern oder 
Prüfungsgesellschaften beschränkt, ist untersagt. Jede bestehende Klausel dieser Art ist 
nichtig. 

 Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass Aktionäre oder Gesellschafter großer Unternehmen, für 
die die Artikel 19a und 29a der Richtlinie 2013/34/EU gelten, ausgenommen in Artikel 2 
Nummer 1 Buchstabe a der genannten Richtlinie genannte Unternehmen, die mehr als 5 % der 
Stimmrechte oder 5 % des Kapitals des Unternehmens ausmachen, einzeln oder gemeinsam 
das Recht haben, Beschlussentwürfe einzureichen, die in der Gesellschafterversammlung oder 
der Aktionärshauptversammlung anzunehmen sind, in der verlangt wird, dass eine 
akkreditierte dritte Partei, die nicht zu derselben Prüfungsgesellschaft oder demselben 
Netzwerk wie der Abschlussprüfer oder die Prüfungsgesellschaft, die die Abschlussprüfung 
vornimmt, einen Bericht über bestimmte Bestandteile der Nachhaltigkeitsberichterstattung 
ausarbeitet und dass dieser Bericht der Gesellschafterversammlung bzw. 
Aktionärshauptversammlung zur Verfügung gestellt wird. 

Artikel 38 - Abberufung und Rücktritt von Abschlussprüfern oder Prüfungsgesellschaften 

(1)   Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Abschlussprüfer oder Prüfungsgesellschaften nur bei 
Vorliegen triftiger Gründe abberufen werden können. Meinungsverschiedenheiten über 
Bilanzierungsmethoden,  oder Prüfverfahren oder gegebenenfalls die 
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Nachhaltigkeitsberichterstattung oder entsprechende Bestätigungsverfahren sind kein triftiger 
Grund für eine Abberufung. 

(2)   Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass das geprüfte Unternehmen und der Abschlussprüfer 
bzw. die Prüfungsgesellschaft die für die öffentliche Aufsicht zuständige oder zuständigen 
Stellen über die Abberufung oder den Rücktritt des Abschlussprüfers bzw. der 
Prüfungsgesellschaft während der Laufzeit des Auftrags in Kenntnis setzen und eine 
ausreichende Begründung liefern. 

 Die Unterrichtungspflicht nach Unterabsatz 1 gilt auch für die Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung. 

 (3)   Im Fall der Abschlussprüfung eines Unternehmens von öffentlichem Interesse stellen die 
Mitgliedstaaten sicher, dass 

a)  Anteilseigner, die mindestens 5 % der Stimmrechte oder des Grundkapitals halten, 

b)  andere Stellen des geprüften Unternehmens — sofern durch nationale 
Rechtsvorschriften festgelegt, 

c)  die in Artikel 32 dieser Richtlinie genannten bzw. nach Artikel 20 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) Nr. 537/2014 benannten zuständigen Behörden oder — sofern nach 
nationalem Recht vorgesehen — die zuständigen Behörden nach Artikel 20 Absatz 2 der 
genannten Verordnung 

 vor einem nationalen Gericht die Abberufung des Abschlussprüfers bzw. der Abschlussprüfer 
oder der Prüfungsgesellschaft bzw. -gesellschaften beantragen können, sofern triftige Gründe 
vorliegen. 

 Unterabsatz 1 gilt auch für die Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung. 

 
 

KAPITEL X 

PRÜFUNGSAUSSCHUSS 

Artikel 39 - Prüfungsausschuss 

(1)   Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass jedes Unternehmen von öffentlichem Interesse einen 
Prüfungsausschuss hat. Der Prüfungsausschuss ist entweder ein eigenständiger Ausschuss oder 
ein Ausschuss des Verwaltungsorgans oder des Aufsichtsorgans des geprüften Unternehmens. 
Der Prüfungsausschuss setzt sich aus nicht an der Geschäftsführung beteiligten Mitgliedern 
des Verwaltungsorgans und/oder Mitgliedern des Aufsichtsorgans des geprüften 
Unternehmens und/oder Mitgliedern, die von der Gesellschafterversammlung oder 
Aktionärshauptversammlung des geprüften Unternehmens bzw. bei Unternehmen ohne 
Gesellschafter oder Aktionäre von einem gleichwertigen Organ bestellt werden, zusammen. 

 Mindestens ein Mitglied des Prüfungsausschusses muss über Sachverstand im Bereich 
Rechnungslegung und/oder Abschlussprüfung verfügen. 

 Die Ausschussmitglieder zusammen müssen mit dem Sektor, in dem das geprüfte 
Unternehmen tätig ist, vertraut sein. 

 Die Mehrheit der Mitglieder des Prüfungsausschusses ist von dem geprüften Unternehmen 
unabhängig. Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses wird von den Ausschussmitgliedern 
oder dem Aufsichtsorgan des geprüften Unternehmens benannt und ist von dem geprüften 
Unternehmen unabhängig. Die Mitgliedstaaten können verlangen, dass der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses alljährlich von der Gesellschaftsversammlung oder 
Aktionärshauptversammlung des geprüften Unternehmens gewählt wird. 
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(2)   Abweichend von Absatz 1 können die Mitgliedstaaten beschließen, dass im Falle von 
Unternehmen von öffentlichem Interesse, die die Kriterien von Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben f 
und t der Richtlinie 2003/71/EG des Europäischen Parlaments und des Rates ( 23 ) erfüllen, die 
dem Prüfungsausschuss übertragenen Aufgaben vom Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan als 
Ganzem wahrgenommen werden, wobei der Vorsitzende eines solchen Gremiums, sofern er 
ein geschäftsführendes Mitglied ist, nicht als Vorsitzender handelt, solange dieses Gremium 
die Aufgaben des Prüfungsausschusses wahrnimmt. 

 Ist der Prüfungsausschuss im Einklang mit Absatz 1 Teil des Verwaltungsorgans oder des 
Aufsichtsorgans des geprüften Unternehmens, so können die Mitgliedstaaten zulassen oder 
verlangen, dass das Verwaltungsorgan bzw. das Aufsichtsorgan für die Zwecke der 
Verpflichtungen gemäß dieser Richtlinie und der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 die Aufgaben 
des Prüfungsausschusses wahrnimmt. 

(3)   Abweichend von Absatz 1 können die Mitgliedstaaten bestimmen, dass die folgenden 
Unternehmen von öffentlichem Interesse nicht verpflichtet sind, einen Prüfungsausschuss 
einzusetzen: 

a)  Unternehmen von öffentlichem Interesse, die Tochterunternehmen im Sinne von Artikel 
2 Nummer 10 der Richtlinie 2013/34/EU sind und die Anforderungen der Absätze 1, 2 
und 5 des vorliegenden Artikels, des Artikels 11 Absätze 1 und 2 und des Artikels 16 
Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 auf Konzernebene erfüllen; 

b)  Unternehmen von öffentlichem Interesse, die Organismen für gemeinsame Anlagen in 
Wertpapieren im Sinne von Artikel 1 Absatz 2 der Richtlinie 2009/65/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates ( 24 ) oder alternative Investmentfonds (AIF) im 
Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates ( 25 ) sind; 

c)  Unternehmen von öffentlichem Interesse, deren Tätigkeit ausschließlich darin besteht, 
als Emittent von durch Forderungen unterlegte Wertpapiere im Sinne von Artikel 2 
Nummer 5 der Verordnung (EG) Nr. 809/2004 der Kommission ( 26 ) aufzutreten; 

d)  Kreditinstitute im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Nummer 1 der Richtlinie 2013/36/EU, 
deren Anteile in keinem Mitgliedstaat zum Handel an einem geregelten Markt im Sinne 
von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 14 der Richtlinie 2004/39/EG zugelassen sind und die 
dauernd oder wiederholt ausschließlich Schuldtitel ausgegeben haben, die zum Handel 
auf einem geregelten Markt zugelassen sind, vorausgesetzt der Gesamtnominalwert 
aller derartigen Schuldtitel liegt unter 100 000 000 EUR und sie haben keinen Prospekt 
gemäß der Richtlinie 2003/71/EG veröffentlicht. 

 Die Unternehmen von öffentlichem Interesse nach Buchstabe c legen öffentlich die Gründe 
dar, weshalb sie es nicht für angebracht halten, einen Prüfungsausschuss einzurichten oder ihr 
Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan mit den Aufgaben eines Prüfungsausschusses zu betrauen. 

(4)   Abweichend von Absatz 1 können die Mitgliedstaaten verlangen oder zulassen, dass ein 
Unternehmen von öffentlichem Interesse keinen Prüfungsausschuss einsetzt, sofern es über 
ein oder mehrere Gremien verfügt, die einem Prüfungsausschuss obliegende Aufgaben 
wahrnehmen, und die im Einklang mit den nationalen Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in 
dem das zu prüfende Unternehmen eingetragen ist, gebildet wurden und tätig sind. In einem 
solchen Fall gibt das Unternehmen an, welches Gremium diese Aufgaben wahrnimmt und wie 
es zusammengesetzt ist. 

(4a)  Die Mitgliedstaaten können gestatten, dass die dem Prüfungsausschuss übertragenen 
Aufgaben im Zusammenhang mit der Nachhaltigkeitsberichterstattung und im Zusammenhang 
mit der Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung von dem Verwaltungs- oder 
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Aufsichtsorgan in seiner Gesamtheit oder von einem vom Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan 
eigens eingerichteten Gremium wahrgenommen werden. 

(5)   Sind alle Mitglieder des Prüfungsausschusses Mitglieder des Verwaltungs- oder 
Aufsichtsorgans des geprüften Unternehmens, so kann der Mitgliedstaat vorsehen, dass der 
Prüfungsausschuss von den Unabhängigkeitsanforderungen nach Absatz 1 Unterabsatz 4 
befreit wird. 

(6)   Unbeschadet der Verantwortung der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder 
Aufsichtsorgans oder anderer Mitglieder, die von der Gesellschafterversammlung oder 
Aktionärshauptversammlung des geprüften Unternehmens bestellt werden, besteht die 
Aufgabe des Prüfungsausschusses unter anderem darin, 

a)  das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan des geprüften Unternehmens über das Ergebnis 
der Abschlussprüfung und gegebenenfalls das Ergebnis der Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung zu unterrichten und darzulegen, wie die 
Abschlussprüfung und die Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung zur 
Integrität der Rechnungslegung bzw. der Nachhaltigkeitsberichterstattung beigetragen 
hat, und welche Rolle er in diesem Prozess gespielt hat; 

b)  den Rechnungslegungsprozess und gegebenenfalls den 
Nachhaltigkeitsberichterstattungsprozess, einschließlich des Prozesses der 
elektronischen Berichterstattung nach Artikel 29d der Richtlinie 2013/34/EU und des 
vom Unternehmen durchgeführten Prozesses zur Ermittlung der Informationen, über die 
Bericht erstattet wurde, im Einklang mit den nach Artikel 29b der genannten Richtlinie 
angenommenen Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung, zu beobachten und 
Empfehlungen oder Vorschläge zur Gewährleistung von dessen Integrität zu 
unterbreiten; 

c)  die Wirksamkeit des internen Kontrollsystems und des Risikomanagementsystems sowie 
gegebenenfalls der internen Revision des Unternehmens, die die Rechnungslegung und 
gegebenenfalls die Nachhaltigkeitsberichterstattung des geprüften Unternehmens 
berühren, einschließlich des Prozesses der elektronischen Berichterstattung nach Artikel 
29d der Richtlinie 2013/34/EU, zu beobachten, ohne dass seine Unabhängigkeit verletzt 
wird; 

d) die Abschlussprüfung des Jahresabschlusses und des konsolidierten Abschlusses und 
gegebenenfalls die Bestätigung der jährlichen und konsolidierten 
Nachhaltigkeitsberichterstattung zu beobachten, insbesondere deren Leistung unter 
Berücksichtigung der Erkenntnisse und Schlussfolgerungen der zuständigen Behörde 
nach Artikel 26 Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 537/2014; 

e)  die Unabhängigkeit der Abschlussprüfer oder Prüfungsgesellschaften gemäß den 
Artikeln 22, 22a, 22b, 24a,  und 24b, 25b, 25c und 25d dieser Richtlinie sowie Artikel 6 
der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 und insbesondere die Angemessenheit der für das 
geprüfte Unternehmen erbrachten Nichtprüfungsleistungen gemäß Artikel 5 jener 
Verordnung zu überprüfen und zu beobachten; 

f)  das Verfahren für die Auswahl des (der) Abschlussprüfer(s) oder der 
Prüfungsgesellschaft(en) durchzuführen und zu empfehlen, dass (der) die 
Abschlussprüfer oder die Prüfungsgesellschaft(en) gemäß Artikel 16 der Verordnung 
(EU) Nr. 537/2014 bestellt werden, es sei denn, Artikel 16 Absatz 8 der Verordnung (EU) 
Nr. 537/2014 findet Anwendung. 
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KAPITEL XI 

INTERNATIONALE ASPEKTE 

Artikel 44 - Zulassung von Prüfern aus Drittländern 

Artikel 45 - Registrierung und Aufsicht von Prüfern und Prüfungsunternehmen aus Drittländern 

(1)   Die zuständigen Behörden eines Mitgliedstaats registrieren gemäß den Artikeln 15, 16 und 17 
der vorliegenden Richtlinie alle Prüfer und Prüfungsunternehmen aus Drittländern, wenn diese 
Prüfer oder Prüfungsunternehmen aus Drittländern einen Bestätigungsvermerk zu dem 
Jahresabschluss oder konsolidierten Abschluss oder gegebenenfalls einen Prüfungsvermerk zur 
jährlichen oder konsolidierten Nachhaltigkeitsberichterstattung eines Unternehmens mit Sitz 
außerhalb der Union erteilen, dessen übertragbare Wertpapiere zum Handel an einem 
geregelten Markt dieses Mitgliedstaats im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 14 21 der 
Richtlinie 201404/6539/EUEG des Europäischen Parlaments und des Rates27 zugelassen sind, 
es sei denn, das Unternehmen ist ein Emittent ausschließlich ausstehender gibt ausschließlich 
Schuldtitel aus, die eines der folgenden Merkmale aufweisen: 

a)  Diese Titel Sie wurden vor dem 31. Dezember 2010 zum Handel an einem geregelten 
Markt in einem Mitgliedstaat im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 21 der Richtlinie 
2014/65/EU Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe c der Richtlinie 2004/109/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates ( 27 ) mit einer Mindeststückelung von 50 000 EUR am 
Ausgabetag oder, wenn es sich um Schuldtitel handelt, die auf eine andere Währung als 
Euro lauten, mit einer Mindeststückelung, deren Wert am Ausgabetag mindestens 
50 000 EUR entspricht, zugelassen. 

b)  Diese Titel Sie wurden ab dem 31. Dezember 2010 zum Handel an einem geregelten 
Markt in einem Mitgliedstaat im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 21 der Richtlinie 
2014/65/EU Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe c der Richtlinie 2004/109/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates mit einer Mindeststückelung von 100 000 EUR am Ausgabetag 
oder, wenn es sich um Schuldtitel handelt, die auf eine andere Währung als Euro lauten, 
mit einer Mindeststückelung, deren Wert am Ausgabetag mindestens 100 000 EUR 
entspricht, zugelassen. 

(2)   Artikel 18 und 19 finden Anwendung. 

(3)   Die Mitgliedstaaten unterwerfen die registrierten Prüfer und Prüfungsunternehmen aus 
Drittländern ihrem Aufsichtssystem, ihrem Qualitätssicherungssystem sowie ihren 
Untersuchungen und Sanktionen. Ein Mitgliedstaat kann einen registrierten Prüfer oder ein 
registriertes Prüfungsunternehmen aus Drittländern von der Unterwerfung unter sein 
Qualitätssicherungssystem ausnehmen, wenn das Qualitätssicherungssystem eines anderen 
Mitgliedstaats oder eines Drittlands, das als gleichwertig nach Artikel 46 bewertet wurde, 
bereits während der vorausgegangenen drei Jahre eine Qualitätsprüfung des betreffenden 
Prüfers bzw. des betreffenden Prüfungsunternehmens des Drittlands durchgeführt hat. 

(4)   Unbeschadet des Artikels 46 haben die in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten 
Bestätigungsvermerke zu Jahresabschlüssen oder konsolidierten Abschlüssen oder 
gegebenenfalls Prüfungsvermerke zu jährlicher oder konsolidierter 
Nachhaltigkeitsberichterstattung nach Absatz 1 des vorliegenden Artikels, zum Jahresabschluss 
bzw. konsolidierten Abschluss, die von in dem Mitgliedstaat nicht registrierten Prüfern oder 

                                                           
27 Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über Märkte für 
Finanzinstrumente sowie zur Änderung der Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU (ABl. L 173 vom 12.6.2014, 
S. 349). 
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Prüfungsunternehmen aus Drittländern erteilt werden, in diesem Mitgliedstaat keinerlei 
Rechtswirkung. 

(5)   Ein Mitgliedstaat kann ein Prüfungsunternehmen aus einem Drittland zum Zweck der 
Abschlussprüfung nur registrieren, wenn 

ba)  die Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungs- bzw. Leitungsorgans des 
Prüfungsunternehmens aus einem Drittland Voraussetzungen erfüllt, die den Vorgaben 
der Artikel 4 bis 10 – mit Ausnahme von Artikel 7 Absatz 2, Artikel 8 Absatz 3 und Artikel 
10 Absatz 1 Unterabsatz 2 – gleichwertig sind; 

cb)  der Prüfer aus einem Drittland, der die Prüfung im Auftrag des Prüfungsunternehmens 
aus einem Drittland durchführt, Voraussetzungen erfüllt, die den Vorgaben der Artikel 4 
bis 10 – mit Ausnahme von Artikel 7 Absatz 2, Artikel 8 Absatz 3 und Artikel 10 Absatz 1 
Unterabsatz 2 – gleichwertig sind; 

dc)  die Prüfungen des Jahresabschlusses bzw. konsolidierten Abschlusses nach Absatz 1 
dieses Artikels in Übereinstimmung mit den internationalen Prüfungsstandards gemäß 
Artikel 26 und den in den Artikeln 22, 22b und 25 niedergelegten Anforderungen oder 
gleichwertigen Standards und Anforderungen durchgeführt werden; 

ed)  das Prüfungsunternehmen aus einem Drittland es auf seiner Website einen jährlichen 
Transparenzbericht veröffentlicht, der die in Artikel 13 der Verordnung (EU) Nr. 
537/2014 genannten Informationen enthält, oder gleichwertige Anforderungen an die 
Offenlegung erfüllt. 

Ein Mitgliedstaat kann ein Prüfungsunternehmen aus einem Drittland zum Zweck der 
Bestätigung der Nachhaltigkeitsberichterstattung nur registrieren, wenn  

a)  die Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungs- bzw. Leitungsorgans des 
Prüfungsunternehmens aus einem Drittland Voraussetzungen erfüllt, die den Vorgaben 
der Artikel 4 bis 10 gleichwertig sind;  

b)  der Prüfer aus einem Drittland, der die Bestätigung im Auftrag des 
Prüfungsunternehmens aus einem Drittland durchführt, Voraussetzungen erfüllt, die 
den Vorgaben der Artikel 4 bis 10 gleichwertig sind;  

c)  die Bestätigung der jährlichen oder konsolidierten Nachhaltigkeitsberichterstattung 
nach Absatz 1 in Übereinstimmung mit den Standards für die Bestätigung gemäß Artikel 
26a und den in den Artikeln 22, 22b, 25 und 25b niedergelegten Anforderungen oder 
gleichwertigen Standards und Anforderungen durchgeführt wird; 

d)  das Prüfungsunternehmen aus einem Drittland auf seiner Website einen jährlichen 
Transparenzbericht veröffentlicht, der die in Artikel 13 der Verordnung (EU) Nr. 
537/2014 genannten Informationen enthält, oder gleichwertige Anforderungen an die 
Offenlegung erfüllt. 

 (5a)   Ein Mitgliedstaat darf einen Prüfer aus einem Drittland zum Zweck der Abschlussprüfung nur 
registrieren, wenn er die Anforderungen nach Absatz 5 Unterabsatz 1 Buchstaben b, c, und d 
und e erfüllt. 

 Ein Mitgliedstaat darf einen Prüfer aus einem Drittland zum Zweck der Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung nur registrieren, wenn er die Anforderungen nach Absatz 5 
Unterabsatz 2 Buchstaben b, c und d dieses Artikels erfüllt. 

(6)  Um einheitliche Bedingungen für die Anwendung von Absatz 5 Unterabsatz 1 Buchstabe c und 
Absatz 5 Unterabsatz 2 Buchstabe c dieses Artikels zu gewährleisten, wird die Kommission 
ermächtigt, über die darin genannte Gleichwertigkeit im Wege von Durchführungsrechtsakten 
zu entscheiden. Zur Gewährleistung einer einheitlichen Anwendung von Absatz 5 Buchstabe d 
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wird die Kommission ermächtigt, über die darin erwähnte Gleichwertigkeit im Wege von 
Durchführungsrechtsakten zu entscheiden. Diese Durchführungsrechtsakte werden nach 
gemäß dem in Artikel 48 Absatz 2 genannten Prüfungsverfahren erlassen.  

 Bis zu einer solchen Entscheidung der Kommission können die Mitgliedstaaten die 
Gleichwertigkeit im Sinne des Absatzes 5 Unterabsatz 1 Buchstabe c und Absatz 5 Unterabsatz 
2 Buchstabe c dieses ArtikelsBuchstabe d selbst beurteilen. 

Die Kommission wird zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Artikel 48a zur Ergänzung 
dieser Richtlinie ermächtigt, um allgemeine Kriterien für die Beurteilung der Gleichwertigkeit 
festzulegen, die bei der Beurteilung der Frage heranzuziehen sind, ob die in Absatz 1 
genannten Abschlussprüfungen in Einklang mit den in Artikel 26 genannten internationalen 
Rechnungslegungsstandards und den in den Artikeln 22, 24 und 25 niedergelegten 
Anforderungen durchgeführt wurden. Die Mitgliedstaaten ziehen bei der Beurteilung der 
Gleichwertigkeit auf nationaler Ebene diese für alle Drittländer geltenden Kriterien heran. die 
Abschlussprüfungen und gegebenenfalls die Bestätigungen der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung nach Absatz 1 im Einklang mit den internationalen 
Prüfungsstandards nach Artikel 26 bzw. den Standards für die Bestätigung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung entsprechend der Definition in Artikel 26a und den in den 
Artikeln 22, 24 und 25 niedergelegten Anforderungen durchgeführt wurden. Die 
Mitgliedstaaten ziehen bei der Beurteilung der Gleichwertigkeit auf nationaler Ebene diese für 
alle Drittländer geltenden Kriterien heran. 

Artikel 46 - Ausnahmen bei Gleichwertigkeit 

Artikel 47 - Zusammenarbeit mit zuständigen Stellen in Drittländern 

 

KAPITEL XII 

ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 48 - Ausschussverfahren 

Artikel 48a - Ausübung der Befugnisübertragung 

(1)   Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem 
Artikel festgelegten Bedingungen übertragen. 

(2)   Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Artikel 26 Absatz 3, Artikel 45 Absatz 6, 
Artikel 46 Absatz 2 und Artikel 47 Absatz 3 wird der Kommission für einen Zeitraum von fünf 
Jahren ab dem 16. Juni 2014 übertragen. Die Kommission erstellt spätestens neun Monate vor 
Ablauf des Zeitraums von fünf Jahren einen Bericht über die Befugnisübertragung. Die 
Befugnisübertragung verlängert sich stillschweigend um Zeiträume gleicher Länge, es sei denn, 
das Europäische Parlament oder der Rat widersprechen einer solchen Verlängerung spätestens 
drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums. 

 Die Befugnis zum Erlass der in Artikel 26a Absatz 2 genannten delegierten Rechtsakte wird der 
Kommission auf unbestimmte Zeit übertragen. 

(3)   Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 26 Absatz 3, Artikel 26a Absatz 3, Artikel 45 Absatz 6, 
Artikel 46 Absatz 2 und Artikel 47 Absatz 3 kann vom Europäischen Parlament oder vom Rat 
jederzeit widerrufen werden. Ein Der Beschluss über den Widerruf beendet die Übertragung 
der darin in diesem Beschluss angegebenengenannten Befugnis. Er wird am Tag nach seiner 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union oder zu einem imin dem Beschluss 
über den Widerruf angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit von delegierten 
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Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss über den Widerruf davon nicht 
berührt. 

(4)   Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlässt, übermittelt sie ihn gleichzeitig 
dem Europäischen Parlament und dem Rat. 

(5)   Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß Artikel 26 Absatz 3, Artikel 26a Absatz 3, Artikel 45 Absatz 
6, Artikel 46 Absatz 2 und Artikel 47 Absatz 3 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das 
Europäische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von vier Monaten nach Übermittlung 
dieses Rechtsakts an das Europäische Parlament und den Rat Einwände erhoben haben oder 
wenn vor Ablauf dieser Frist das Europäische Parlament und der Rat beide der Kommission 
mitgeteilt haben, dass sie keine Einwände erheben werden. Diese Frist wird aufAuf Initiative 
des Europäischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate verlängert. 

Artikel 50 - Aufhebung der Richtlinie 84/253/EWG 

Artikel 51 - Übergangsbestimmung 

Artikel 52 - Mindestharmonisierung 

Artikel 53 - Umsetzung 

Artikel 54 - Inkrafttreten 

Artikel 55 -– Adressaten 
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Artikel 4 – Änderung der Abschlussprüferverordnung 

VERORDNUNG (EU) Nr. 537/2014 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 16. April 2014 

über spezifische Anforderungen an die Abschlussprüfung bei Unternehmen von öffentlichem 
Interesse und zur Aufhebung des Beschlusses 2005/909/EG der Kommission 

TITEL I 

GEGENSTAND, ANWENDUNGSBEREICH UND BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

Artikel 1 - Artikel 3 

TITEL II 

BEDINGUNGEN FÜR DIE DURCHFÜHRUNG VON ABSCHLUSSPRÜFUNGEN BEI UNTERNEHMEN VON 
ÖFFENTLICHEM INTERESSE 

Artikel 4 - Prüfungshonorare 

(1)    Honorare für die Durchführung von Abschlussprüfungen bei Unternehmen von öffentlichem 
Interesse dürfen nicht ergebnisabhängig sein. 

 Unbeschadet des Artikels 25 der Richtlinie 2006/43/EG ist für die Zwecke des Unterabsatzes 1 
ein Honorar für ein Prüfungsmandat ergebnisabhängig, wenn es im Hinblick auf den Ausgang 
oder das Ergebnis einer Transaktion oder das Ergebnis der ausgeführten Arbeiten auf einer 
vorab festgelegten Basis berechnet wird. Honorare, die von einem Gericht oder einer 
zuständigen Behörde festgesetzt werden, sind nicht als ergebnisabhängig zu betrachten. 

(2)    Wenn ein Abschlussprüfer oder eine Prüfungsgesellschaft für einen Zeitraum von drei oder 
mehr aufeinanderfolgenden Geschäftsjahren für ein geprüftes Unternehmen, dessen 
Muttergesellschaft oder die von diesem beherrschten Unternehmen andere als die in Artikel 5 
Absatz 1 dieser Verordnung genannten Nichtprüfungsleistungen erbringt, werden die 
Gesamthonorare für diese Leistungen auf maximal 70 % des Durchschnitts der in den letzten 
drei aufeinanderfolgenden Geschäftsjahren für die Abschlussprüfung(en) des geprüften 
Unternehmens und gegebenenfalls seines Mutterunternehmens, der von ihm beherrschten 
Unternehmen und der konsolidierten Abschlüsse der betreffenden Unternehmensgruppe 
durchschnittlich gezahlten Honorare begrenzt. 

 Für die Zwecke der in Unterabsatz 1 genannten Beschränkungen werden andere als die in 
Artikel 5 Absatz 1 genannten Nichtprüfungsleistungen, die nach Unionsrecht oder nationalem 
Recht erforderlich sind, ausgenommen. Bestätigungen der Nachhaltigkeitsberichterstattung 
und andere als die in Artikel 5 Absatz 1 genannten Nichtprüfungsleistungen, die nach 
Unionsrecht oder nationalem Recht erforderlich sind, sind für die Zwecke der in Unterabsatz 1 
des vorliegenden Absatzes genannten Beschränkungen ausgenommen. 

 Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass eine zuständige Behörde auf Ersuchen des 
Abschlussprüfers oder der Prüfungsgesellschaft ausnahmsweise gestatten darf, dass der 
Abschlussprüfer oder die Prüfungsgesellschaft in Bezug auf ein geprüftes Unternehmen für 
einen Zeitraum von höchstens zwei Geschäftsjahren von den Anforderungen nach 
Unterabsatz 1 ausgenommen wird. 
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(3)   Wenn die von einem Unternehmen von öffentlichem Interesse insgesamt gezahlten Honorare 
in jedem der letzten drei aufeinanderfolgenden Geschäftsjahre über 15 % der von dem 
Abschlussprüfer oder der Prüfungsgesellschaft oder gegebenenfalls dem 
Konzernabschlussprüfer, der bzw. die die Abschlussprüfung in jedem dieser Geschäftsjahre 
durchgeführt hat, insgesamt vereinnahmten Honorare hinausgehen, setzt der betreffende 
Abschlussprüfer bzw. die betreffende Prüfungsgesellschaft bzw. gegebenenfalls der 
Konzernabschlussprüfer den Prüfungsausschuss darüber in Kenntnis und berät mit ihm über 
die Gefahren für seine bzw. ihre Unabhängigkeit wie auch über die zur Verminderung dieser 
Gefahren eingeleiteten Schutzmaßnahmen. Der Prüfungsausschuss erwägt, ob das 
Prüfungsmandat vor Erteilung des Bestätigungsvermerks einer auftragsbegleitenden 
Qualitätssicherungsprüfung durch einen anderen Abschlussprüfer oder eine andere 
Prüfungsgesellschaft unterzogen werden sollte. 

 Wenn die von einem solchen Unternehmen von öffentlichem Interesse gezahlten Honorare 
weiterhin über 15 % der insgesamt von dem Abschlussprüfer oder der Prüfungsgesellschaft 
oder gegebenenfalls dem Konzernabschlussprüfer vereinnahmten Honorare hinausgehen, 
entscheidet der Prüfungsausschuss anhand objektiver Gründe darüber, ob der der 
Abschlussprüfer, die Prüfungsgesellschaft oder der Konzernabschlussprüfer bei diesem 
Unternehmen oder dieser Unternehmensgruppe die Abschlussprüfung für einen weiteren 
Zeitraum, der in jedem Fall zwei Jahre nicht überschreiten darf, durchführen darf. 

(4)   Die Mitgliedstaaten können strengere Anforderungen als die in diesem Artikel vorgesehenen 
anwenden. 

Artikel 5 - Verbot der Erbringung von Nichtprüfungsleistungen 

(1)    Der Abschlussprüfer oder die Prüfungsgesellschaft eines Unternehmens von öffentlichem 
Interesse und jedes Mitglied eines Netzwerks, dem der Abschlussprüfer bzw. die 
Prüfungsgesellschaft angehört, darf weder direkt noch indirekt für das geprüfte Unternehmen, 
dessen Mutterunternehmen oder die von ihm beherrschten Unternehmen in der Union 
verbotene Nichtprüfungsleistungen innerhalb folgender Zeiträume erbringen: 

a) innerhalb des Zeitraums zwischen dem Beginn des Prüfungszeitraums und der Abgabe 
des Bestätigungsvermerks und 

b) innerhalb des Geschäftsjahrs, das dem in Buchstabe a genannten Zeitraum unmittelbar 
vorausgeht, in Bezug auf die in Unterabsatz 2 Buchstabe g genannten Leistungen. 

Für die Zwecke dieses Artikels bezeichnet der Ausdruck „verbotene Nichtprüfungsleistungen“: 

a) die Erbringung von Steuerberatungsleistungen im Zusammenhang mit Folgendem: 

i) Erstellung von Steuererklärungen; 

ii) Lohnsteuer; 

iii) Zöllen; 

iv) Ermittlung von staatlichen Beihilfen und steuerlichen Anreizen, es sei denn, die 
Unterstützung durch den Abschlussprüfer oder die Prüfungsgesellschaft bei 
solchen Leistungen ist gesetzlich vorgeschrieben; 

v) Unterstützung hinsichtlich Steuerprüfungen durch die Steuerbehörden, es sei 
denn, die Unterstützung durch den Abschlussprüfer oder die 
Prüfungsgesellschaft bei diesen Prüfungen ist gesetzlich vorgeschrieben; 

vi) Berechnung der direkten und indirekten Steuern sowie latenter Steuern; 

vii) Erbringung von Steuerberatungsleistungen; 
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b) Leistungen, mit denen eine Teilnahme an der Führung oder an Entscheidungen des 
geprüften Unternehmens verbunden ist; 

c) Buchhaltung und Erstellung von Unterlagen der Rechnungslegung und von Abschlüssen 
sowie Erstellung von Nachhaltigkeitsberichterstattung; 

d) Lohn und Gehaltsabrechnung; 

e) Gestaltung und Umsetzung interner Kontroll- oder Risikomanagementverfahren, die bei 
der Erstellung und/oder Kontrolle von Finanzinformationen oder 
Finanzinformationstechnologiesystemen zum Einsatz kommen; 

f) Bewertungsleistungen, einschließlich Bewertungsleistungen in Zusammenhang mit 
Leistungen im Bereich der Versicherungsmathematik und der Unterstützung bei 
Rechtsstreitigkeiten; 

g) juristische Leistungen im Zusammenhang mit 

i) allgemeiner Beratung, 

ii) Verhandlungen im Namen des geprüften Unternehmens und 

iii) Vermittlungstätigkeiten in Bezug auf die Beilegung von Rechtsstreitigkeiten; 
 

h) Leistungen im Zusammenhang mit der internen Revision des geprüften Unternehmens; 

i) Leistungen im Zusammenhang mit der Finanzierung, der Kapitalstruktur und -
ausstattung sowie der Anlagestrategie des geprüften Unternehmens, ausgenommen die 
Erbringung von Bestätigungsleistungen im Zusammenhang mit Abschlüssen, 
einschließlich der Ausstellung von Prüfbescheinigungen (Comfort Letters) im 
Zusammenhang mit vom geprüften Unternehmen herausgegebenen Prospekten; 

j) Werbung für, Handel mit oder Zeichnung von Aktien des geprüften Unternehmens; 

k) Personaldienstleistungen in Bezug auf 

i) Mitglieder der Unternehmensleitung, die in der Position sind, erheblichen Einfluss 
auf die Vorbereitung der Rechnungslegungsunterlagen oder der Abschlüsse, die 
Gegenstand der Abschlussprüfung sind, auszuüben, wenn zu diesen 
Dienstleistungen Folgendes gehört: 

— Suche nach oder Auswahl von Kandidaten für solche Positionen oder 

— Überprüfung der Referenzen von Kandidaten für diese Positionen; 
 

ii) Aufbau der Organisationsstruktur und 

iii) Kostenkontrolle. 
 

(2)    Die Mitgliedstaaten können andere als die in Absatz 1 aufgeführten Leistungen verbieten, 
wenn diese ihrer Ansicht nach eine Gefährdung der Unabhängigkeit darstellen könnten. Die 
Mitgliedstaaten teilen der Kommission alle Ergänzungen der Liste nach Absatz 1 mit. 

(3)    Abweichend von Absatz 1 Unterabsatz 2 können die Mitgliedstaaten die Erbringung der unter 
Buchstabe a Ziffern i und iv bis vii und Buchstabe f genannten Leistungen zulassen, sofern die 
folgenden Anforderungen erfüllt werden: 

a) die Leistungen haben allein oder kumuliert keine direkten oder haben nur unwesentliche 
Auswirkungen auf die geprüften Abschlüsse; 

b) die Einschätzung der Auswirkung auf die geprüften Abschlüsse ist in dem zusätzlichen Bericht an 
den Prüfungsausschuss gemäß Artikel 11 umfassend dokumentiert und erläutert; und 
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c) der Abschlussprüfer oder die Prüfungsgesellschaft erfüllt die Grundsätze der Unabhängigkeit 
gemäß der Richtlinie 2006/43/EG. 

(4)    Ein Abschlussprüfer oder eine Prüfungsgesellschaft, der bzw. die eine Abschlussprüfung bei 
einem Unternehmen von öffentlichem Interesse durchführt, und — sofern der Abschlussprüfer 
bzw. die Prüfungsgesellschaft einem Netzwerk angehört — jedes Mitglied dieses Netzwerks 
darf für das geprüfte Unternehmen, dessen Muttergesellschaft oder die von diesem 
beherrschten Unternehmen andere als die verbotenen Nichtprüfungsleistungen nach den 
Absätzen 1 und 2 erbringen, wenn der Prüfungsausschuss dies nach gebührender Beurteilung 
der Gefährdung der Unabhängigkeit und der angewendeten Schutzmaßnahmen gemäß 
Artikel 22b der Richtlinie 2006/43/EG billigt. Der Prüfungsausschuss erstellt gegebenenfalls 
Leitlinien in Bezug auf die in Absatz 3 genannten Leistungen. 

 Die Billigung des Prüfungsausschusses nach Unterabsatz 1 ist für die Durchführung von 
Bestätigungen der Nachhaltigkeitsberichterstattung nicht erforderlich 

 Die Mitgliedstaaten können strengere Vorschriften für die Voraussetzungen festlegen, unter 
denen ein Abschlussprüfer, eine Prüfungsgesellschaft oder ein Mitglied eines Netzwerks, dem 
der Abschlussprüfer oder die Prüfungsgesellschaft angehört, für das geprüfte Unternehmen, 
dessen Muttergesellschaft oder die von diesem beherrschten Unternehmen andere als die 
verbotenen prüfungsfremden Leistungen nach Absatz 1 erbringen darf. 

(5)    Wenn ein Mitglied des Netzwerks, dem der Abschlussprüfer bzw. die Prüfungsgesellschaft, der 
bzw. die die Abschlussprüfung bei einem Unternehmen von öffentlichem Interesse durchführt, 
angehört, für ein Unternehmen mit Sitz in einem Drittland, das von dem geprüften 
Unternehmen von öffentlichem Interesse beherrscht wird, Nichtprüfungsleistungen nach den 
Absätzen 1 und 2 erbringt, beurteilt der Abschlussprüfer bzw. die Prüfungsgesellschaft, ob dies 
seine bzw. ihre Unabhängigkeit beeinträchtigt. 

 Wird seine bzw. ihre Unabhängigkeit beeinträchtigt, so wendet der Abschlussprüfer bzw. die 
Prüfungsgesellschaft gegebenenfalls Schutzmaßnahmen zur Verminderung der durch diese 
Leistungserbringung in einem Drittland hervorgerufenen Gefahren an. Der Abschlussprüfer 
bzw. die Prüfungsgesellschaft darf die Abschlussprüfung bei dem Unternehmen von 
öffentlichem Interesse nur dann fortsetzen, wenn er/sie gemäß Artikel 6 der vorliegenden 
Verordnung und Artikel 22b der Richtlinie 2006/43/EG begründen kann, dass die Erbringung 
dieser Leistungen weder seine/ihre fachliche Einschätzung noch den Bestätigungsvermerk 
beeinträchtigt. 

 Für die Zwecke dieses Absatzes wird 

a) eine Teilnahme an den Entscheidungsprozessen des geprüften Unternehmens und die 
Erbringung der in Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstaben b, c und e genannten Leistungen 
auf jeden Fall als Gefährdung der Unabhängigkeit angesehen und die nicht durch 
Schutzmaßnahmen vermindert werden kann, 

b) bei Erbringung der in Absatz 1 Unterabsatz 2 unter den anderen Buchstaben als den 
Buchstaben b, c und e genannten Leistungen eine Gefährdung der Unabhängigkeit und 
deshalb die Notwendigkeit von Schutzmaßnahmen zur Verminderung der dadurch 
hervorgerufenen Gefahren angenommen. 

Artikel 6 - Artikel 44 
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Artikel 5 – Umsetzung 

(1)  Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um 
den Artikeln 1 bis 3 dieser Richtlinie spätestens bis zum 6. Juli 2024 nachzukommen. Sie teilen 
der Kommission unverzüglich den Wortlaut dieser Vorschriften mit.  

(2)  Die Mitgliedstaaten wenden die erforderlichen Vorschriften an, um Artikel 1, mit Ausnahme 
von Nummer 14, nachzukommen:  

a)  auf am oder nach dem 1. Januar 2024 beginnende Geschäftsjahre  

i)  für große Unternehmen im Sinne von Artikel 3 Absatz 4 der Richtlinie 2013/34/EU, 
bei denen es sich um Unternehmen von öffentlichem Interesse im Sinne von 
Artikel 2 Nummer 1 der genannten Richtlinie handelt und die am Bilanzstichtag 
die durchschnittliche Zahl von 500 während des Geschäftsjahres Beschäftigten 
überschreiten;  

ii)  für Unternehmen von öffentlichem Interesse im Sinne von Artikel 2 Nummer 1 der 
Richtlinie 2013/34/EU, bei denen es sich um Mutterunternehmen einer großen 
Gruppe im Sinne von Artikel 3 Absatz 7 der genannten Richtlinie handelt und die 
am Bilanzstichtag auf konsolidierter Basis die durchschnittliche Zahl von 500 
während des Geschäftsjahres Beschäftigten überschreiten;  

b)  auf am oder nach dem 1. Januar 2025 beginnende Geschäftsjahre  

i)  für große Unternehmen im Sinne von Artikel 3 Absatz 4 der Richtlinie 2013/34/EU, 
die nicht unter Buchstabe a Ziffer i dieses Unterabsatzes fallen;  

ii)  für Mutterunternehmen einer großen Gruppe im Sinne von Artikel 3 Absatz 7 der 
Richtlinie 2013/34/EU, die nicht unter Buchstabe a Ziffer ii dieses Unterabsatzes 
fallen;  

c)  auf am oder nach dem 1. Januar 2026 beginnende Geschäftsjahre  

i)  für kleine und mittlere Unternehmen im Sinne von Artikel 3 Absätze 2 und 3 der 
Richtlinie 2013/34/EU, die Unternehmen von öffentlichem Interesse im Sinne von 
Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe a der genannten Richtlinie sind und bei denen es 
sich nicht um Kleinstunternehmen im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 der genannten 
Richtlinie handelt;  

ii)  für kleine und nicht komplexe Institute gemäß der Definition in Artikel 4 Absatz 1 
Nummer 145 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013, sofern sie große Unternehmen 
im Sinne von Artikel 3 Absatz 4 der Richtlinie 2013/34/EU sind oder kleine und 
mittlere Unternehmen im Sinne von Artikel 3 Absätze 2 und 3 der genannten 
Richtlinie sind, die Unternehmen von öffentlichem Interesse im Sinne von Artikel 
2 Nummer 1 Buchstabe a der genannten Richtlinie sind und bei denen es sich 
nicht um Kleinstunternehmen im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 der genannten 
Richtlinie handelt;  

iii)  für firmeneigene Versicherungsunternehmen gemäß der Definition in Artikel 13 
Nummer 2 der Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des 
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Rates28, und firmeneigene Rückversicherungsunternehmen gemäß der Definition 
in Artikel 13 Nummer 5 der genannten Richtlinie, sofern es sich um große 
Unternehmen im Sinne von Artikel 3 Absatz 4 der Richtlinie 2013/34/EU handelt 
oder es sich um kleine und mittlere Unternehmen im Sinne von Artikel 3 Absätze 2 
und 3 der genannten Richtlinie handelt, die Unternehmen von öffentlichem 
Interesse im Sinne von Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe a der genannten Richtlinie 
sind und bei denen es sich nicht um Kleinstunternehmen im Sinne von Artikel 3 
Absatz 1 der genannten Richtlinie handelt.  

Auf am oder nach dem 1. Januar 2028 beginnende Geschäftsjahre wenden die Mitgliedstaaten 
die erforderlichen Vorschriften an, um Artikel 1 Absatz 14 nachzukommen.  

Die Mitgliedstaaten wenden die erforderlichen Vorschriften an, um Artikel 2 nachzukommen:  

a)  auf am oder nach dem 1. Januar 2024 beginnende Geschäftsjahre  

i)  für Emittenten im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe d der Richtlinie 
2004/109/EG, bei denen es sich um große Unternehmen im Sinne von Artikel 3 
Absatz 4 der Richtlinie 2013/34/EU handelt und die am Bilanzstichtag die 
durchschnittliche Zahl von 500 während des Geschäftsjahres Beschäftigten 
überschreiten;  

ii)  für Emittenten im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe d der Richtlinie 
2004/109/EG, bei denen es sich um Mutterunternehmen einer großen Gruppe im 
Sinne von Artikel 3 Absatz 7 der Richtlinie 2013/34/EU handelt und die am 
Bilanzstichtag auf konsolidierter Basis die durchschnittliche Zahl von 500 während 
des Geschäftsjahres Beschäftigten überschreiten;  

b)  auf am oder nach dem 1. Januar 2025 beginnende Geschäftsjahre  

i)  für Emittenten im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe d der Richtlinie 
2004/109/EG, bei denen es sich um große Unternehmen im Sinne von Artikel 3 
Absatz 4 der Richtlinie 2013/34/EU handelt und die nicht unter Buchstabe a Ziffer 
i dieses Unterabsatzes fallen;  

ii)  für Emittenten im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe d der Richtlinie 
2004/109/EG, bei denen es sich um Mutterunternehmen einer großen Gruppe im 
Sinne von Artikel 3 Absatz 7 der Richtlinie 2013/34/EU handelt und die nicht unter 
Buchstabe a Ziffer ii dieses Unterabsatzes fallen;  

c)  auf am oder nach dem 1. Januar 2026 beginnende Geschäftsjahre  

i)  für Emittenten im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe d der Richtlinie 
2004/109/EG, die kleine und mittlere Unternehmen im Sinne von Artikel 3 
Absätze 2 und 3 der Richtlinie 2013/34/EU und bei denen es sich nicht um 
Kleinstunternehmen im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie 2013/34/EU 
handelt;  

                                                           
28 Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2009 betreffend die 
Aufnahme und Ausübung der Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (Solvabilität II) (ABl. L 335 
vom 17.12.2009, S. 1). 
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ii)  für in Artikel 4 Absatz 1 Nummer 145 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 als kleine 
und nicht komplexe Institute definierte Emittenten, sofern es sich um große 
Unternehmen im Sinne von Artikel 3 Absatz 4 der Richtlinie 2013/34/EU handelt 
oder es sich um kleine und mittlere Unternehmen im Sinne von Artikel 3 Absätze 2 
und 3 der genannten Richtlinie handelt, die Unternehmen von öffentlichem 
Interesse im Sinne von Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe a der genannten Richtlinie 
sind und bei denen es sich nicht um Kleinstunternehmen im Sinne von Artikel 3 
Absatz 1 der genannten Richtlinie handelt;  

iii)  für in Artikel 13 Nummer 2 der Richtlinie 2009/138/EG als firmeneigene 
Versicherungsunternehmen oder in Artikel 13 Nummer 5 der genannten Richtlinie 
als firmeneigene Rückversicherungsunternehmen definierte Emittenten, sofern es 
sich um große Unternehmen im Sinne von Artikel 3 Absatz 4 der Richtlinie 
2013/34/EU handelt oder es sich um kleine und mittlere Unternehmen im Sinne 
von Artikel 3 Absätze 2 und 3 der genannten Richtlinie handelt, die Unternehmen 
von öffentlichem Interesse im Sinne von Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe a der 
genannten Richtlinie sind und bei denen es sich nicht um Kleinstunternehmen im 
Sinne von Artikel 3 Absatz 1 der genannten Richtlinie handelt.  

Auf am oder nach dem 1. Januar 2024 beginnende Geschäftsjahre wenden die Mitgliedstaaten 
die erforderlichen Vorschriften an, um Artikel 3 nachzukommen.  

(3)  Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in diesen Vorschriften selbst oder 
durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf die vorliegende Richtlinie Bezug. 
Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.  

(4)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen 
Vorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

 

Artikel 6 – Überprüfung und Berichterstattung  

(1)  Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und dem Rat einen Bericht über die 
Umsetzung dieser Änderungsrichtlinie vor, der unter anderem Folgendes umfasst:  

a)  eine Bewertung der Erreichung der Ziele dieser Änderungsrichtlinie, einschließlich der 
Konvergenz der Berichterstattungsverfahren zwischen Mitgliedstaaten;  

b)  eine Bewertung der Zahl der kleinen und mittleren Unternehmen, die freiwillig die in 
Artikel 29c der Richtlinie 2013/34/EU genannten Standards für die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung anwenden;  

c)  eine Bewertung, ob und wie der Anwendungsbereich der durch diese Änderungs-
richtlinie geänderten Vorschriften weiter ausgedehnt werden sollte, insbesondere in 
Bezug auf kleine und mittlere Unternehmen und Drittlandsunternehmen, die ohne ein 
Tochterunternehmen oder eine Zweigniederlassung im Gebiet der Union unmittelbar im 
Binnenmarkt der Union tätig sind;  

d)  eine Bewertung der Anwendung der durch diese Änderungsrichtlinie eingeführten 
Berichterstattungsanforderungen auf Tochterunternehmen und Zweigniederlassungen 
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von Drittlandsunternehmen, einschließlich einer Bewertung der Zahl der Drittlands-
unternehmen, die ein Tochterunternehmen oder eine Zweigniederlassung besitzen, die 
gemäß Artikel 40a der Richtlinie 2013/34/EU Bericht erstattet; eine Bewertung des 
Durchsetzungsmechanismus und der in dem genannten Artikel festgelegten 
Schwellenwerte;  

e)  eine Bewertung, ob und wie die Barrierefreiheit der Nachhaltigkeitsberichte, die von in 
den Anwendungsbereich dieser Änderungsrichtlinie fallenden Unternehmen 
veröffentlicht werden, für Menschen mit Behinderungen sichergestellt werden kann.  

Der Bericht wird bis zum 30. April 2029 und danach alle drei Jahre veröffentlicht und 
gegebenenfalls durch Legislativvorschläge ergänzt.  

(2)  Bis zum 31. Dezember 2028 überprüft die Kommission den Konzentrationsgrad des Marktes 
für die Bestätigung der Nachhaltigkeitsprüfung und erstattet darüber Bericht. Bei der 
Überprüfung werden die für unabhängige Erbringer von Bestätigungsleistungen geltenden 
nationalen Regelungen berücksichtigt, und es wird bewertet, ob und inwieweit die genannten 
nationalen Regelungen zur Öffnung des Marktes für Bestätigungsleistungen beitragen.  

 Bis zum 31. Dezember 2028 prüft die Kommission mögliche rechtliche Maßnahmen, um eine 
ausreichende Diversifizierung des Marktes für die Bestätigung der Nachhaltigkeits-prüfung und 
eine angemessene Qualität der Nachhaltigkeitsberichterstattung zu gewährleisten. Die 
Kommission überprüft die in Artikel 34 der Richtlinie 2013/34/EU genannten Maßnahmen und 
bewertet, ob sie auf weitere große Unternehmen ausgeweitet werden müssen.  

 Der Bericht wird dem Europäischen Parlament und dem Rat bis zum 31. Dezember 2028 
übermittelt und gegebenenfalls durch Legislativvorschläge ergänzt.  

 

Artikel 7 – Inkrafttreten und Anwendung  

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Union in Kraft.  

Artikel 4 dieser Richtlinie wird ab dem 1. Januar 2024 auf am oder nach dem 1. Januar 2024 
beginnende Geschäftsjahre angewandt. 

 


